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Vorbemerkungen

Der vorliegende Standpunkt macht einen Faktencheck aus den zur Zeit der
Erstellung der ersten Version des Berichts zugénglichen schriftlichen Urteils-
Informationen zur Startgutschrift der Klagerin aus dem Verfahren des BGH IV ZR
120/22 vom 20.09.2023 (bzw. der Vorinstanzen des OLG Karlsruhe 12 U 106/20 vom
17.03.2022); LG Karlsruhe 6 O 184/19 vom 29.05.2020, verdffentlicht in juris). Ein
entsprechendes Urteil zu OLG KA 12 U 106/20 ist das Pilot-Urteil OLG KA 12 U
112/20 (juris) vom 30.11.2021." Eine Wiirdigung des Verfahrens BGH IV ZR 120/22
(bzw. des Urteils der Vorinstanz OLG KA 12 U 106/20) aus juristischer Sicht ist nicht
die Intention des Berichts. Erst seit dem 18.10.2023 liegt die vollstandige BGH-
Urteilsbegriindung vor.? Dort gibt es Angaben zum Geburtsdatum und zum VBL-
Eintrittsdatum der Klagerin.

Wahrend rentenferne Betroffene nur an einer fur sie ,gerechten” individuellen Lésung
ihres rentenfernen Startgutschriftproblems interessiert sind, gehen Richter und
Gerichte aus rechtsdogmatischer Sicht in ihren Urteilen ganz anders vor, indem sie
versuchen - auf einer allgemeinen rechtlichen Ebene beginnend - juristische
Verwerfungen von Zusatzversorgungsregelungen zu entdecken/zu bewerten und erst
dann auf den konkreten Klagefall anzuwenden.

Bei der Lekture einer rentenfernen Startgutschrift oder etwa aktuell bei der Lekture
der Urteile des Oberlandgerichts Karlsruhe 12 U 106/20 vom 17.03.2022 (bzw. 12 U
112/20 vom 30.11.2021) bleibt vieles im Dunkeln. Was besagen die Urteile fur
einzelne rentenferne Versicherte, die auch eine Startgutschrift mit bzw. ohne
Zuschlag nach der tariflichen Regelung vom 08.06.2017 erhalten haben? Welche
Einflussgrél3en waren/sind in der Startgutschrift maf3geblich, ob sich einen Zuschlag
ergab oder auch nicht?

Der vorliegende Standpunkt versucht, etwas Transparenz zu schaffen und den
konkreten Klagefall zum Verfahren BGH IV ZR 120/22 vom 20.09.2023 (bzw. LG KA
6 O 184/19 vom 29.05.2020, OLG KA 12 U 106/20 vom 17.03.2022) systematisch in
das System der neuen  Zusatzversorgung mit den rentenfernen
Ubergangsregelungen (rentenfernen Startgutschriften) einzubetten.

Die personen- und versicherungsbezogenen Angaben im Text des Urteils des LG
Kalrsruhe und des OLG Karlsruhe (die sich auf den konkreten Versicherungsfall der
Klagerin beziehen) reichen aus, um mit systematisch-logischen Schlussfolgerungen
auf die alte (2001) und die neue rentenferne Startgutschrift (nach den Regeln vom
08.06.2017) der Klagerin zu schlieRen. Zur unabhangigen Verifikation der
Schlussfolgerungen kann man sich eines Excel-Programms bedienen.

! Mit Ausnahme der Versicherungsdaten ist das Urteil des OLG KA 12 U 106/20 textlich identisch mit dem
Piloturteil OLG KA 12 U 112/20

2 https://juris.bundesgerichtshof.de/cqi-
bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&az=1\V%20ZR%20120/22&nr=135081
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Man hat somit die Mdglichkeit den Versicherungsfall einzuordnen. Zum Verstandnis
kann beitragen, wenn man etwas in die Historie der Zusatzversorgung des
offentlichen Dienstes schaut, sich um Verstandnis fiir den Ansatz der Neuregelungen
(fir rentennahe und rentenferne Versicherte) bemiht und sich auch kritisch-
systematischen Uberlegungen nicht verschlieR3t.

Das Kapitel 1 (Einstieg) beschreibt aus einer Art ,Vogelflugperspektive® die zeitliche,
systematische und rechtliche Entwicklung der alten / neuen Zusatzversorgung des
offentlichen Dienstes bis hin zu den vorinstanzlichen Urteilen des LG- / OLG -
Karlsruhe und zum BGH Verfahren IV ZR 120/22.

Um das Verstandnis fur die komplexen Sachverhalte zu erleichtern, wird danach in
Kapitel 2 der Ubergang der Gesamtversorgung zur neuen Betriebsrente des
offentlichen Dienstes beschrieben.

Kapitel 3 beschreibt die rentenferne Startgutschrift als System mit diversen
EinflussgréRen und ,Stellschrauben®, die sich gegenseitig beeinflussen.

Kapitel 4 unternimmt den Versuch einer Analyse und einer systematischen
Einordnung der VBL — Startgutschrift und VBL — Betriebsrente der Versicherten aus
den angegebenen Daten (der Vorinstanzen) zum Klagefall.

Anlage A weist auf den Termin des BGH zur Verhandlung des Falles IV ZR 120/22
vom 20.09.2023 hin.

Anlage B beschreibt Missverstadndnisse um die gesetzliche Naherungsrente.
Anlage C gibt einen Auszug aus § 41 Abs. 2¢ VBLS a.F. (41. S.A.) wieder.
In Anlage D findet man die Pressemitteilung des BGH zum Urteil IV ZR 120/22.

In Anlage E wird verdeutlicht, dass das in der Urteilsbegriindung des BGH — Urteils
angegebene VBL — Eintrittsdatum (08.04.1991) vermutlich inkompatibel ist zu den
Versicherungs- und Startgutschriftdaten aus den Vorinstanzen der Klagerin. Die
Auswirkungen dieser Inkompatibilitat halten sich jedoch in Grenzen.

Der vorliegende Faktencheck stellt lediglich eine Annaherung an das
Klageverfahren dar, denn die Startgutschrift der rentenfernen Versicherten lag
far diesen Standpunkt nicht vor. Zudem kann es wegen Rundungsdifferenzen in
Excel durchaus zu minimalen rechnerischen Abweichungen gegenlber den
Bescheiden der Zusatzversorgungskasse geben.

Wiernsheim, 21.09.2023 (Rev. 18.10.2023) Dr. Friedmar Fischer

URL: http://www.startqutschriften-arge.de/3/SP Faktencheck BGH 2023.pdf
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Zusammenfassung

Zum Zeitpunkt (21.09.2023) der ersten Erstellung dieses Standpunkts lag die
schriftliche Urteilsbegriindung des BGH noch nicht vor. Das geschah erst am
18.10.2023. Die Einlassungen dieses Standpunkts ergeben sich daher aus den bis
dahin bekannten den personen- und versicherungsbezogenen schriftlichen Daten der
vorinstanzlichen Urteile LG KA 60 184/19 vom 29.05.2020, OLG KA 12 U 106/20
vom 17.03.2022 zum Verfahren des BGH IV ZR 120/22. Die systematische
Erfassung der Hintergriinde der alten und neuen Startgutschrift der Klagerin ist
jedoch maglich.

Ziel der Untersuchung ist es, eine Kongruenz der Nachprufung der rentenfernen
Startgutschrift der Klagerin zu den Angaben (ihren speziellen Versicherungsdaten)
aus den Urteilen herzustellen und zwar auf der Basis der flr den Standpunkt bis zum
21.09.2023 verfugbaren schriftlichen Informationen aus den Texten der LG / OLG —
Urteile bzw. der BGH — Termininformation.

Vor der Revision (18.10.2023) dieses Standpunkts ergab sich eine erste denkbare
Sachlage.

Mangels ausreichender Informationen zur Art des gesetzlichen Renteneintritts
wurden folgende Uberlegungen fur den Renteneintritt zum 01.08.2014 angestellt:

e Der Regelaltersbeginn fur den Jahrgang 1949 beginnt zum 65. LJ + 3 Monate.

e Zum 65. LJ ware der frihere Rentenbeginn der Klagerin der 01.05.2014
gewesen.

e Das fiktive Geburtsdatum wird auf den 15. April 1949 gelegt.

e Das VBL - Eintrittsdatum muss dann aus logischen Griinden auf den 01.02.1991
gelegt werden (vgl. Kap. 4.2.2 und Tabelle 8).

Genau diesen Annahmen wird in diesem Standpunkt zunéchst gefolgt und sie
werden erst in Anhang E geandert.

Annahmen zur ersten Version (21.09.2023) dieses Standpunkts:

Die vermutlich im April 1949 geborene Versicherte sei ab 01.02.1991 bei
der VBL pflichtversichert worden. Zu diesem Zeitpunkt ist sie wohl 41
Jahre plus 9 Monate alt (d.h. 41,75 Jahre).

Aufgrund ihres Geburtsjahrgangs gilt sie als rentenfern, denn zum Stichtag der
Umstellung der Zusatzversorgung des 6ffentlichen Dienstes am 31.12.2001 hatte sie
das 55. LJ noch nicht vollendet. Am 31.12.2001 ist die Versicherte vermutlich
verheiratet. Daher wird ihr fir die Berechnung des fiktiven Nettoentgelts im System
der rentenfernen Startgutschrift die fiktive Steuerklasse 111/0 zugewiesen.
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Die Anzahl der vom fiktiven Eintritt, 01.02.1991, bis zum Stichtag 31.12.2001 beim

Eintrittsalter von 41,75 Jahren erreichten unterbrechungsfreien
Pflichtversicherungsmonate wirde (m) = 10,91 Jahre betragen [rein rechnerisch
ermittelt aus einer Formel fur F-STG (siehe unten) und deren Auflésung nach (m)].
Die Anzahl der damals bis zum 65. LJ+0 Monate (= alter Regelaltersrentenbeginn im
Jahr 2001) theoretisch mdglichen Pflichtversicherungszeit (n) wirde dem
entsprechend 23,25 Jahre betragen wegen (65 — 41,75=23,25).

Da (n) < 40 Jahre (Eintrittsalter in die VBL mit mehr als 25 Jahren) ist, wird der
Klagerin statt des jahrlichen Anteilssatzes von 2,25 % der maximal mdgliche
Anteilssatz von 2,5 % (=Min [ (100 % /n) ; 2,5 % ]) gewahrt.

Laut den Angaben im vorinstanzlichen OLG-Urteil werden ihr aufgrund der tariflichen
Neuregelung vom 08.06.2017 statt der urspringlichen Anzahl von 29,87
Versorgungspunkten (VP) nun 33,20 VP zugewiesen.

Die rentenferne Startgutschrift (STG) ist stets das Maximum aus den Grol3en

e Formelbetrag (F-STG) [ =Voll-Leistung (VL) x pers. erdienter Versorgungs-
prozentsatz (pVS) ] nach § 18 Abs. 2 Nr. 1 und 2 BetrAVG

e Mindeststartgutschrift (M-STG) nach 8§ 9 Abs. 3 ATV (bzw. 8§ 37 Abs. 3 VBLS
n.F. "soziale Komponente"), wenn am 31.12.2001 volle Pflichtversicherungsjahre
(m) >= 20 erreicht wurden

e Mindestrente nach Entgelten / Beitrdgen (M-Rente)
(einfache Versicherungsrente) nach 8§ 18 Abs. 2 Nr. 4 BetrAVG

Gemal3 der tariflichen Neuregelung der Zusatzversorgung vom 08.06.2017 ergibt

sich fur den Klagefall:

Der Formelbetrag (F-STG) auf der Basis eines rickgerechneten
gesamtversorgungsfahigen Entgelts von 3.101,99 € [das ist aus der gerichtlichen
Angabe zur fiktiven gesetzlichen N&herungsrente (NR) in Hohe von 1.382,45 €
ermittelbar] belief sich im Klagefall auf 132,80 €, die einfache Versicherungsrente
(M-Rente) (Mindestrente nach Beitragen) wurde geschétzt auf nur 117,52 €, die
Mindeststartgutschrift (M-STG) ergab sich zu 0,00 €, da m < 20 Jahre. Die
anderen heranzuziehenden Vergleichsgroflen waren also kleiner als der
Formelbetrag (F-STG). Nur im Formelbetrag (F-STG) geht jedoch eine Anderung
des personlich erdienten Versorgungsprozentsatzes ein.

Veroffentlichte Vergleichsstudien des Autors dieses Standpunkts erméglichen eine
systematische Einordnung des vorliegenden Klagefalls.

Wahrend bei unteren bis mittleren Gehaltern (gesamtversorgungsfahigen Entgelte
(gvE) von 1.000 € bis 4.000 €) Dbei der Startgutschrift fur am 31.12.2001
Alleinstehende zunachst vorwiegend fur verschiedene Eintrittsalter (EA) bzw.
Anzahl von Pflichtversicherungsjahren (m) bis zum 31.12.2001 die Mindest-
Startgutschrift und die Mindestrente dominieren, ist es fiur hohere Gehalter (gvE von
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5.000 €, 6.000 €) nur noch der Formelbetrag. Bei am 31.12.2001 Verheirateten
dominiert ab einem (gvE) von 2.000 € der Formelbetrag.

Nur for von dem Formelbetrag dominierte Startgutschriften betragt der neue
Zuschlag maximal 11,11 % = [(2,5 % - 2,25 %) / 2,25 %] x 100 auf die alte
Startgutschrift aus 2001.

Der Fall der Klagerin aus der Vorinstanz mit Urteil OLG KA 12 U 106/20 l&sst sich
systematisch einordnen:

Fur ein gvE zwischen 3.000 € und 4.000 € dominiert mit knapp m=11
Pflichtversicherungsjahren bis 31.12.2001

e Dbei Verheirateten durchgehend (fir m=4 bis m=38) der Formelbetrag

e bei Alleinstehenden durchgehend (fir m=4 bis m=38) die
Mindeststartgutschrift oder die Mindestrente nach historischen Beitragen
(einfache Versicherungsrente).

Fur einen verheirateten Personenkreis mit einem gvE zwischen 3.000 € und 4.000 €
haben aus systematischen Grinden die Zuschlagsberechnungen positive
Auswirkungen (Zuschlag) auf deren rentenferne Startgutschrift.

Fur einen alleinstehenden Personenkreis mit einem gvE zwischen 3.000 € und
4.000 € haben aus systematischen Griinden die Zuschlagsberechnungen leider
keine positiven Auswirkungen (Zuschlag) auf deren rentenferne Startgutschrift.

Griinde fir die Revision (18.10.2023) des Standpunkts:

Alternativ ware bzgl. des Geburtsdatums auch moglich gewesen, den Ansatz einer
(besonders) langjahrigen gesetzlichen Versicherung (mit Vertrauensschutz)
anzunehmen. Dann ware der Geburtsmonat Juli ins Spiel gekommen. Dabei ware
der VBL — Eintrittsmonat aber noch nicht eindeutig bestimmt. Das scheint wichtig, um
die bis zum 31.12.2001 erzeilten Pflichtversicherungsmonate / - jahre bestimmen zu
kénnen.

Aus der schriftlichen BGH — Urteilsbegriindung am Veré6ffentlichungstag, 18.10.2023,
geht hervor, dass das Geburtsdatum der Klagerin der 16.07.1949 sei. Der VBL —
Eintritt sei am 08.04.1991 erfolgt. Aus logischen Grinden scheint das Eintrittsdatum
08.04.1991 unrichtig zu sein und sollte durch den 01.02.1991 ersetzt werden. Das
wird ausfuhrlich erst in Anhang E beschrieben.

Die Auswirkungen des vermutlich nicht korrekten VBL — Eintrittsdatums aus dem
Text der BGH — Urteilsbegrindung sind nicht wesentlich und haben keine rechtliche
Relevanz.
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1. Einstieg

Da Urteile des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) die alte Gesamtversorgung (GV
a.F.) des offentlichen Dienstes in Teilen fur verfassungswidrig erklarten, musste um
die Jahrtausendwende die alte Zusatzversorgung des Offentlichen Dienstes
geschlossen werden. Die bisherigen Regelungen wurden durch eine neue
Zusatzversorgung (die Punkterente mit Versorgungspunkten) ersetzt. Dem ging eine
Gesetzesanderung des Betriebsrentengesetzes (nun BetrAVG n.F.) voraus mit einer
Sonderregelung fur den offentlichen Dienst (8 18 Abs. 2 BetrAVG n.F.). Es folgte ein
Altersvorsorgetarifvertrag (ATV) der Tarifparteien des oOffentlichen Dienstes.
Anschlielend wurden die Regelungen des ATV in die jeweiligen
Zusatzversorgungssatzungen (z.B. die Satzung der VBL, VBLS n.F.) ibernommen.

Fur die Versicherten der Zusatzversorgungskassen (ZVKs), die bereits vor der
Umstellung (31.12.2001) der Zusatzversorgung in der jeweiligen Kasse
pflichtversichert waren, mussten Ubergangsregelungen (,Startgutschriften® zum
31.12.2001) gefunden werden. Zwei Versichertengruppen wurden unterschieden:
Rentennahe Pflichtversicherte, die am 31.12.2001 bereits das 55. LJ vollendet hatten
und rentenferne Versicherte, die an dem Stichtag 31.12.2001 noch nicht 55 Jahre alt
waren.

Die rentennahen Ubergangsregelungen zum 31.12.2001 orientierten sich stark an
der alten Gesamtversorgung (GV a.F.), d.h. man ermittelte die GV a.F. zum 63. LJ
(d.h. man Dberechnete u.a. das fiktive Nettoarbeitsentgelt, die einfache
Versicherungsrente nach Beitragen, die qualifizierte Versicherungsrente mit 0,4% per
annum (p.a.) des Brutto-Gesamtversorgungsentgelts (gvE) und zog die neue
Punkterente, die noch bis zum 65. LJ+0 Monate erreichbar gewesen ware, davon ab.
Der Bundesgerichtshof (BGH) entschied mit dem Urteil IV ZR 134/07 vom
24.09.2008, dass die rentennahen Ubergangsregelungen verfassungsgemaf und
daher wirksam seien.

Die rentenfernen Ubergangsregelungen zum 31.12.2001 verwenden nur noch
wenige  Begrifflichkeiten aus der GV a.F. (wie zum Beispiel das
gesamtversorgungsfahige Entgelt (gvE) zum Stichtag 31.12.2001, das fiktive
Nettoarbeitsentgelt (NAG) zum 31.12.2001 und auch die einfache
Versicherungsrente zum 31.12.2001). Den Mindestwert der qualifizierten
Versicherungsrente nach GV a.F. gibt es nicht mehr. Die reale gesetzliche Rente
wird durch eine fiktive gesetzliche N&herungsrente (NR) zum 65. LJ+0 Monate
ersetzt.

Jeder rentenferne Versicherte erhalt nach 8 18 Abs. 2 BetrAVG n.F. pro Jahr der
Pflichtversicherung in der Zusatzversorgung n.F. einen festen Anteil p.a. von 2,25
Prozent der fir ihn ermittelten hochstmoglichen Voll-Leistung (VL) (dabei meint VL =
<91,75% des fiktiven steuerklassenabhéngigen Nettoentgelts> minus NR). Die
Startgutschrift zum 31.12.2001 ist dann das Maximum aus drei Werten



10
[Formelbetrag (F-STG) (d.h VL x personl. Versorgungssatz (pVS); Mindestrente

nach Beitrdgen (M-Rente) (=einfache Versicherungsrente nach VBLS a.F.);
Mindeststartgutschrift (M-STG), wenn 20 volle Jahre (m) bis zum 31.12.2001
bereits erreicht wurden, d.h. m x 1,84 Versorgungspunkte x 4 €).

Die strukturellen rechtlichen und systematischen Defizite*> der Anderung des § 18
BetrAVG n.F. fUr rentenferne Versicherte wurden allerdings fortgeschrieben in die
entsprechenden Regelungen des Altersvorsorgetarifvertrags (ATV] und der
Zusatzversorgungssatzungen n.F. Daraus resultierte  eine  jahrelange
Zivilprozesswelle.

Rentenferne Versicherte erstritten zwei Grundsatzurteile des BGH (IV ZR 74/06 vom
14.11.2007, IV ZR 09/15 vom 09.03.2016) gegen die jeweiligen rentenfernen
Ubergangsregelungen  wegen unterschiedlicher  Verstol3e gegen den
Gleichheitsgrundsatz des Grundgesetzes (GG).

Die Tarifparteien mussten zweimal nachbessern mit Anderungen vom 30.05.2011
bzw. 08.06.2017. Daher waren entsprechend zweimal der Altersvorsorgetarifvertrag
(ATV) und die jeweilige Zusatzversorgungssatzung (z.B. VBLS n.F.) anzupassen.

Die Berechnung des personlichen Versorgungssatzes (pVS) nach § 18 Abs. 2 Nr. 1
BetrAVG n.F. erfolgte bei der Erstberechnung der Startgutschrift zunachst mittels der
Vorschrift pVS = Pflichtversicherungsjahre bis zum 31.12.2001 x 2,25 Prozent pro
Jahr.

Nach der Neuregelung vom 08.06.2017 durch die Tarifparteien wurde der fixe
Prozentsatz von 2,25 Prozent p.a. ersetzt durch einen variablen Satz von 2,25 bis
maximal 2,5 Prozent pro Jahr.

Personen, die bei Eintritt in den o6ffentlichen Dienst zwischen 20,56 Jahre [20,56
Jahre = 65 — (100/2,25)] alt waren und das 25. LJ noch nicht vollendet hatten,
erhalten nun einen individuell errechneten Altersfaktor. Fur die Ubrigen rentenfernen
Versicherten bleibt es bei einem Altersfaktor von 2,25% p.a. bzw. 2,5% p.a.

Gegen die ausschliel3liche Anwendung der fiktiven Naherungsrente und gegen die
Nichtanpassung (Nichterh6hung) des jahrlichen Anteilssatzes gemal3 der tariflichen
Neuregelung vom 08.06.2017 der rentenfernen Startgutschriften fir ,Friheinsteiger”
in die Pflichtversicherung, die schon vor dem vollendeten 25. LJ in der
Zusatzversorgungkasse versichert wurden, wurde in zahlreichen Zivilverfahren vor
dem Landgericht und auch vor dem Oberlandesgericht Karlsruhe Klage erhoben.

Mit dem Pilot-Urteil OLG KA 12 U 112/20 vom 30.11.2021 wurden samtliche &hnlich
gelagerte Klagen zurtickgewiesen (also auch das Verfahren OLG KA 12 U 106/20,
auf dem das BGH Verfahren IV ZR 120/22 basiert). Die Neuregelung der

® F. Fischer / C. Wagner, Zusatzversorgung im 6ffentlichen Dienst: Startgutschriften im Fokus des Betriebs-
rentengesetzes, BetrAV, Heft 1, Januar 2019, 27-33
http://www.startgutschriften-arge.de/11/Fischer Wagner BetrAV_1 2019.pdf
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Zusatzversorgungssatzung (z.B. der VBL n.F.) auf der Basis der tariflichen Einigung
vom 08.06.2017 wird nunmehr vom OLG KA fur wirksam erklart.

Wahrend rentenferne Betroffene vorwiegend nur an einer fur sie ,gerechten”
individuellen Loésung ihres rentenfernen Startgutschriftproblems interessiert sind,
gehen Richter und Gerichte aus rechtsdogmatischer Sicht in ihren Entscheidungen
ganz anders vor, indem sie versuchen - auf einer allgemeinen rechtlichen Ebene
beginnend - juristische Verwerfungen von Zusatzversorgungsregelungen zu
entdecken / zu bewerten und erst dann auf den konkreten Klagefall anzuwenden.

Bei der Lektire von Urteilen zu rentenfernen Startgutschriften bzw. aktuell auch bei
der Lektire des vorinstanzlichen Urteils des Landgerichts Karlsruhe 12 U 106/20
vom 17.03.2022 zum BGH-Urteil bleibt nach wie vor vieles im Dunkeln.

Was besagt das jeweilige Urteil fir einzelne rentenferne Versicherte, die
auch eine Startgutschrift mit bzw. ohne Zuschlag nach der tariflichen
Regelung vom 08.06.2017 erhalten haben? Welche Einflussgréf3en waren
in der Startgutschrift maf3geblich, ob sich einen Zuschlag ergab oder auch
nicht?

Der vorliegende Standpunkt versucht, etwas Transparenz zu schaffen und den
konkreten Klagefall des BGH - Verfahrens IV ZR 120/22 vom 20.09.2023 (bzw.
vorinstanzlich OLG KA 12 U 106/20 vom 17.03.2022) systematisch in das System
der neuen Zusatzversorgung mit den rentenfernen Ubergangsregelungen
(rentenfernen Startgutschriften) einzubetten.

Daraus kann sich die Mdoglichkeit ergeben, auch den eigenen Versicherungsfall
einzuordnen.

Zum Verstandnis kann beitragen, wenn man etwas in die Historie der
Zusatzversorgung des offentlichen Dienstes schaut, sich um Verstandnis fur den
Ansatz der Neuregelungen (fur rentennahe und rentenferne Versicherte) bemiht und
sich auch kritisch - systematischen Uberlegungen nicht verschlief3t.

Zahlreiche systematische Wirdigungen® zur neuen Zusatzversorgung hat es
gegeben, die aber hier nicht Gegenstand des vorliegenden Standpunkts sein sollen.

In neueren Zuschlagsurteilen der Karlsruher Gerichte etwa ab 2019/2020 wird auch
stets von Rechts wegen gepruft, ob ggf. ,Hartefall“aspekte zu beriicksichtigen sind.

Dazu gibt es (vollig unabhangig von der Zuschlagsproblematik) eine fortlaufende
Hartefallrechtsprechung des OLG KA auch fir rentenferne Versicherte (zustimmend
fur einen ehemals zum 31.12.2001 verwitweten rentenfernen Klager im OLG KA

4 http://startgutschriften-arge.de (dort Rubrik <Studien>, <Standpunkte>)



http://startgutschriften-arge.de/
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Urteil 12 U 418/14 vom 30.07.2019:>° und ablehnend fiir einen ehemals zum

31.12.2001 geschiedenen rentenfernen Klager im OLG KA Urteil 12 U 62/21 vom
16.12.2021."°

Auch dieser Spezialaspekt der neuen Zusatzversorgung ist nicht Gegenstand der
vorliegenden Untersuchung.

® http://Irbw.juris.de/cgi-
bin/laender rechtsprechung/document.py?Gericht=bw&GerichtAuswahl=OLG+Karlsruhe&Art=en&Datum=20

19&nr=28909&pos=2&anz=54

6 http://www.startgutschriften-arge.de/3/SP_Weg_zum_rf Haertefall.pdf

! http://startqutschriften-arge.de/8/OLG_Karlsruhe 12 U 62 21 an.pdf
8http://www.startqutschriften-arqe.de/:%/SP Fokus Haertefallurteil 2021.pdf



http://lrbw.juris.de/cgi-bin/laender_rechtsprechung/document.py?Gericht=bw&GerichtAuswahl=OLG+Karlsruhe&Art=en&Datum=2019&nr=28909&pos=2&anz=54
http://www.startgutschriften-arge.de/3/SP_Weg_zum_rf_Haertefall.pdf
http://startgutschriften-arge.de/8/OLG_Karlsruhe_12_U_62_21_an.pdf
http://www.startgutschriften-arge.de/3/SP_Fokus_Haertefallurteil_2021.pdf
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2.Ubergang Gesamtversorgung zur neuen
Betriebsrente

Die Broschiire der Rechtsanwalte Wagner und Heckert’ beschreibt den Ubergang:

Das damalige System der Gesamtversorgung verfiigte Uber folgende wichtige
Grundzige:

e Berechnung der Versorgungsrente aus dem Endgehalt und hierdurch Auffillung
von generellen oder individuellen Versorgungslicken der gesetzlichen Renten-
versicherung,

e Gewahrung einer dynamischen Versorgungsanwartschaft aufgrund des pro-
zentualen Anstiegs im jeweiligen Verhaltnis zum Endgehalt, so dass die Dynamik
der Anwartschaft durch den Bezug auf die Tariflohnsteigerungen gewahrleistet
war.

e Dynamik der gewahrten Versorgungsrente im Grundsatz nach beamten&hnli-
chen Strukturen gemafld den Versorgungssatzen der Beamtenversorgung, da-
durch Sicherung des Lebensstandards.

e Einbeziehung von Ausbildungszeiten (zur Halfte) in die Berechnung der
Gesamtversorgung.

e Gewahrung sozialer Komponenten, u.a. Mindestversorgung.

2.1. Beschreibung des neuen Versorgungsrechts

Mit der Vereinbarung des Altersvorsorgeplans (AVP) vom 13.11.2001 und der
Unterzeichnung des Tarifvertrages Altersversorgung (ATV) am 01.03.2002 haben
sich die Tarifparteien des 6ffentlichen Dienstes auf eine grundlegende Reform der
Zusatzversorgung verstandigt. Dieser Schritt erschien den Satzungsgebern
notwendig, um die Versorgungsanspriuche der Beschaftigten zukunftssicher zu
gestalten zu kdnnen.

An die Stelle der Gesamtversorgung tritt nun ab 01.01.2002 eine an den
Beschaftigungszeiten orientierte Betriebsrente (Punkterente). Fur alle Beschéftigten
gilt die Uberleitung der bereits erworbenen Besitzstande in das sogenannte
Punktemodell, das kinftig fur die Leistungen der betrieblichen Altersversorgung
malfdgeblich ist.

Die bisherigen Leistungen der Zusatzversorgung stockten die Rente aus der
gesetzlichen Rentenversicherung auf eine an den Grundsatzen der
Beamtenversorgung ausgerichtete Gesamtversorgung auf und waren auf héchstens
91,75 % des sogenannten fiktiven Nettoarbeitsentgeltes eines aktiv Beschaftigten

’ Arbeitsgemeinschaft der Zusatzversorgungsanwalte: Kirzungen im VBL Versorgungsrecht - Fehler in der
Startgutschrift, Gegeniiberstellung des alten und neuen Rechts
http://www.rae-heckert.de/sites/default/files/downloads/Startgutschrift. PDF



http://www.rae-heckert.de/sites/default/files/downloads/Startgutschrift.PDF
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begrenzt. Nach der Neuregelung der Zusatzversorgung tritt nun neben die
gesetzliche Rente eine nach dem Punktemodell ermittelte Zusatzversorgung, die sich
ausschlief3lich an den Beschaftigungszeiten im offentlichen Dienst und der Hohe des
im jeweiligen Kalenderjahr bezogenen Einkommens orientiert.

Die Hohe der Rente ist nun nicht mehr von einem bestimmten
Versorgungsprozentsatz abhangig, sondern von der gesamten Erwerbsbiographie im
offentlichen Dienst und daher nicht mehr vergleichbar mit dem bisherigen System. In
diesem neuen Betriebsrentensystem bestimmt sich die Leistungshéhe nach der
Anzahl der erworbenen Versorgungspunkte, die durch Beitragszahlungen auf der
Grundlage des jeweiligen Arbeitsentgeltes erworben werden. Fir jedes Dienstjahr
erfolgt eine Gutschrift von Rentenbausteinen in Abhéangigkeit von Alter und
Beitragsleistung auf ein Versorgungskonto. Diese Rentenbausteine werden jahrlich
dynamisiert.

Da das alte Zusatzversorgungssystem definitiv zum 31.12.2001 geschlossen wurde,
mussten rechtliche Ubergangsregelungen gefunden werden, um Bestandsrentner in
der Zusatzversorgung und zukinftige Rentner in der Zusatzversorgung mit ihren
bisherigen und zukunftig erdienten Rentenansprichen zu berucksichtigen.

Die Gerichte beschreiben die Ubergangsregelung in wenigen formal an
Satzungsparagrafen orientierten Satzen (siehe das ,rentennahe* BGH-Urteil (IV ZR
134/07 RdNr. 3) vom 24.09.2008).

Das Ubergangsrecht unterscheidet zwischen  Rentenberechtigten  und
Anwartschaftsberechtigten.

Als Rentenberechtigte (Bestandsrentner) gelten diejenigen, bei denen die Rente
spatestens am 01.01.2002 begonnen hat (z.B.: 88 75, 76, 77 VBLS n.F. oder
vergleichbare Paragrafen in anderen ZVK - Satzungen). Versorgungsrenten bzw.
Versicherungsrenten werden zum 31.12.2001 festgestellt, weitergezahlt und
entsprechend z.B. nach 8§ 39 VBLS n.F. (oder einem vergleichbaren Paragraf in einer
anderen ZVK - Satzung) dynamisiert.

Bei den Rentenanwartschaften wird zwischen rentennahen und rentenfernen
Jahrgangen entschieden. Rentennah sind diejenigen Versicherten, die am
01.Januar 2002 das 55. Lebensjahr vollendet haben; rentenfern sind alle jlingeren
Versicherten (z.B. 88 78, 79 VBLS n.F. oder nach einem vergleichbaren Paragraf in
anderer ZVK - Satzung).

2.1.1. Rentennahe Anwartschaft auf Betriebsrente

Bei den rentennahen Jahrgédngen wird die Versorgungsrente nach bisherigem
altem Satzungsrecht (z.B. VBLS a.F. 41. Satzungsanderung) zum 31.12.2001,
frihestens jedoch zum Zeitpunkt der Vollendung des 63. Lebensjahres vor
Berucksichtigung eines Abschlags fur vorzeitige Inanspruchnahme der Rente
errechnet. Von diesem Ausgangswert wird derjenige Betrag abgezogen, den der
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Versicherte aus dem Punktemodell nach Vollendung des 63. Lebensjahres bis zum
65. LJ+0 Monate (alter Regelalters-Renteneintritt) noch erwerben kénnte.

Der danach ermittelte Betrag wird in Versorgungspunkte (VP) umgerechnet und dem
Versorgungskonto des Versicherten gutgeschrieben. Eine Verzinsung erfolgt
allenfalls durch Gutschrift von Bonuspunkten. Die Errechnung der Anwartschaft fir
rentennahe Jahrgange erfolgt auf der Grundlage einer Rentenauskunft des
gesetzlichen Rentenversicherungstragers zum 31.12.2001. Die Errechnung der
gesetzlichen Rente bei Vollendung des 63. Lebensjahres wird aus dem Durchschnitt
der in den Jahren 1999 bis 2001 tatséchlich erworbenen Entgeltpunkte errechnet
(z.B. 8 79 Abs. 5 VBLS n.F. oder einem vergleichbaren Paragraf in anderer ZVK -
Satzung).

2.1.2. Rentenferne Anwartschaft auf Betriebsrente

Fur die rentenfernen Jahrgange werden nach 8 79 VBLS n.F. (oder dem
vergleichbaren Paragrafen in anderen ZVK - Satzungen) die Anwartschaften zum
31.12.2001 nach 8§ 18 Abs. 2 des BetrAVG n.F. ermittelt. Die sogenannten
Versicherungsrenten, errechnen sich danach als Renten, grob gesagt, unter
Zugrundelegung einer Lebensarbeitszeit von ca. 45 Jahren in der gesetzlichen
Rentenversicherung und im oOffentlichen Dienst. Daraus wird die Voll-Leistung
ermittelt. FUr die im offentlichen Dienst bis 31.12.2001 zurickgelegten Jahre wird
dann der Anteil an der Voll-Leistung errechnet. Bei der Berechnung der Anwartschaft
wird das Einkommen der Jahre 1999, 2000 und 2001 zugrunde gelegt. Daraus wird
die Hochstversorgung mit 75% des gesamtversorgungsfahigen Entgelts
(Bruttogesamtversorgung (BGV)), begrenzt auf 91,75% des fiktiven
Nettoarbeitsentgelts (NAG) (d.h. [91,75% x NAG] ist die malgebliche
Nettogesamtversorgung (NGV)), berechnet. Das i. d. R. maligebliche fiktive
Nettoarbeitsentgelt wird dabei nach § 18 Abs. 2 Nr. | b) BetrAVG n. F. u.a. unter
Berucksichtigung der am 31.12.2001 bestehenden Steuerklasse ermittelt. Die fur die
Voll-Leistung (VL) anzurechnende Rente der gesetzlichen Rentenversicherung wird
zum 65. Lebensjahr anhand des gesamtversorgungsfahigen (Brutto-) Entgelts nach
einem Na&herungsverfahren und nicht aufgrund einer Rentenauskunft der
gesetzlichen Rentenversicherung errechnet. Von der mafgeblichen
Gesamtversorgung (NGV) wird sodann die nach einem N&herungsverfahren
berechnete gesetzliche Rente abgezogen. Die sich danach ergebende sogenannte
Voll-Leistung (VL) wird sodann zur Ermittlung der Anwartschaft mit dem
Versorgungssatz multipliziert, der sich aus 2,25 % fir jedes anzurechnende Jahr der
Pflichtversicherung bei der Zusatzversorgungskasse ergibt. Im Gegensatz zur
Berechnung nach der bisherigen Fassung finden Vordienstzeiten bei der Berechnung
der Betriebsrente keinerlei Berucksichtigung. Der errechnete Betrag wird in
Versorgungspunkte  umgerechnet. Die Versorgungspunkte werden dem
Versorgungskonto gutgeschrieben. Eine Verzinsung erfolgt allenfalls durch Gutschrift
von Bonuspunkten bei Uberschiissen.

Soweit die Sichtweise aus der Broschire der Rechtsanwélte Wagner und Heckert.
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In dem Buch von Fischer/Siepe® wird der weitere gerichtliche Fortgang skizziert:

Die  Startgutschrift-Berechnungen fir Rentennahe (Pflichtversicherte  bis
einschlie3lich Jahrgang 1946) sind laut Urteil des Bundesgerichtshofes (BGH) vom
24.9.2008 (IV ZR 134/07) verbindlich. Das gleiche Gericht hat jedoch am 14.11.2007
und am 09.03.2016 die Startgutschriften fur Rentenferne (Pflichtversicherte ab
Jahrgang 1947) wegen Verstof3en gegen den Gleichheitssatz des Grundgesetzes
fur unwirksam und damit fur unverbindlich erklart (IV ZR 74/06 bzw. IV ZR 09/15).

Die Tarifparteien waren daher vom BGH aufgefordert, verfassungsgemaliie
Neuregelungen der Startgutschriften fir Rentenferne zu beschlieRBen. Mit der
Einigung vom 08.06.2017 meinen die Tarifparteien, dass sie den hochstrichterlichen
Hinweisen nachgekommen seien.

Zur  Problematik der rentenfernen  Startgutschriften gibt es mehrere
Zeitschriftenartikel. "> *?

2.2. Grundzige der Gesamtversorgung

Folgt man Lassner” bzw. Langenbrinck’, hatten nach dem bisherigen
Gesamtversorgungssystem diejenigen Versicherten, die bis zum Rentenbeginn in
der Zusatzversorgung pflichtversichert waren, Anspruch auf eine sogenannte
.versorgungsrente. Diese Versorgungsrente beruhte auf dem Grundsatz einer
Gesamtversorgung,

Die personliche Gesamtversorgung wurde aus dem gesamtversorgungsfahigen
Nettoarbeitsentgelt und dem zeitabhangigen persoénlichen Versorgungsprozentsatz
ermittelt. Die gesetzliche Rente bzw. die Grundversorgung wurde von der
Zusatzversorgungskasse aufgestockt als sogenannte Versorgungsrente, und zwar
bis zur Hohe der persodnlichen Gesamtversorgung. Die Gesamtversorgung hatte also
eine ergadnzende Funktion und ist in Anlehnung an Langenbrinck (a.a.0.)
schematisch darstellbar.

°F_ Fischer/Werner Siepe: Zusatzversorgung im offentlichen Dienst, DBB Verlag, Berlin, April 2011,
1. Auflage, ISBN: 879-3-87863-171-2
1 2.2.0. F. Fischer / C. Wagner, Zusatzversorgung im o6ffentlichen Dienst: Startgutschriften im Fokus des
Betriebsrentengesetzes
http://www.startgutschriften-arge.de/11/Fischer_Wagner_BetrAV_1 2019.pdf
g Fischer, Die zweite Neuordnung der Zusatzversorgung des 6ffentlichen Dienstes - Ein groRer Wurf?
rv - Die Rentenversicherung, Heft 6/2017, 168-172,
http://www.startgutschriften-arge.de/11/RV_2017-06_Fischer.pdf
Be. Wagner/F. Fischer, Die neue Zusatzversorgung im ¢ffentlichen Dienst — eine kritische Zwischenbilanz fur
rentenferne Versicherte, NZS 2015, 641- 650,
http://www.startgutschriften-arge.de/11/Wagner_Fischer NZS 2015 641.pdf
Y H. Lassner: Die Altersversorgung der Arbeiterinnen, Arbeiter und Angestellten des 6ffentlichen Dienstes,
Courier Verlag, Frankfurt, 2001, 6. Auflage
5, Langenbrinck/B. Miihlstadt: Betriebsrente der Beschaftigten des Offentlichen Dienstes, 3. Auflage, 2007,
Verlagsgruppe Rehm



http://www.startgutschriften-arge.de/11/RV_2017-06_Fischer.pdf
http://www.startgutschriften-arge.de/11/Wagner_Fischer_NZS_2015_641.pdf
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Abbildung 1: Schema der personlichen Gesamtversorgung

Von dieser Gesamtversorgung wurde die Rente aus der gesetzlichen
Rentenversicherung abgezogen.

Die Berechnung der alten Versorgungsrente war eher kompliziert und von
zahlreichen Sondervorschriften und Mindestrentenuberlegungen (Besitzstandsrente,
Versicherungsrente  nach  Beitragen, Versicherungsrente  aufgrund des
Betriebsrentengesetzes usw.) gepragt.

VBL - Satzung Andere ZVK - Satzung
Alte Fassung (a.F.) 41. SA Alte Fassung (a.F.)
Neue Fassung (n.F.) Neue Fassung (n.F.)
Soziale Komponenten 837 (n.F) 835 (n.F)
(u.a. Mindeststartgutschrift)

Gesamtversorgung 8§41 (a.F.) 8 32 (a.F).
Mindestgesamtversorgung 841 Abs. 4 (a.F.) 8§32 Abs. 5 (a.F.)
Versicherungsrente § 44 (a.F.) 8 35 (a.F.)

Versicherungsrente aufgrund 8 44a (a.F.) 8 35a (a.F.)
des Betriebsrentengesetzes
Startgutschriften §79-881(nF) §72-874(n.F)
Besitzstandsrente fur 8§92 (a.F.) 8§92 (a.F.)
Versicherte = ,,Ruhegeld”
Ubergangsregelungen fiir §98 (a.F.) § 100 (a.F.)
Versorgungssatze

Tabelle 1: Gegeniberstellung wichtiger Paragrafen aus VBLS und ZVKS

Die im folgenden Abschnitt beschriebene rentenferne Startgutschrift nimmt Bezug
u.a. auf die Regelungen (Paragrafen) der alten bzw. neuen Zusatzversorgungs-
satzung ZVKS a.F. bzw. ZVKS n.F.
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In den Excel — Programmen*®*’ des Autors werden die Paragrafen der alten und

neuen VBL — Satzung verwendet. Andere Zusatzversorgungskassen verwenden
sinngleiche Paragrafen in anderer Nummerierung.

Daher wird in der Tabelle 1 eine Gegenuberstellung der Nummerierung der
wichtigsten Paragrafen der alten und neuen Zusatzversorgungssatzung (VBL, ZVK)
gemacht.

Die Startgutschriften fur die rentennahen Pflichtversicherten werden in sehr enger
Anlehnung an die alte Gesamtversorgung ermittelt. Die Zusatzversorgungsrente als
rentennahe Startgutschrift wird ermittelt als eine Versorgungsrente nach altem Recht
- mit Rentenbeginn zum 63. Lebensjahr — unter Abzug der Versorgungspunkte nach
dem neuen Punktemodell von 63. LJ bis zur Altersrente zum 65.+0 LJ. (alter
Regelalters-Rentenbeginn).

Die Startgutschriften fur die rentenfernen Versicherten weichen davon erheblich ab.

2.3. Der Weg der Tarifparteien zur rentenfernen Startgutschrift
2.3.1. Struktur der alten rentenfernen Startgutschrift vom 31.12.2001

Fur die rentenfernen Jahrgange werden die Anwartschaften zum 31.12.2001 nach
8§ 18 Abs. 2 des BetrAVG n.F. ermittelt. Von 91,75 % eines fiktiven Nettoarbeits-
entgelts (NAG), das ist die Nettogesamtversorgung (NGV), wird eine fiktive
gesetzliche Rente abgezogen (die sog. fiktive gesetzliche Naherungsrente (NR)).
Diese Differenz nennt man Voll-Leistung (VL). Die Naherungsrente (NR) basiert
auf der Annahme einer Lebensarbeitszeit von ca. 45 Jahren in der gesetzlichen
Rentenversicherung und im offentlichen Dienst.

Fur die im offentlichen Dienst bis 31.12.2001 zurtickgelegten Jahre wird dann der
Anteil an der Voll-Leistung (VL) errechnet.

Bei der Berechnung der Anwartschaft wird das Einkommen der Jahre 1999, 2000
und 2001 zugrunde gelegt. Daraus wird die Ho6chstversorgung mit 75% des
gesamtversorgungsfahigen Entgelts (Bruttogesamtversorgung (BGV)), begrenzt auf
91,75% des fiktiven Nettoentgelts (Nettogesamtversorgung (NGV)), berechnet.

Das i. d. R. maRgebliche® fiktive Nettoentgelt wird dabei nach § 18 Abs. 2 Nr. | b)
BetrAVG n. F. u.a. unter Beriucksichtigung der am 31.12.2001 bestehenden
Steuerklasse ermittelt. Die fur die Voll-Leistung (= 91,75 % des fiktiven Netto minus

16 http://www.startgutschriften-arge.de/7/Fischer ZV.zip

(rentennahe Startgutschrift und alte Gesamtversorgung)
o http://www.startgutschriften-arge.de/7/Fischer STGN.zip (rentenferne Startgutschrift nebst Zuschldgen)
'8 1st das gesamtversorgungsfdhige Monatsentgelt (gvE) durch einen Gesamtbeschéftigungsquotienten (GBQ)
kleiner als 1 reduziert, so wird das maligebliche fiktive Nettoarbeitsentgelt nur von der mafRgeblichen
Gesamtversorgung GBQ x gvE ermittelt.



http://www.startgutschriften-arge.de/7/Fischer_ZV.zip
http://www.startgutschriften-arge.de/7/Fischer_STGN.zip
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fiktive gesetzliche ,N&herungsrente®) anzurechnende Rente der gesetzlichen
Rentenversicherung wird zum 65. Lebensjahr anhand des
gesamtversorgungsfahigen (Brutto-) Entgelts nach einem Naherungsverfahren und
nicht aufgrund einer Rentenauskunft der gesetzlichen Rentenversicherung errechnet.
Von der mafigeblichen Netto-Gesamtversorgung (=91,75 % des fiktiven Netto) wird
die nach einem Naherungsverfahren berechnete gesetzliche Rente abgezogen. Die
sich danach ergebende sogenannte Voll-Leistung wird sodann zur Ermittlung der
Anwartschaft nach Formelbetrag (gemaf 8 18 Abs. 2 Nr. 1 und 2 BetrAVG) mit dem
Versorgungssatz multipliziert, der sich aus 2,25 % fir jedes anzurechnende Jahr der
Pflichtversicherung bei der Zusatzversorgungskasse ergibt.

Rentenferne Startgutschrift
zum 31.12. 2001
Bratto- ist das Maximum von drei GroRen:
Sonder- arbeits-
1935“93201 entgelt Formelbetrag nach § 18 Abs. 2
= Zum
— "e’a‘::ig::gs' — Mindestrente nach § 18 Abs. 2
Entgelt zum minus Nr. 4 BetrAVG
Regel- 31.12.2001 Fiktive Mindeststartgutschrift
entgelt Abgaben nach § 9 Abs. 3 ATV, wenn am
AR 003 ED a0 31.12.2001 erreichte Pfl.Vers.jahre
E> >= 20
.
a':;:.r‘l’; Héchst- Gesamt-
5 X VYersorgungs = Versorgung
e::lgr:" Satz zum
91,75% 65.LJ+0M
Gesamtversorgung abziiglich 31.12.01
gesetzliche Rente I
Gesetzl. l Formelbetrag
Rente i Voll- = nach
nach Ergint Leistung X V.H. X Pﬂ":l‘:;s" §18 Abs. 2
Nzherungs- (v.H.=2,25) la Nr.1 und 2
verfahren BetrAVG

Abbildung 2: Schema der rentenfernen Startgutschrift (2001)

Die rentenferne Startqutschrift (Regelung 2001) ist das Maximum der folgenden
drei Grofen:

e Formelbetrag (F-STG) nach § 18 Abs. 2 Nr. 1 und 2 BetrAVG

e Mindeststartgutschrift (M-STG) nach §8 9 Abs. 3 ATV (bzw. § 37 Abs. 2
VBLS n.F. "soziale Komponente"), wenn am 31.12.2001 (m) >= 20 volle
Pflichtversicherungsjahre erreicht waren

e Mindestrente nach Entgelten / Beitrdgen (M-Rente)
(einfache Versicherungsrente) nach 8§ 18 Abs. 2 Nr. 4 BetrAVG
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Nur die letztgenannte Mindestrente nach Entgelten / Beitrdgen wird auch bei der
Berechnung der Startgutschrift fur rentenferne Jahrgdnge zugrunde gelegt. Die
anderen Mindestleistungen (Mindestgesamtversorgung und  qualifizierte
Versicherungsrente) flieRen nach der ausdricklichen Gesetzesbegrindung ,nicht in
die Berechnung der Voll-Leistung” und damit nicht in die Berechnung des sog.
Formelbetrages (d.h. damals 2,25 % pro Jahr Pflichtversicherungszeit x Voll-
Leistung) ein (siehe Bundestag-Drucksache 14/4363", Einzelbegriindung zu § 18
Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe b BetrAVG). Der Gesetzgeber hat dies damit begriindet,
dass durch die Mindestrente nach Beitrdgen oder Entgelten (die sog. einfache
Versicherungsrente) ,die insoweit bestehende eigentumsahnliche Position
unangetastet” bleibe fir den ausgeschiedenen Beschaftigten, auf den sich der § 18
Abs. 2 BetrAVG ursprunglich nur bezieht.

Bei der Berechnung der Startgutschriften fur rentenferne Jahrgdnge nach 8§ 18 Abs. 2
BetrAVG n.F. gibt es somit die sog. gualifizierte Versicherungsrente nicht mehr und
damit auch nicht mehr die alte Mindestgrenze von 0,4 % p.a. (bezogen auf das
Brutto-Endgehalt). Damit wird aber eine groRe Gruppe der Rentenfernen via
Startgutschrift wohl schlechter gestellt als bei der ,alten" Garantieversorgungsrente,
die auch diese qualifizierte Versicherungsrente mit einschloss.

Fur rentennahe Jahrgange wird die qualifizierte Versicherungsrente zumindest noch
als Ausgangswert fur die Berechnung der Startgutschrift berechnet.

Laut Rechtsanwalt Hugelschéffer, Geschaftsfuhrer  der Arbeits-
gemeinschaft kommunale und kirchliche Altersversorgung (AKA), wird die
qualifizierte  Versicherungsrente ,in der Praxis bei den kirchlichen
Zusatzversorgungskassen" jedoch auch bei rentenfernen Jahrgangen berechnet
(siehe Higelschaffer®®), und zwar gern. § 72 Abs. 1 Satz 3 der Satzungen der
kirchlichen Zusatzversorgungskassen in Darmstadt, Detmold, Dortmund, Karlsruhe
und Koln (siehe dort die FulRnote 84 auf Seite 285, ebenda). Dazu Hugelschéaffer:
,Die kirchlichen Arbeitgeber sind im Gegensatz zu den kommunalen Kassen und der
VBL nicht dazu verpflichtet, das Versorgungstarifrecht des offentlichen Dienstes
deckungsgleich umzusetzen" (ebenda).

Gegenuber den Regelungen im ,alten” Gesamtversorgungssystem, den Regelungen
fur rentennahe Jahrgange gem. 8 79 Abs. 2ff. VBLS n.F. und den Regelungen fur
rentenferne Jahrgange gem. 8 73 Abs. 1 Satz 3 der Satzungen der o.a. kirchlichen
Zusatzversorgungskassen sind somit die rentenfernen VBL-Pflichtversicherten
massiv benachteiligt, da es eine qualifizierte Versicherungsrente von 0,4 % p.a. des
Bruttoentgelts bei der VBL fur sie zurzeit nicht gibt. Gerade fur die Gruppe der VBL-

' http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/14/043/1404363.pdf

0 H, Hugelschaffer: ,,Die Startgutschriften der Zusatzversorgungseinrichtungen, Teil 2, in: ZTR 6/2004,
Seite 285
http://portal.versorgungskammer.de/portal/page/portal/aka/veroeffentlichungen/rd065-2004 anlagel.pdf
http://portal.versorgungskammer.de/portal/page/portal/aka/veroeffentlichungen/rd065-2004 anlage2.pdf



http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/14/043/1404363.pdf
http://portal.versorgungskammer.de/portal/page/portal/aka/veroeffentlichungen/rd065-2004_anlage1.pdf
http://portal.versorgungskammer.de/portal/page/portal/aka/veroeffentlichungen/rd065-2004_anlage2.pdf
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Pflichtversicherten, die unter der "Messlatte” von 0,4 % p.a. (bezogen auf das
Brutto-Endgehalt) bleiben, empfinden dies als eine grobe Ungleichbehandlung.

Im Gegensatz zur Berechnung nach der friheren alten Gesamtversorgung finden
Vordienstzeiten bei der Berechnung der Betriebsrente keinerlei Bertcksichtigung.
Der errechnete Betrag wird in Versorgungspunkte (VP) umgerechnet. Die
Versorgungspunkte werden dem Versorgungskonto gutgeschrieben. Eine
Verzinsung erfolgt allenfalls durch Gutschrift von Bonuspunkten bei Uberschiissen.

2.3.2. Struktur der rentenfernen Startgutschrift (Regelung 2011)

Die BGH-Urteile vom 14.11.2007 (Az. IV ZR 74/06) uber die Unverbindlichkeit der
Startgutschriften fur rentenferne Pflichtversicherte (ab Jahrgang 1947) und vom
29.9.2010 (Az. IV ZR 99/09) uber die Unverbindlichkeit der Startgutschriften fir am
31.12.2001 beitragsfrei Versicherte (auch fir Jahrgdnge vor 1947) wurden durch die
Tarifeinigung vom 30.05.2011 umgesetzt, in der es um den 5. Anderungsvertrag
zum ATV (Altersvorsorgetarifvertrag)® ging.

Gegenstand der Einigung waren auf3er der Neuregelung der rentenfernen
Startgutschriften nach 8 33 Abs. 1a ATV und der Startgutschriften fur beitragsfrei
Versicherte nach 8 34 Abs. 1 ATV auch die Hinterbliebenenversorgung bei
eingetragenen Lebenspartnerschaften sowie die Anrechnung von
Mutterschutzzeiten. Die Neuregelung der Startgutschriften war rtickwirkend ab dem
01.01.2011 in Kraft getreten.

Die Tarifparteien haben sich damals gegen eine Verdnderung des jahrlichen
Anteilssatzes von 2,25 % nach 8§ 18 Abs. 2 Nr. 1 BetrAVG und stattdessen fir die
Einfihrung eines modifizierten Unverfallbarkeitsfaktors nach § 2 Abs. 1 BetrAVG
mit pauschalem Abzug von 7,5 Prozentpunkten entschieden. Tats&achlich kommt
diese relativ komplizierte Berechnungsmethode - die flr den rentenfernen
Versicherten individuelle Elemente nach § 2 BetrAVG mit pauschalen Elementen
nach 8 18 BetrAVG verquickt - nur dann zum Tragen, wenn der Versorgungssatz
nach dem modifizierten 8§ 2 Abs. 1 BetrAVG (= Verhéltnis von erreichten zu
erreichbaren Pflichtversicherungsjahren) um mehr als 7,5 Prozentpunkte tber dem
Versorgungssatz nach 8 18 Abs. 2 Nr. 1 BetrAVG (= Zahl der erreichten
Pflichtversicherungsjahre x 2,25 % pro Jahr) liegt.

Falls die Abweichung zwischen den Versorgungssatzen nach § 2 und § 18 BetrAVG
mehr als 7,5 Prozentpunkte ausmacht, wird anschlie3end noch geprtft, ob evtl. eine
Kirzung des Nettoversorgungssatzes und damit der Voll-Leistung erfolgen muss.
Dies ist immer dann der Fall, wenn nur hdchstens 32 Pflichtversicherungsjahre bis
zum vollendeten 65. Lebensjahr erreicht werden kdnnen. Zusatzberechnungen zur
gesamtversorgungsfahigen Zeit, die aus der Summe von erreichbaren

2 http://www.tdl-
online.de/fileadmin/downloads/rechte Navigation/G. Zusatzversorgung _Entgeltumwandlung/01_ATV/AendTV Nr. 5 zu

m_ATV_v. 30.05.11.pdf



http://www.tdl-online.de/fileadmin/downloads/rechte_Navigation/G._Zusatzversorgung__Entgeltumwandlung/01_ATV/AendTV_Nr._5_zum_ATV_v._30.05.11.pdf
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Pflichtversicherungsjahren und den zur Halfte angerechneten  Nicht-
Pflichtversicherungsjahren zwischen dem 17. und 65. Lebensjahr (sog.
Halbanrechnung) ermittelt wird, werden dabei in Kauf genommen. Dazu wird in
diesem Standpunkt nicht weiter Stellung bezogen, da die Regelung aus 2011 obsolet
ISt.

Der BGH hat in seiner Entscheidung IV ZR 09/15 vom 09.03.2016 die Tarifregelung
vom 30.05.2011 zur Anderung der Neuordnung der rentenfernen Zusatzversorgung
erneut fur gleichheitswidrig und damit fiir verfassungswidrig erklart. Die Tarifparteien
wurden damit aufgefordert, zeitnah eine verfassungsgemalfe Losung zu finden.

2.3.3. Struktur der rentenfernen Startgutschrift (Regelung 2017)

Am 08.06.2017 legten die Tarifparteien gemald der Aufforderung des BGH aus 2016
einen entsprechenden Anderungstarifvertrag (ATV, 10. S.A.)?* vor.

Rentenferne Startgutschrift
zum 31.12. 2001
Bratto- ist das Maximum von drei GroRen:
Sonder- arbeits-
1932‘93201 e::fr:“ Formelbetrag nach § 18 Abs. 2
E> Gesamt- S i Nr.1und 2 BetrAVG
"e';.l‘::ig::gs' — Mindestrente nach § 18 Abs. 2
Entgelt zum minus Nr. 4 BetrAVG
Regel- 31.12.2001 Fiktive Mindeststartgutschrift
entgelt Abgaben nach § 9 Abs. 3 ATV, wenn am
S 2aut ED a0 31.12.2001 erreichte Pfl.Vers.jahre
E> >= 20
.
iy Héchst- Gesamt-
X VYersorgungs = Versorgung
e:agr:‘“ Satz zum
oy i 91,75 % 65.LJ+0M
Gesamtversorgung abziiglich 31.12.01
gesetzliche Rente I
Gesetzl. l Formelbetrag
Rente i Voll- = nach
nach Ergint Leistung X V.H. X Pﬂ":l‘:;s" §18 Abs. 2
Nzherungs- (v.H.=2,25 la Nr.1 und 2
verfahren bis 2,50) BetrAVG

Abbildung 3: Schema der rentenfernen Startgutschrift (2017)

Die Verquickung von individuellen Elementen nach 8§ 2 BetrAVG mit pauschalen
Elementen nach § 18 BetrAVG gemald der gleichheitswidrigen Regelung von 2011
wird jetzt aufgegeben.

22https://www.tdl-
online.de/fileadmin/downloads/rechte Navigation/G. Zusatzversorgung Entgeltumwandlung/01 ATV/%C3%

84ndTV_Nr. 10 zum ATV_v. 08.06.17.pdf



https://www.tdl-online.de/fileadmin/downloads/rechte_Navigation/G._Zusatzversorgung__Entgeltumwandlung/01_ATV/%C3%84ndTV_Nr._10_zum_ATV_v._08.06.17.pdf
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Der Berechnungsmodus lasst sich gemal3 Tabelle 2 beschreiben.

1. Summe der gewichteten Jahresentgelte
1999, 2000 u. 2001 dividiert durch dieAnzahl der
Umlagemonate in diesen Jahren

= gesamtversorgungsfahiges
Entgelt (gvE)

2. gv. Entgelt(Ziff.1) minus Abzlge durch Steuern
und Sozialabgaben (Stand 31.12.2002) fiktiv

= fiktives Nettoarbeitsentgelt
abhangig von der am 31.12.2001
geltenden Steuerklasse !!

3. 91,75 % vom fiktiven Netto (Ziff. 2) = maximale
Gesamtversorgung (fiktiv)

4. Ermittlung der fiktiven gesetzlichen Rente vom
20.-65. Lebensjahr nach dem sog. N&herungsverfahren
(s. 818 Abs.2 Betriebsrentengesetz) (Bei der
"Né&herungsrechung fiir gesetzliche Rente" wird
unterstellt: 45 Jahre lang Beitréage auf Basis des
jetzigen Einkommens

= fiktive Naherungsrente

5. Maximale Gesamtversorgung (fiktiv) minus
gesetzliche Naherungsrente (fiktiv)

= Voll - Leistung

6. Pflichtversicherungszeit (Umlagemonate im 6ffentl.
Dienst: 12) x 2,25% bis maximal 2,5% je Jahr; Zur
Berechnung des variablen Versorgungssatzes wird
zunéchst die Zeit vom erstmaligen Beginn der Pflicht-
\versicherung bis zum Ende des Monats ermittelt, in
dem das 65. Lebensjahr vollendet wird. Anschlie3end
werden 100 Prozent durch diese Zeit in Jahren geteilt
(100 Prozent / Zeit in Jahren).

= Versorgungssatz (variabel)

7. Voll-Leistung (Ziff.5)
x Versorgungssatz (Ziff.6) =
Formelbetrag nach 818 Abs. 2 Nr. 1 und Nr. 2
BetrAVG

= anteilige persdnliche Versorgung
(Formelbetrag in Euro)

8. Versorgung (Ziff.7) geteilt durch 4 Euro

= Versorgung in Punkten (VP)

Vergleichswerte:

0. Mindestrente nach §18 Abs. 2 Nr. 4 BetrAVG
sogenannte einfache Versicherungsrente

= Mindestrente in Euro

10. Mindeststartgutschrift (soziale Komponenten)
Falls 20 volle ZVK - Jahre bereits am
31.12.2001 erreicht sind: 1,84 VP x 4 € x volle
Pflichtversicherungsjahre

= Mindeststartgutschrift in Euro

11. Maximum der Zahlenwerte aus:
Nr. 7 (Formelbetrag)
Nr. 9 (Mindestrente)
Nr. 10 (Mindeststartgutschrift)

= Startgutschrift in Euro

Tabelle 2: Berechnungsvorschriften (2017) der rentenfernen Startgutschrift




24
Man kehrt also zur ursprunglichen Struktur der rentenfernen Startgutschrift vom
31.12.2001 zurick. Der fixe jahrliche Anteilssatz von 2,25 % fir jedes
anzurechnende Jahr der Pflichtversicherung bei der Zusatzversorgungskasse wird
jedoch ersetzt durch einen variablen jahrlichen Anteilssatz von 2,25 % bis maximal
25 % in Abhangigkeit von den bis zum 65. Lebensjahr erreichbaren
Pflichtversicherungsjahren.??*

Die rentenferne Startqutschrift (Regelung 2017) ist dann erneut (wie bereits bei
der urspriinglichen Regelung zum 31.12.2001) das Maximum der folgenden drei
GroRRen:

e Mindestrente nach Beitragen (M-Rente) (einfache Versicherungsrente) nach 8
18 Abs. 2 Nr. 4 BetrAVG

e Mindeststartgutschrift (M-STG) nach 8 9 Abs. 3 ATV (bzw. 8§ 37 Abs. 3 VBLS
n.F. ,soziale Komponente"), wenn am 31.12.2001 mindestens 20 volle
Pflichtversicherungsjahre (m) erreicht wurden

e Formelbetrag (F-STG) nach 8§ 18 Abs. 2 Nr. 1 und 2 BetrAVG (2017 auf der
Basis eines nun variablen jahrlichen Anteilssatzes zwischen 2,25 % und maximal
2,5 % der Voll-Leistung, bei n < 40 erreichbaren Pflichtversicherungsjahren)

Es lasst sich nachvollziehbar bzgl. des nun variablen jahrlichen Anteilssatzes
begriunden,

e einen Anteilshochstsatz von maximal 2,5 % pro Pflichtversicherungsjahr zu
wahlen flr ein Eintrittsalter in die ZVK nach dem vollendeten 25. Lebensjahr

e einen variablen Anteilssatz zwischen Eintrittsalter 20,56 Jahren und vor Erreichen
des 25. Lebensjahres zu wahlen (z.B. [ 100 % / (n=65 - EA) ], wobei n = bis zum
65. LJ erreichbare Pflichtversicherungsjahre und EA = Eintrittsalter in die ZVK)

e einen Anteilsmindestsatz von 2,25 % pro Pflichtversicherungsjahr beizubehalten,
wenn das Eintrittsalter in die ZVK vor 20,56 Jahren liegt

Warum sollte der Anteilssatz von 2,5 % p.a. nicht Uberschritten werden?
Der BGH (IV ZR 74/06, dort RdNr. 149) nennt in seinem friheren Urteil die

Veranderung des jahrlichen Anteilssatzes von bisher 2,25 % als einen mdglichen
Weg, um die Ungleichbehandlung der Arbeithehmer mit langeren Ausbildungszeiten

2% Fast zehn Jahre (M) nach dem ersten BGH-Urteil vom 14.11.2007 und fast auf den Tag genau sechs Jahre
nach dem erwadhntem VSZ-Gutachten vom 14.06.2011 - also zwei Wochen nach der Tarifeinigung vom
30.05.2011 - Gibernimmt man in der neuerlichen Tarifeinigung vom 08.06.2017 den von Kritikern der damaligen
Neuregelung sehr friih gemachten Vorschlag 1 : 1. Erste Ansétze fir ein Modell mit variablem j&hrlichen
Anteilssatz sind bereits in Kapitel 3.3 eines kritischen Standpunktes vom 20.12.2010 erkennbar.
http://www.startgutschriften-arge.de/3/SP_Vorsicht Falle Vergleichsmodell TdL.pdf

24 Anfang September 2015 wird das von Kritikern entworfene Modell mit variablem Anteilssatz in einer
juristischen Zeitschrift (NZS 17/2015, 641-650) (dort Kapitel 111.2) ausfthrlich erlautert, siehe:

Rechtsanwalt Christian Wagner und Dr. Friedmar Fischer, Die neue Zusatzversorgung im offentlichen Dienst —
eine kritische Zwischenbilanz fur rentenferne Versicherte
http://www.startgutschriften-arge.de/11/Wagner_Fischer NZS 2015 641.pdf



http://www.startgutschriften-arge.de/3/SP_Vorsicht_Falle_Vergleichsmodell_TdL.pdf
http://www.startgutschriften-arge.de/11/Wagner_Fischer_NZS_2015_641.pdf
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zu beseitigen. Als Verdnderung kommt nur eine Erhdhung infrage, da aufgrund der
langeren Ausbildungszeiten keine (100% / 2,25% = 44,44) Pflichtversicherungsjahre
bis zum vollendeten 65. Lebensjahr erreicht werden kénnen.

Die Erh6hung auf einen pauschalen Anteilssatz von bis zu maximal 2,5 % pro Jahr
ist plausibel, da er bei 40 Pflichtversicherungsjahren und einem Eintrittsalter von 25
Jahren zu 100 % Pflichtversicherungszeit fihrt. Auch der hdchstmdgliche
Nettoversorgungssatz von 91,75 % zur Berechnung der Nettogesamtversorgung
knupft an 40 Pflichtversicherungsjahre bzw. an 40 gesamtversorgungsfahige Jahre
an.

Fiur den MalRstab 40 Jahre spricht auch die Tatsache, dass laut
Rentenversicherungsbericht 2016%° (dort Ubersicht A5, Seite 20) der
Bundesregierung mannliche Rentner in den alten Bundeslandern zum 31.12.2015 im
Durchschnitt auf 40,55 Beitragsjahre kamen. Das Eintrittsalter von 25 Jahren ist flr
Akademiker der alteren rentenfernen Jahrgénge 1947 bis 1960 geradezu typisch. lhr
Hochschulstudium von vier bis sechs Jahren haben sie je nach Jahrgang in den
Jahren 1972 bis 1985, also mit 25 Jahren, abgeschlossen und sind dann als
Angestellte in den offentlichen Dienst gegangen. Daher konnten bzw. kdnnen sie
trotz einer langeren Ausbildungszeit 40 Pflichtversicherungsjahre bis zum
vollendeten 65. Lebensjahr erreichen.

Wegen der einfachen Beziehung

[ 65 minus Eintrittsalter(EA) ] = erreichbare Pflichtversicherungsjahre (n), d.h.
65-EA=n bzw. EA=65-n

kann man die obigen drei Fallunterscheidungen auch anstelle der erreichbaren
Pflichtversicherungsjahre (n) als Fallunterscheidungen bzgl. des Eintrittsalters (EA) in
die ZVK ausdricken:

e 1. Fall: oberer Grenzwert von 2,5 % pro Jahr NACH vollendetem 25. Lebensjahr
fur Arbeitnehmer mit langeren Ausbildungszeiten (Hochstwert), denn n <= 40,
also EA = 65 - n >= 25 (25. LJ vollendet!)

e 2. Fall: Zwischenwerte von 2,26 bis 2,49 % bei einem Eintrittsalter zwischen
20,56 Jahren VOR Vollendung des 25. Lebensjahres fur Arbeitnehmer mit
langeren Ausbildungszeiten nach der Berechnungsformel
Anteilssatz = 100 % : (65 - EA), denn dann ist 20,56 < EA < 25

e 3. Fall: unterer Grenzwert von 2,25 % pro Jahr wie bisher fur EA <= 20,56 = 65 -
44,4444, d.h bei 44,44 erreichbaren Pflichtversicherungsjahren (n) und mehr bis
zum vollendeten 65. Lebensjahr fir alle Arbeitnehmer (Mindestwert).

25 http://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/PDF-Pressemitteilungen/2016/rentenversicherungsbericht-2016.pdf



http://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/PDF-Pressemitteilungen/2016/rentenversicherungsbericht-2016.pdf
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Der pauschale Anteilssatz von 2,5 % sollte wie der Nettoversorgungssatz von
91,75 % ebenfalls ein Hochstsatz sein!

1. Bemerkung:

Bei weniger als 40 erreichbaren Pflichtversicherungsjahren bis zum
vollendeten 65. Lebensjahr steigt dieser Satz also nicht, wenn der maximale
Nettoversorgungssatz von 91,75 % gleichbleibt, wie das folgende Beispiel
zeigt.

1. Beispiel (OLG KA 12 U 418/14 vom 30.07.2019): Ein Versicherter (Jahrgang
1947, Eintrittsalter in ZVK mit 25 Jahren und 11 Monaten) habe bis zum 31.12.2001
m = 29 Jahre Pflichtversicherung erreicht und n = 39,08 bis zum 65. LJ erreichbare
Jahre Pflichtversicherung bei einer gesamtversorgungsfahigen Zeit (GVZ) von 43,58
Jahren, wobei GVZ =65 - EA + 0,5 x (EA - 17). Dann berechnet man einerseits den
Nettoversorgungssatz (NVS) zu 91,75 % = MIN [(43,48 x 2,294 %) ; 91,75 %] und
andererseits wirde gelten:

(1009%/n)=[(100%/65-EA)] =256

Aber nur der Héchstanteilssatz von 2,5 % pro Jahr wirde tatsachlich zur Anrechnung
kommen. Es wirde also gelten:

Anteilssatz = Min [ (100 % /n) bzw. 2,5%], wennn <40

2. Beispiel (LG KA 6 O 85/19 vom 22.05.2020): Eine Versicherte (Jahrgang 1948,
Eintrittsalter in ZVK mit 24 Jahren und 7 Monaten) habe bis zum 31.12.2001 m =
28,75 Jahre Pflichtversicherung erreicht und n = 40,42 bis zum 65. LJ erreichbare
Jahre Pflichtversicherung bei einer gesamtversorgungsfahigen Zeit (GVZ) von 44,23
Jahren, wobei GVZ =65 - EA + 0,5 x (EA - 17). Dann berechnet man einerseits den
Nettoversorgungssatz (NVS) zu 91,75 % = MIN [(44,23 x 2,294 %) ; 91,75 %] und
andererseits wirde gelten:

(100%/n)=[(100%/65-EA)] = 2,4740

Der neue Anteilssatz p.a. von 2,4740 % bleibt unterhalb des Hochstsatzes von 2,5 %
Anteilssatz p.a. und kommt tatsachlich zur Anrechnung, da 40 < n < 100/2,25.

3. Beispiel (OLG KA 12 U 112/20 vom 30.11.2021): Eine Versicherte (Jahrgang
1950, Eintrittsalter in ZVK mit 22 Jahren und 11 Monaten) habe bis zum 31.12.2001
m = 29,00 Jahre Pflichtversicherung erreicht und n = 42,08 bis zum 65. LJ
erreichbare Jahre Pflichtversicherung bei einer gesamtversorgungsfahigen Zeit
(GVZ) von 45,06 Jahren, wobei GVZ = 65 - EA + 0,5 x (EA - 17). Dann berechnet
man einerseits den Nettoversorgungssatz (NVS) zu 91,75 % = MIN [(45,06 x 2,294
%) ; 91,75 %] und andererseits wirde gelten:
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(1009%/n)=[(100%/65-EA)] =2,3764

Der neue Anteilssatz p.a. von 2,3764 % bleibt unterhalb des Hochstsatzes von 2,5 %
Anteilssatz p.a. und kommt tatsachlich zur Anrechnung, da 40 < n < 100/2,25.

2. Bemerkung:

Der pauschale Anteilssatz von 2,5 % fur Arbeitnehmer mit langeren
Ausbildungszeiten und einem Eintrittsalter ab 25 Jahren (siehe das obige 1.
Beispiel) ist mit dem Nettoversorgungssatz von 91,75 % kompatibel, da in
beiden Rechenschritten pauschal 40 Pflichtversicherungsjahre zugrunde
gelegt werden.

Die stufenweise Veranderung des Anteilssatzes von mehr als 2,25 % bis zu weniger
als 2,5 % fur ein Eintrittsalter von 20 Jahren und 7 Monaten bis zu weniger als 25
Jahren (2. Fall) ist relativ problemlos umzusetzen. In diesem Fall kann der neue
Anteilssatz ganz einfach berechnet werden, indem 100 % durch die Anzahl der bis
zum 65. Lebensjahr erreichbaren Pflichtversicherungsjahre geteilt wird. Beispiel: Wer
mit 22 Jahren in den Offentlichen Dienst eingetreten ist und somit 43
Pflichtversicherungsjahre bis zum vollendeten 65. Lebensjahr erreichen kann, kommt
auf einen Anteilssatz von aufgerundet 2,33 % (= 100 % / 43 Jahre). Bei einem
Eintrittsalter von 23 Jahren und 42 erreichbaren Pflichtversicherungsjahren waren es
entsprechend 2,38 % (= 100 % / 42 Jahre) und bei einem Eintrittsalter von 24 Jahren
mit 41 erreichbaren Pflichtversicherungsjahren 2,44 % (= 100 % / 41 Jahre).

Der bisherige Anteilssatz von 2,25 % pro Jahr sollte indes beibehalten werden, wenn
der Pflichtversicherte bis zu einem Alter von 20 Jahren und knapp 7 Monaten in den
offentlichen Dienst eingetreten ist. In diesem 3. Fall eines ,Friheinsteigers® sind
mindestens 44,44.. Pflichtversicherungsjahre erreichbar. Eine Kirzung des
Anteilssatzes von bisher 2,25 % bei einem Eintrittsalter von beispielsweise 17 bis 20
Jahren ist allerdings schon aus Besitzstandsgriinden nicht mdglich.

Ein aufgespaltener Anteilssatz von mindestens 2,25 % und héchstens 2,5 %
pro erreichtem Pflichtversicherungsjahr bis 31.12.2001 darf nicht mit einem
einheitlichen Anteilssatz von 2,5 % fur alle rentenfernen Pflichtversicherten
verwechselt werden, da von diesem einheitlichen Satz auch Pflichtversicherte
ohne langere Ausbildungszeiten profitieren wirden. Der BGH hatte sich in
seinem Urteil (IV ZR 74/06) ausdricklich auf die Verfassungswidrigkeit bzgl.
des jahrlichen Anteilssatzes fur Versicherte mit ldngeren Ausbildungszeiten

bezogen.
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3. Die rentenferne Startgutschrift als System

Vgl. dazu auch im Detail die Studie” des Autors dieses Standpunkts.

Die Rahmenbedingung fir die alte Gesamtversorgung des offentlichen Dienstes war
das Betriebsrentengesetz (BetrAVG) alter Fassung (a.F.). Es wurde — wie bereits
erwdhnt - um die Jahrtausendwende 2000 u.a. aufgrund von Verfassungs-
gerichtsurteilen abgel6st durch ein Betriebsrentengesetz (BetrAVG) neuer Fassung
(n.F.).

Die neue Zusatzversorgung des offentlichen Dienstes stitzt sich auf das BetrAVG
n.F. In Ahnlichkeit zu den Entgeltpunkten (EP) der gesetzlichen Rentenversicherung
werden nun ab 2002 jahrlich Versorgungspunkte (VP) zugeteilt. Fur die Umrechnung
der vor 2002 bereits erdienten Anspriiche musste eine Ubergangsregelung (die
sfentenferne Startgutschrift*) gefunden werden, die jedoch bis heute inhaltlich /
systematisch und juristisch umstritten ist.

Zur "Anamnese" des Phé&nomens "rentenferne Startgutschrift" gehort ganz gewiss
die genaue formale Kenntnis der "Mechanik" von deren Berechnung. Die "Mechanik"
der rentenfernen Startgutschrift enthadlt eine ganze Reihe von "Stellschrauben /
Zahnradchen", die neuer oder historischer Herkunft sind. Zu den neuen sichtbaren
Stellschrauben gehoren u.a. die Voll-Leistung (VL) als Differenz von <91,75 % eines
fiktiven Nettoarbeitsentgelts> abzgl. einer <fiktiven gesetzlichen N&herungsrente
(NR) zum 65. LJ>, die Mindeststartgutschrift (M-STG) (die gewahrt wird, wenn zum
31.12.2001 bereits 20 volle Versicherungsjahre zuriickgelegt wurden), der variable
jahrliche (p.a.) Anteilssatz usw.. Zu den historisch bedingten Grof3en (wie man sie
aus der alten Gesamtversorgung kennt) gehdren das gesamtversorgungsfahige
Entgelt (gvE), das fiktive monatliche Nettoarbeitsentgelt (NAG) (abhangig von einer
fiktiven Steuerklasse I/0 bzw. 111/0), die Mindestrente (M-Rente) (d.h. die einfache
Versicherungsrente nach Beitragen) usw.*’

Das Phé&nomen '"rentenferne Startgutschrift" erinnert an das aus Kinderzeiten
bekannte "Fadenspiel” (siehe Abbildung 4).

Das Fadenspiel erscheint manchen als undurchsichtiges System, anderen jedoch als
System mit klar herstellbaren und erkennbaren Figuren und Begrenzungen. Durch
innere oder aulRere Einflisse kann Dynamik durch Bewegung und Spannung in das
"Netz" kommen. Es ist jedoch nicht sofort erkennbar, welcher Teil des Fadennetzes
durch welche Aktion an welcher Stelle in Bewegung gesetzt wird. Begrenzungen des

26 http://www.startgutschriften-arge.de/6/Systemverstaendnisaspekte STG.pdf, Oktober 2018

2" 7.B. nach 8§ 41 Abs 2¢c VBLS a.F. 41. S.A. gilt: Als fiktive Lohnsteuer ist der Betrag abzuziehen, der sich bei
einem am Tag des Beginns der Versorgungsrente nicht dauernd getrennt lebenden verheirateten
Versorgungsrentenberechtigten sowie bei einem Versorgungsrentenberechtigten mit Anspruch auf Kindergeld
oder eine entsprechende Leistung fir mindestens ein Kind als an diesem Tag maRgebende Lohnsteuer nach
Steuerklasse 111/0O ergibt; bei allen tbrigen Versorgungsrentenberechtigten ist die an diesem Tag mafRgebende
Lohnsteuer nach Steuerklasse 1/0 zugrunde zu legen.
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Fadennetzes gibt es durch bewegliche Eckpunkte. Vergleichbares gilt auch bei der

Betrachtung eines Uhrwerks.

Gewisse Ahnlichkeiten zur Neuordnung der Zusatzversorgung des offentlichen
Dienstes mit seinen Ubergangsregelungen erscheinen unverkennbar.

Die Ubergangsregelung (Startgutschrift - Regelung) von der alten Gesamtversorgung
bis einschlieBlich 2001 zur Neuordnung der Zusatzversorgung ab 2002 kann
zunachst als kompliziertes System verstanden werden, da sie sich aus
verschiedenen Teilen zusammensetzt und diese einzelnen Teile durch eine gewisse
(wenn auch zunachst undurchschaubare) Struktur miteinander "vernetzt" sind.

© 123RF.com

Abbildung 4: Das Fadenspiel - System

Kompliziertheit ist dabei relativ.

Fur die Versicherten, deren Anwélte und gegebenenfalls auch fir einige Richter der
Zivilgerichte erscheint die "Mechanik" der rentenfernen Startgutschrift extrem
kompliziert, fir versierte Experten dagegen erkennbar und von einer gewissen
Struktur.
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Kompliziertheit ist ein Mal3 fur Unwissenheit. Sie verschwindet durch Lernen und
Beschaftigung mit der Materie.?®*

Das System der rentenfernen Startgutschrift kann man auch als komplexes System
betrachten. Komplexitat erscheint als das Maf fur die Menge der Uberraschungen,
mit denen man rechnen muss, wenn man einzelne "Stellschrauben" der "Mechanik"
der Startgutschrift bewegt. Die Auswirkungen von Aktionen auf das Ergebnis
erscheinen zunachst nicht vorhersehbar, die Ergebnisse kénnten immer auch anders
ausfallen je nach Variation der anderen Stellschrauben (Parameter) des Systems.
Zudem gibt es versteckte Voraussetzungen von "Stellschrauben”, die zu beachten
sind. So ist die Annahme von maximal 91,75 % des fiktiven Netto nur gerechtfertigt,
wenn 40 Versicherungsjahre auch tatsachlich erreicht werden kdnnen, ansonsten
musste der Hochstsatz von 91,75 % reduziert werden.

Das (Plus) - Zeichen in Abbildung 5 und in Abbildung 6 bedeutet in Pfeilrichtung eine
Verstarkung, d.h. z.B. eine Erhdéhung des Versorgungssatzes p.a. (fest oder
variabel) fuhrt zu einer Erhéhung des personlich erdienten Versorgungssatzes. Das
(Minus) - Zeichen bedeutet in Pfeilrichtung eine Verminderung, d.h. z.B. die Voll-
Leistung als Differenz von Nettogesamtversorgung und N&herungsrente vermindert
sich bei einer Erhéhung der Naherungsrente.

Die Begrenzung des Systems "rentenferne Startgutschrift” (kurz: das STG - System)
ist gegeben durch das Betriebsrentengesetz (BetrAVG) in alter und neuer Fassung
bzw. durch den Altersvorsorgetarifvertrag (ATV) der Tarifparteien. Darauf bauen die
Satzungen der Zusatzversorgungskassen (ZVKs) auf. Die Einschatzungen /
Prognosen der ZVKs, z.B. der VBL, nahmen/nehmen aber durchaus auch Einfluss
auf den Gesetzgebungsprozess und die Tarifgesprache zur Zusatzversorgung des
offentlichen Dienstes. Die vorwiegende Kostenorientierung der Tarifparteien im
Hinblick auf die Neuordnung der Zusatzversorgung des Ooffentlichen Dienstes
verursachte mehrere Male erhebliche Stérungen in der systematischen und
juristischen "Mechanik" der Startgutschrift, sodass die héchsten deutschen Gerichte
einen "Ruckruf' der verfassungswidrigen Regelungen 2007 und 2016 erzwangen und
von den Tarifparteien jeweils eine "Nachbesserung" forderten.

Zudem scheint es so, dass die Akteure der Neuordnung der Zusatzversorgung des
offentlichen Dienstes dem System-Archetyp der "Problemverschiebung" folgten.
D.h.: Ein Problem (die rentenferne Startgutschrift) wurde erschaffen, jedoch dann nur
an Fehler-Symptomen gearbeitet/kuriert; mit Zeitverzégerung wurden dann daraus
neue Probleme (z.B. Tarifeinigungen vom 30.05.2011 bzw. 08.06.2017) geschaffen,
die wiederum die Ursachen/Defizite der Ubergangsregelung (rentenferne
Startgutschrift) nicht bekampften; stattdessen ware (wenn auch zeitverzogert) eine
griindliche Ursachenbekampfung des Problems (erneute Uberarbeitung des § 18

28 https://www.agile4work.de/single-post/2016/09/02/Komplex-vs-Kompliziert
29 http://www.startgutschriften-arge.de/3/SP_Lernkurve Zoed.pdf, Marz 2022
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BetrAVG n.F.; erneute Uberarbeitung der Ubergangsregelung <rentenferne
Startgutschrift>) moglich und nétig gewesen (vgl. Abbildung 6).

Die erste hochstrichterliche Kritik des BGH (IV ZR 74/06) stellte 2007 fest, dass
gleichheitswidrig  Versicherte mit langeren Ausbildungszeiten durch die
"Stellschraube" der Neuordnung in 8 18 Abs. 2 Nr. 1 und 2 BetrAVG n.F. mit einem
jahrlichen Anteilssatz von 2,25 % gar nicht die héchstmdgliche Nettoversorgung bis
zum 65. LJ erreichen konnten (Beispiel: Eintritt in ZVK mit 26 Jahren bedeuten
maximal 65 - 26 = 39 erreichbare ZVK - Jahre; 39 x 2,25 % p.a. = 87,75 % des
fiktiven Netto und das ist kleiner als 91,75 % des fiktiven Netto).

Die zweite hdchstrichterliche Kritik des BGH (IV ZR 09/15) stellte 2016 fest, dass
gleichheitswidrig ganze Gruppen von Versicherte durch die erzwungene Neuordnung
von 2011 immer noch von einem Zuschlag ausgeschlossen wurden, da rechtlich
unzulassig und vollig unsystematisch aus reinen Kostengesichtspunkten die
Stellschrauben der AuRengrenzen des Systems "rentenferne Startgutschrift”
vermengt wurden (individuelle Stellschrauben nach § 2 BetrAVG n.F. und pauschale
Stellschrauben nach 8 18 BetrAVG n.F. unter willkirlichem Abzug von 7,5
Prozentpunkten) und damit das System Startgutschrift ins Wanken brachten.

gesamtversorgungs-
fahiges Brutto - Entgelt

e |
i

Netto - Naherungsrente Versorgungssatz p.a.

Gesamtversorgung

| =8 ~

i e

Voll-Leistung persdnlicher &= Versicherungsjahre

\ersorgungssatz /

! e

Formel-Betrag Mindest - Mindest-Rente
Startgutschrift
Startgutschrift = Max
voh 3 GréRen
erzeugt mit Consideo iModeler © Friedmar Fischer

Abbildung 5: Rentenferne Startgutschrift als System (Prosa-Form)
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Die Neuordnung der Tarifparteien vom 08.06.2017 verlasst die obsolete Regelung
von 2011. Die Tarifparteien drehten nun erneut an der Stellschraube
<Versorgungssatz p.a.> und ermdglichten einen variablen Versorgungsanteilssatz
zwischen 2,25 % p.a. und maximal 2,5 % p.a. in Abhangigkeit von den bis zum 65.
LJ + 0 Monate theoretisch erreichbaren Pflichtversicherungsjahren in der ZVK unter
Beibehaltung aller anderen Systemparameter.

Nebenwirkungen als
neues Problem

/

verzégert

/

Symptombekéampfung Ursachenbekdampfung

\ verzt')ge4
=
\ /

Problem

erzeugt mit Consideo iModeler © Friedmar Fischer
Abbildung 6: System-Archetyp "Problemverschiebung”

Auch nach der Neuordnung vom 08.06.2017 blieb die Krittk an den
Ubergangsregelungen (rentenfernen Startgutschriften) nicht aus und mindete in
zahlreichen erstinstanzlichen Klagen (z.B. Piloturteil LG KA 6 O 85/19), das am
22.05.2020 entgegen dem Begehren der zahlreichen Klager die neuerlichen
Ubergangsregelungen von 2017 fiir rechtsmaRig und damit fiir wirksam erklarte.

Einerseits wurde/wird von rentenfernen Betroffenen und deren Anwaélten nach wie
vor die ausschlie3liche Anwendung des fiktiven Naherungsverfahrens zur Ermittlung
der gesetzlichen Rente zum 65. LJ (Regelaltersrentenbeginn in 2001) kritisiert mit
der Begrindung, dass Versicherte mit gebrochenen Erwerbsbiographien durch das
Naherungsverfahren benachteiligt seien, denn ihre reale Rente zum 31.12.2001
ware (weil niedriger) statt der fiktiven Naherungsrente zum 65. LJ in das Regelwerk
der rentenfernen Startgutschrift einzusetzen gewesen. Was aber zu beweisen ware,
um vor Gericht Bestand zu haben. (Vorsicht: ,Apfel mit Birnen Vergleich*)
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Andererseits wurde/wird zum Teil von Seiten der Betroffenen gefordert, der nun
gewahlte variable jahrliche Anteilssatz zwischen 2,25 % und maximal 2,5 % mdge
fur alle rentenfernen Versicherten auf feste 2,5 % p.a. hochgesetzt werden, denn nun
wurden Versicherte, die schon vor dem Alter von 20,56 Jahren (= 65 - 44,4444) in die
ZVK eingetreten seien, gar keinen Zuschlag erhalten und Versicherte, die vor dem
vollendeten 25. LJ in die ZVK eingetreten seien, wirden nur einen Versorgungssatz
p.a zwischen 2,25 % und weniger als 2,5 % erhalten.

Festzuhalten ist aus systemanalytischer Sicht:

Verkilrzungen der Lebensarbeitszeit  kdnnen durch vorgezogenen
Altersrenteneintritt bzw. Erwerbsminderung bedingt sein. Damit verbunden ist
auch eine Reduktion der realen gesetzlichen Rente. Die Naherungsrente im
System "rentenferne Startgutschrift" ist "vernetzt" (inhaltlich verbunden) mit der
maximal moglichen Nettogesamtversorgung (91,75 % eines fiktiven Netto-
entgelts), denn nur bei der Beschrankung auf vorgezogene (in 2001 mogliche)
Altersrenten kodnnte der Nettogesamtversorgungssatz bei 91,75 Prozent bleiben,
da dieser stillschweigend von 40 Pflichtversicherungsjahren ausgeht. Wer
beispielsweise schon mit 50 Jahren eine Erwerbsminderungsrente erhalt, kann
aber hochstens auf 36 Pflichtversicherungsjahre kommen.

Ferner ist auf die gleichen zeitlichen Bezugszeitpunkte zu achten: fiktive
gesetzliche Na&herungsrente zum 65. LJ+0 Monate bzw. hochgerechnete
gesetzliche Rente zum 65. LJ+0 Monate,*® auch wenn der reale Renteneintritt vor
dem 65. LJ stattfand. Beachtet man das nicht, hat man die Systemregeln der
rentenfernen Startgutschrift verletzt und macht damit dann unzulassige ,Apfel-mit-
Birnen-Vergleiche” mit eventuell obskuren Endergebnissen.

Fur frihzeitige Erwerbsminderungsrentner erscheint das System der rentenfernen
Startgutschrift daher ungeeignet. Die Tarifparteien kénnten in Féllen von friher
Erwerbsminderung als mogliche "Hartefallregelung" z.B. auf das System der
rentennahen Startgutschrift zuriickgreifen oder andere Alternativen anbieten.

Die Erhohung des jahrlichen Anteilssatzes von 2,25 % auf 2,5 % fur alle
Versicherten ist denkbar, stof3t aber bisher an die vom Gesetzgeber so gewollte
Systemgrenze nach 8 18 Abs.2 BetrAVG n.F. in Hb6he von 2,25 % p.a.
Anteilssatz. Es ware also eine Gesetzesanderung notwendig. Die Auswirkung
eines festen Anteilssatzes von 2,5 % p.a. fur alle rentenfernen Versicherten wéare
Zu quantifizieren.

Variationen der soeben erwahnten Stellschrauben (Verédnderung der
Néaherungsrente, Veranderung des Anteilssatzes p.a.) waren in ihrer Auswirkung
auf die Startgutschrift Gberhaupt erst einmal im Zusammenhang mit den anderen
Parametern des Systems der rentenfernen Startgutschrift aussagekraftig

0 Diese Hochrechnung kann durchaus fir jeden Versicherungsfall geleistet werden, wie ein Standpunkt zeigt:

http://www.startgutschriften-arge.de/3/Kurzinformation DRV ZVK Berechnungen.pdf
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darzulegen, bevor Bewertungen angestellt und Forderungen daraus abgeleitet
werden kénnen. Jenes geschieht in einer Studie des Autors vom Oktober 2018.*

e Ferner ware zu bedenken, dass derartige "Zahnrddchen / Stellschrauben -
Variationen" sich nur auf den Formelbetrag (F-STG) (= Voll-Leistung X
personlicher Versorgungssatz) nach 8 18 Abs. 2 BetrAVG n.F. auswirken. Wird
die Startgutschrift als Maximum von drei Groé3en gar nicht durch den
Formelbetrag, sondern durch die Mindestrente nach Beitrdgen 8 18 Abs. 2
BetrAVG n.F.) (M-Rente) oder durch die Mindeststartgutschrift (M-STG) (8 9
Abs.2 ATV) bestimmt, laufen die "Fadenspiele mit Variationen des Faktors XY"
ins Leere.

Es ist also beizeiten zu klaren, ob bei der Startqutschrift von Versicherten der
Formelbetrag (F-STG) die ausschlaggebende GroRRe ist, denn nur dann
verandert sich durch die dem (dominierenden) Formelbetrag inh&renten
Stellschrauben auch die rentenferne Startgutschrift. Dann ist zu klaren, fur welche
Gehaltsgruppen und fur welchen Familienstand (am 31.12.2001 alleinstehend,
verheiratet bzw. alleinstehend mit Kindergeldberechtigung) und in Abhangigkeit
von den bis zum 31.12.2001 erreichten Versicherungsjahren, die Startgutschriften
durch den Formelbetrag (F-STG) dominiert werden.

3.1. Fokussetzung im rentenfernen STG - System

Jeder Versicherte kann versuchen, seine eigene rentenferne Startgutschrift anhand
der dblichen "linearen" Schrittfolge (wie sie in der Tabelle 2 angegeben ist)
nachzuvollziehen.

Diese gedanklich "lineare" Vorgehensweise bringt aber eher wenig Erkenntnisgewinn
Uber die Dynamik und die inneren Zusammenhange der Mechanik der rentenfernen
Startgutschrift.

Erhellender ist da schon der Systemblick auf die Startgutschrift als eine ,End“grof3e.

Es bietet sich sogar an, innerhalb des Systemgefiiges etwa den Fokus auf den
Formelbetrag, auf die Voll-Leistung bzw. den personlichen Versorgungssatz zu
legen, um zu schauen, wie sich bei Anderung dieser "Fokus" - Faktoren die System -
ZielgroRe <rentenferne Startgutschrift> verhalt.

Der Formelbetrag ist zwar abhéngig von einer ganzen Reihe von Systemgrof3en,
jedoch nicht von der Mindestrente bzw. der Mindeststartgutschrift. Deshalb tauchen
in der Fokus - Abbildung diese beiden Grol3en nicht auf (vgl. Abbildung 7).

Nun kann man den Fokus auch auf die Voll-Leistung (vgl. Abbildung 8) legen, die
von der Netto - Gesamtversorgung und der Naherungsrente bestimmt wird und auf
den Formelbetrag wirkt. Der personlich erdiente Versorgungssatz und die Gréf3en

% 2.2.0. Studie zu Systemverstandnisaspekten
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Mindestrente und Mindeststartgutschrift beeinflussen die Gré3e Voll-Leistung nicht

und tauchen daher auch in der entsprechenden Fokus - Abbildung nicht auf.

Der personlich erdiente Versorgungsprozentsatz (vgl. Abbildung 9) ist bedingt durch
den satzungsgemal3en jahrlichen Anteilssatz und die Anzahl der bis zum 31.12.2001
in der Zusatzversorgungskasse mit Beitragen verbrachten Pflichtversicherungsjahre

(m).

gesamtversorgungs-
fahiges Brutto - Entgelt

/+//+
Netto - Naherungsrente Versicherungsjahre Versorgungssatz p.a.
Gesamtwersorgung

4 = + +
personlicher
Versorgungssatz

N\,
N/
[ FormeII—Betrag ]

<+
\

Startgutschrift = Max
von 3 GréRen

\oll-Leistung

erzeugt mit Consideo iModeler © Friedmar Fischer
Abbildung 7: Systemfokus Formelbetrag

Der personlich erdiente Versorgungsprozentsatz (vgl. Abbildung 9) wirkt Giber den
Formelbetrag auf die rentenferne Startgutschrift, wird aber nicht von der Voll-
Leistung bzw. der Mindestrente / Mindeststartgutschrift beeinflusst.

Das in Prosa formulierte System <rentenferne Startgutschrift> wird im nachsten
Abschnitt etwas schematischer dargestellt und erlautert.

Insgesamt bleibt der Eindruck eines zwar historisch gewachsenen Systems der
Zusatzversorgung, das jedoch inhomogen, z.T. widersprichlich und schwer
durchschaubar ist , kaum stringent begriindet wird und zudem unsystematisch wirkt,
trotz mehrerer Nachbesserungsversuche der Tarifparteien.

Das wird auch durch die Kurz-Erlauterungen des néchsten Abschnitts deutlich.
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gesamtversorgungs-
fahiges Brutto - Entgelt

Netto - Naherungsrente
Gesamtversorgung

Voll-Leistung

Formel-Betrag

Startgutschrift = Max
von 3 Gréfien

erzeugt mit Consideo iModeler © Friedmar Fischer

Abbildung 8: Systemfokus Voll-Leistung

persénlicher
Versorgungssatz
Formel-Betrag

Startgutschrift = Max

von 3 Gréfken

erzeugt mit Consideo iModeler © Friedmar Fischer

Abbildung 9: Systemfokus persénlicher Versorgungssatz
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3.2. Details zum rentenfernen STG - System
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Abbildung 10: Rentenferne Startgutschrift als System (schematisch)

Erlauterungen und Hintergriinde:

(1)

STG =rentenferne Startgutschrift. Sie wird gebildet als Maximum von drei Grof3en:
F-Betrag (F-STG) = Formelbetrag (8 18 Abs. 2 BetrAVG n.F.); M-Rente
Mindestrente nach Beitragen (8 18 Abs. 2 BetrAVG n.F.); M-STG

Mindeststartgutschrift ((8 9 Abs. 2 ATV bzw. § 37 Abs. 3 VBLS n.F:), wenn bis zum
31.12.2001 bereits 20 volle Pflichtversicherungsjahre (m) erreicht sind.

(2)

M-Rente = Mindestrente nach Beitrdgen (oder auch einfache Versicherungsrente)
nach 8§ 18 Abs. 2 Nr. 4 BetrAVG n.F.. Sie wurde aus der alten Gesamtversorgung
Ubernommen und wird errechnet aus der Summe der Entgelte, fir die nach dem
31.12.1977 Umlagen entrichtet worden multipliziert mit 0,03125 v.H. einerseits und
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der Summe der Pflichtbeitrage einschlie3lich Erhdhungsbetrage vor dem 01.01.1978
multipliziert mit 1,25 v.H. andererseits.

(3)
F-Betrag (F-STG) = Produkt aus [Nettogesamtversorgung(NGV) minus
Naherungsrente(NR)] und persénlichem Versorgungssatz (pVS).

(4)

M-STG = Mindeststartgutschrift nach 8 9 Abs. 2 ATV als "soziale Komponente" in
Hohe von 1,84 Versorgungspunkten x 4 € pro vollem Versicherungsjahr, wenn bis
zum 31.12.2001 bereits 20 volle Versicherungsjahre (m) erreicht wurden.

(5)
VL = Voll-Leistung, d.h. Differenz von Nettogesamtversorgung (NGV) und
Néaherungsrente (NR)

.Die Voll-Leistung entspricht der Versorgungsrente ("erreichbare Leistung”) mit
besonderen Mal3gaben: immer Voll-Versorgung von 91,75 v.H, kein
Mindestversorgungssatz, keine Sonderstaffel fur Anteilssatze, keine
beamtenrechtliche Mindestgesamtversorgung.“**

Die Voll-Leistung nach 818 BetrAVG n.F. (d.h. die Differenz zwischen 91,75
Prozent des fiktiven Nettoentgelts abzlglich der zum 65. Lebensjahr
hochgerechneten gesetzlichen Rente nach dem Naherungsverfahren) basiert implizit
auf drei verschiedenen Annahmen Uber die Betriebszugehorigkeit im o6ffentlichen
Dienst, namlich auf 40 Jahren, um den Ho6chstsatz von 91,75 Prozent des fiktiven
Nettoentgelts zu bekommen und auf 44,44 Jahren, um die maximale Voll-Leistung
zu erhalten, wobei 45 Jahre zur Ermittlung der auf das 65. Lebensjahr
hochgerechneten fiktiven gesetzlichen Rente angenommen wurden.

(6)

pVS = personlicher (erdienter) Versorgungsprozentsatz als Produkt aus der Anzahl
der bis zum 31.12.2001 erreichten Pflichtversicherungsjahre (m) und dem jahrlichen
Anteilssatz (VS p.a.).

(7)
m = Anzahl (auf zwei Stellen nach dem Komma) der mit Beitrdgen belegten
Pflichtversicherungsjahre bis zum 31.12.2001

(8)
VS p.a. = Anteilssatz pro Jahr erdienter Pflichtversicherung in der ZVK. Bis zum
31.12.2000 galt in 8§ 18 BetrAVG a.F. die Regelung: Fir jedes volle Jahr in der

% Nach H. Lassner, Die Altersversorgung der Arbeiterinnen, Arbeiter und Angestellten des 6ffentlichen

Dienstes, Courier Verlag, Frankfurt, 2001, 6. Auflage (dort Kapitel 4.3.1): Aus der Gesamtsumme der
Pflichtbeitrdge (2,5 %) wurden 1,25 % als monatliche Mindestrente gewahrt. Monatlich 1,25 % von 2,5 %
bedeuten aber monatlich: 1,25 % von 2,5 % = 0,03125 %. Dem entspricht 12 x 0,03125 % = 0,375 % jéhrlich.

% Vortrag Stefan Hebler (TdL): "Startgutschriften fir Rentenferne”, 09. Dezember 2010, Berlin
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Pflichtversicherung (nur Zeiten mit Umlagezahlungen) bestand ein Anspruch auf 0,4
% des gesamtversorgungsfahigen Bruttoentgelts (gvE). Ab dem 01.01.2001 wurde
diese Regelung durch einen festen jahrlichen Anteilssatz von 2,25 % flr ein fiktives
Netto ersetzt. Es sind plotzlich 44,4444 Jahre (=100 % / 2,25 Jahre)
Versicherungszeit in der ZVK nétig, um den Héchstsatz von 91,75 % des fiktiven
Netto erreichen zu kénnen.

Hintergrund: Eckrentner, Vermeidung Besserstellung bei vorzeitigem Ausscheiden.
Versicherungsjahre: Alle Versicherungszeiten werden Dbericksichtigt nicht nur
Umlagemonate (also auch Beurlaubung, Mutterschutz, Elternzeit ec.). Aber: keine
Beriicksichtigung von Zeiten auRerhalb des dffentlichen Dienstes (Vorzeiten).**

Ab der Tarifeinigung vom 08.06.2017 variiert nun der den Versicherten zugeteilte
Versorgungssatz p.a. (VS p.a.) zwischen 2,25 % p.a. und maximal 2,5 % p.a. in
Abhangigkeit von den bis zum 65. LJ + O Monate theoretisch erreichbaren
Pflichtversicherungsjahren (n) in der ZVK.

9)
NGV = Netto-Gesamtversorgung als 91,75 % des fiktiven Nettoarbeitsentgelts (NAG)

(abhé&ngig von der am 31.12.2001 zugeordneten fiktiven Steuerklasse 1/0
(alleinstehend) bzw. [11/0 (verheiratet, bzw. alleinstehend mit
Kindergeldberechtigung). Der Maximalsatz von 91,75 geht auf die alte
Gesamtversorgung zuriick mit degressiven bzw. linearen Versorgungsstaffeln. Ab
dem 01.01.1992 gilt, dass 40 gesamtversorgungsfahige Jahre (Netto-
Steigerungssatz pro Jahr 2,294 %) bendtigt werden, um auf den maximalen
Versorgungsprozentsatz von 91,75 % zu kommen, mindestens aber auf einen
Sockelbetrag von 45 %. Als gesamtversorgungsfahige Zeit (gvZ) gilt die Summe der
in der ZVK verbrachten Zeit und die Halfte zusatzlicher Zeiten in der gesetzlichen
Rentenversicherung.

(10)

NR = fiktive gesetzliche Naherungsrente

Da die Gesamtversorgung nicht der tatsachlichen in der Versicherungszeit
erworbenen Anwartschaft entspricht, sondern im Berechnungsverfahren der
rentenfernen Startgutschrift von der héchstmaoglichen Versorgungsanwartschaft von
91,75 % eines fiktiven Netto ausgegangen wird, wird auch bei der anzurechnenden
gesetzlichen Rente nicht die tatsachliche Rentenanwartschaft zum Zeitpunkt des
Systemiibergangs festgestellt, sondern im Rahmen eines Naherungsverfahrens>*
die gesetzliche Rente bei einer unterstellten Rentenversicherungspflicht von 45
Jahren (Eckrentner) berechnet. Daher muss keine Rentenauskunft der

* 2a.0. Vortrag Hebler

) Engbroks, H. Engbroks: Zu den anerkannten Regeln der Versicherungsmathematik,
BetrAV, 6/2011, 514-525

*6. May, J. Sartoris: Bilanzsteuerrechtliche Beriicksichtigung des Naherungsverfahrens,

Steuer Journal, 08/2006, 26-30
https://www.gassner-und-partner.de/gp-wAssets/docs/Naeherungsverfahren.pdf
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Sozialversicherung (z.B. der BfA / DRV) vorliegen. Grundlage der Berechnung ist 8§
18 Abs. 2 Nr. 1 Buchst. f BetrAVG in Verbindung mit 8 4 d und §8 6 a
Einkommenssteuergesetz. Zur Berechnung der theoretischen Rente zum 65. LJ im
Naherungsverfahren wird vom auf Vollzeitbeschéftigte hochgerechneten
Bruttoentgelt der letzten drei Jahre vor der Umstellung der Zusatzversorgung zum
01.01.2002 ausgegangen. Dieses wird mit dem errechneten
Beschaftigungsquotienten  multipliziert, um  Teilzeitbeschéftigte  nicht  zu
benachteiligen. Dann wird nach den vorgegebenen Eckwerten eines deutschen
Standardrentners  (Durchschnittseinkommen; 45  Versicherungsjahre)  der
annahernde gesetzliche Rentenanspruch errechnet.®’

(11)

gVE = gesamtversorgungsfahiges Entgelt

Das gVE ist eine fiktive GroR3e als gewichtetes Monatsmittel aus den Jahresentgelten
der Jahre 1999, 2000 und 2001. Die Gewichte werden den Jahresentgelten der
letzten drei Jahre vor Beginn der Neuordnung ab 01.01.2002 zugeordnet. Die
Gewichtung / Aktualisierung der Jahresentgelte wegen erfolgter Gehaltsabschliisse
erschien erforderlich, da die tatsachlich erzielten jahrlichen Entgelte vergangener
Jahre sich durchaus vom Jahreseinkommen des Jahres 2002 unterscheiden
konnten.*

37 http://www.gesamtausschuss.de/zvkbetriebsrente/berechnung.pdf
% a.a.0. Lassner, dort Kapitel 8
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4. Analyse der VBL — Betriebsrente der Klagerin

Dem BGH Verfahren IV ZR 120/22 lagen zwei vorinstanzliche Urteile (LG KA 6 O
184/19; juris) vom 29.05.2020 und (OLG KA 12 U 106/20) vom 17.03.2022 zugrunde.
Beide Urteile kann man bei Gericht in anonymisierter Form anfordern.

Obwohl der urspringliche Startgutschriftbescheid zum 31.12.2001 fur diesen
Standpunkt nicht vorliegt, ist es dennoch mdglich, aus den anonymisierten
Versicherungsdaten der Klagerin wesentliche Eigenschaften ihrer Startgutschrift und
ggf. der Zuschlage ruckzuschliel3en.

Dazu bedarf es absolut keiner geheimen Wissenschaft, wohl aber einer grindlichen
Kenntnis der rechtlichen und systematisch-rechnerischen Eigenschaften der
Startgutschriftberechnung, der einschlagigen Vorschriften der Zusatzversorgungs-
satzungen alter (a.F.) und neuer Fassung (n.F.), hier der VBL, und der Fahigkeit zum
logischen Denken.

Auch wenn man dem Startgutschrift-Verfahren als betroffene rentenferne Versicherte
skeptisch gegenlber stehen mag, so ist es unerlasslich (ob einem das nun passt
oder auch nicht), sich den satzungsmalligen Fakten zu stellen, die eigenen
Bescheide zunachst vorurteilsfrei nachzuprifen (bzw. nachprifen zu lassen), bevor
man sofort widerlegbare Behauptungen aufstellt.

Fakten darstellbar und verstandlich zu machen und einzuordnen ist eine Seite von
notwendigen Bemuhungen um Transparenz. Rechtliche ,Fur-Gegen“-Erwagungen,
die Bewertung von richterlichen Entscheidungen bis hin zum BGH einzuordnen, ist
ein ganz anderer Aspekt. Urteile haben durchaus von faktenbasierten Grundlagen
der Neuordnung der Zusatzversorgung profitiert, wie das BGH — Urteil IV ZR 9/15
vom 09.03.2016 zeigt.

4.1. VBL - Startgutschrift und VBL — Rente (It. Urteilen)

Aus den folgenden Urteilsausziigen (LG KA 6 O 184/19, juris und OLG KA 12 U
106/20) erschliel3en sich einige Details zur rentenferner Startgutschrift / VBL — Rente
und zur gesetzlichen Rente der Klagerin im Verfahren BGH IV ZR 120/22.

Die kurzen gerichtlichen Angaben liefern aber keine Transparenz, welche Gréf3en die
Startgutschrift und die VBL - Rente bestimmt haben, warum das so ist und wie das
einzuordnen ist.

Aus den ROT markierten Stellen in den Urteilsauszigen wird in den né&chsten
Abschnitten die rentenferne Startgutschrift rekonstruiert.

Da Renten jeweils zum Monatsersten beginnen, lasst sich aus den gerichtlich
zitierten Daten evtl. der Geburtsmonat, nicht jedoch der Tag der Geburt schliel3en.
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Der Tag der Geburt wird in den folgenden Berechnungen fiktiv auf den 15. des

Geburtsmonats der Klagerin festgesetzt.

Auszuq aus Urteil LG KA 6 O 184/19 (juris):

12  Die klagende Partei ist am XX.XX.XXXX geboren und gehdrt damit zu
den sog. rentenfernen Jahrgangen. Sie trat am XX.XX.1991 in den
offentlichen Dienst ein. Zu diesem Zeitpunkt war sie 41 Jahre alt.

13 Im Jahr 2002 wurde eine Startgutschrift fir rentenferne
Jahrgange nach 8 79 Abs. 1 VBLS unter Berucksichtigung einer
Rente nach dem Né&herungsverfahren von 2.703,84 DM (=
1.382,45 €) uber 29,87 Versorgungspunkte errechnet, die einer
monatlichen Rentenanwartschaft von 119,48 € entspricht.

14 Eine Uberprifung der Startgutschrift nach dem Vergleichsmodell
gem. § 79 Abs. la VBLS hat keinen Zuschlag zur bisherigen
Startgutschrift ergeben.

15 Nach der Neuregelung zu den Startgutschriften im Jahr 2017
wurde durch Mitteilung vom November 2018 eine Uberpriifung
der Startgutschrift gem. 8 79 Abs. 1 Satz 3 bis 8 VBLS
vorgenommen. Der bisher festgelegte Faktor von 2,25 v.H. pro
Jahr der Pflichtversicherung wurde in Abhangigkeit vom Alter bei
Beginn der Pflichtversicherung neu ermittelt. Der Faktor von
2,25 v.H. hat sich auf 2,5 v.H. erh6ht, weshalb eine monatliche
Rentenanwartschaft von 132,80 € errechnet wurde.

16 Die klagende Partei erhalt von der Deutschen Rentenversicherung
seit dem XX.XX.XXXX eine Rente in H6he von 1.707,78 € brutto.

17 Sie erhalt von der Beklagten seit dem XX.XX.XXXX eine
Betriebsrente in H6he von 253,24 € brutto.

Auszuq aus Urteil OLG KA 12 U 106/20 (Seite 4):

Die am ...1949 geborene Klagepartei (Klagerin) trat am ... 1991 in den
offentlichen Dienst ein. Die Beklagte erteilte ihr als rentenferner
Versicherten - unter Beriicksichtigung einer nach dem
Naherungsverfahren errechneten gesetzlichen Rente von 1.382,45 € -
zunéachst eine Startgutschrift nach 8 79 Abs. 1 Satz 1 VBLS von 29,87
Versorgungspunkten und nach Inkrafttreten des § 79 Abs. 1a VBLS keinen
Zuschlag. Die Uberpriifung der Startgutschrift gemaR § 79 Abs. 1 Satz 3 bis 8
VBLS filhrte gemaR Mitteilung der Beklagten uber die ,Uberpriifung Ihrer
Startgutschrift* vom November 2018 zu einer Abanderung auf 33,20
Versorgungspunkte. Die Klagepartei ging am ... 2014 im Alter von 65 Jahren
in Ruhestand. Ab diesem Datum wurde ihr - jeweils brutto - eine gesetzliche
Rente von 1.707,78 € und eine Zusatzrente von 253,24 € bewilligt

Im Terminhinweis des BGH zum Verfahren IV ZR 120/22 (Anlage A) steht
auszugsweise:

Die hiesige Klagerin ist rentenferne Versicherte bei der beklagten VBL und
bezieht von dieser seit August 2014 eine Versorgungsrente. Sie halt auch
die nochmals geanderte Ubergangsregelung fiir unwirksam und erstrebt eine
nach dem vor der Systemumstellung geltenden Satzungsrecht ermittelte
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Rente, hilfsweise eine abweichende Berechnung ihrer Startgutschrift unter
Beriicksichtigung verschiedener ihr giinstiger Berechnungsgrundlagen und
auRBerst hilfsweise die Feststellung der Unverbindlichkeit der ermittelten
Startgutschrift.

Zum Zeitpunkt der Erstellung dieses Standpunkts lag die schriftliche
Urteilsbegrindung des BGH — Urteils leider noch nicht vor. Das erfolgte erst am
18.10.2023. Man konnte also im September 2023 nur auf die Daten aus den
vorinstanzlichen LG / OLG - Urteilen und der BGH — Termininformation
zurtckgreifen. Es war bis dahin nur das Geburtsjahr (1949) der Klagerin und ihr
gesetzlichen Renteneintritt zum 01. August 2014 bekannt.

Mangels ausreichender Informationen zur Art des gesetzlichen Renteneintritts
wurden folgende Uberlegungen fur den Renteneintritt zum 01.08.2014 angestellt:

e Der Regelaltersbeginn fur den Jahrgang 1949 beginnt zum 65. LJ + 3 Monate

e Zum 65. LJ ware der frihere Rentenbeginn der Klagerin der 01.05.2014 gewesen

e Das fiktive Geburtsdatum wird auf den 15. April 1949 gelegt

e Das VBL - Eintrittsdatum muss dann aus logischen Grinden auf den 01.02.1991
gelegt werden (vgl. Kap. 4.2.2 und Tabelle 8)

e Der Gesamtbeschaftigungsquotient (GBQ) betrage 1,0.

Genau diesen Annahmen wird in diesem Standpunkt zunachst gefolgt und erst
in Anhang E werden sie geandert.

Ziel der Untersuchung ist es, eine Kongruenz der Nachprufung der rentenfernen
Startgutschrift der Klagerin zu den Angaben (ihren speziellen Versicherungsdaten)
aus den Urteilen herzustellen und zwar auf der Basis der flr den Standpunkt bis zum
21.09.2023 verfugbaren schriftlichen Informationen aus den Texten der LG / OLG —
Urteile bzw. der BGH — Termininformation.

Alternativ ware bzgl. des Geburtsdatums auch moéglich gewesen, den Ansatz einer
(besonders) langjahrigen gesetzlichen Versicherung (mit Vertrauensschutz)
anzunehmen. Dann ware der Geburtsmonat Juli ins Spiel gekommen. Dabei ware
der VBL — Eintrittsmonat aber noch nicht eindeutig bestimmt. Die Festlegung des
Eintrittsdatums  erscheint wichtig, um die bis zum 31.12.2001 erzeilten
Pflichtversicherungsmonate / - jahre prazise bestimmen zu kénnen.*

Das wird besonders in Anhang E relevant.

%9 Aus der schriftlichen BGH — Urteilsbegrindung am Verdéffentlichungstag, 18.10.2023, geht hervor, dass das
Geburtsdatum der Klagerin der 16.07.1949 sei. Der VBL - Eintritt sei am 08.04.1991 erfolgt. Aus logischen
Grinden ist das Eintrittsdatum 08.04.1991 unrichtig und muss durch den 01.02.1991 ersetzt werden. Das wird
ausfiihrlich in Anhang E beschrieben.

Die Auswirkungen des nicht korrekten VBL — Eintrittsdatums aus dem Text der BGH — Urteilsbegriindung sind
nicht wesentlich und haben keine rechtliche Relevanz.
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Bemerkung:

Die Gerichte geben in ihren Urteilen die jeweiligen Versicherungsinformationen nur
happchenweise, verstreut und zumeist unvollstandig wieder. Eine Transparenz
relevanter Tatsacheninformationen wird dadurch jedoch erschwert.

Vorab werden aus Ubersichtsgriinden schon einmal wesentliche Details aus der (am
21.09.2023 ruckgeschlossenen) rentenfernen Startgutschrift und der VBL — Rente
zusammengefasst.

Erst spater wird sich dann Schritt fir Schritt ggf. ein Verstandnis erschlie3en fur die
Zahlen, die Hintergrinde und die Mechanismen der Startgutschriftberechnung.

Versicherte, geboren am

Familienstand am 31.12.2001/01.01.2002
Eintritt in die Zusatzversorgungskasse ZVK:
Eintrittsalter in die ZVK:

15.04.1949 (fiktiv angenommen)
verheiratet

01.02.1991
Jahre 9 Monate 17 Tage
ZVK-Pflichtversicherungsjahre bis 31.12.2001: 10,91 Jahre = 130,92 Monate

MalRgebender Versorgungssatz: 91,75 %
(max. 91,75 %, ggof. reduziert wegen Teilzetit,

Beurlaubung usw.)

Gesamtbeschaftigungsquotient (GBQ):

Gesamtversorgungsfahiges Entgelt (QVE):

Fiktives Nettoentgelt (Steuerklasse l):
Fiktive gesetzliche Rente (NR):

Versorgungssatz (alt)

(ZVK-Jahre bis 31.12.2001 x 2,25 %):

Versorgungssatz (neu)

(ZVK-Jahre bis 31.12.2001 x 2,50 %):

Rentenferne Startgutschrift (alt):
Rentenferne Startgutschrift (neu):

Regelaltersrentenbeginn (alt):
Tatsachlicher Altersrentenbeginn:

VBL — Betriebsrente zum 01.08.2014:

Punkterente 01.01.2002 — 01.08.2014:

zum [01.08.2014;

DRV — Rente

1,0
3.101,99 € (bei Volizeit)

2.037,26 € (bei Vollzeit)

24,55 % (ggf. mit Excel-Rundungen)

27,28 % (ggf. mit Excel-Rundungen)

[119,48 € = 29,87 VP

132,80 € = 33,20 VP

01.05.2014 (d.h. zum 65. LJ + 0 M)
01.08.2014| (d.h. zum 65. LJ + 3 M)

132,80 + 120,44 = |253,24 §

120,44 € =30,11 VP
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Lfd. Nr.|fiktive Berechnung BGH IV ZR 120/22 Frau N.N.] Frau N.N.
1] Geburtsdatum 15.04.1949 15.04.1949
2|Eintritt in ZVK 01.02.1991 01.02.199
J|Eintrittsalter in ZVK (Jahre, Monate, Tage) MNJIMITT MNJIMITT
4
5lfiktive StKl. Am 31.12.2001 StKl. 1 StKl. 1l
B
7| gesamtversorgungsfahiges Entgelt (gvE) (Vollzeit) 3.101,99 € 3.101,99 €
8] Gesamtbeschaftigungsquotient (GBQ) 1,00 1,00
9 gvE x GBQ 3.101,99 € 3.101,99 €

10)ZVK-Umlagesatz Arbeitgeber [AG) fiir NAG 6,45% 6,45%
11)ZVK-Umlagesatz Arbeitnehmer [AN) filr NAG 1,25% 1,25%
12|Fiktive Abziige [bei fiktiver StKl. lll bzw. 1} 1.388,20 € 1.064,73 €
13| Fiktives Nettoarbeitentgelt (NAG) 1.713,79 € 2.037,26 €
14 NAG/GBQ 1.713,79 € 2.037,26 €
15|Hochstversorgungssatz (HVS) 0,9175 0,9175
16 HVS x GBQ 0,9175 0,9175
17)Gesamtversorgung (GV): = NAG x HVS x GBQ 1.572,40 € 1.869,19 €
18]fiktive gesetzl. Naherungsrente (NR) 1.382,45 € 1.382,45 €
19|Voll-Leistung (VL) 189,96 € 486,74 €
20]PFL-Versicherung {von-bis) 01.02.91-31.12.01] 01.02.91-31.12.1
21|davon Plichtvers. in Jahren |PFL) 10,91 10,91
22|variabler Versorgungssatz{V5):= PFLJ x 2,5 % 0,2728 0,2728
23| Betriebsrente aus Voll-Leistung: VL x VS 5,83 € 132,80 €
24| Mindestrente 117,52 € 117,52 €
Formelbetrag §18 Abs. 2 Nr. 1 u. 2 BetrAVG
25|bzw. i.d.F. der 10. S.A. ATV vom 08.06.2017 51,83 € 132,80 €
26|Mindest-5TG (soziale Komponenten) in € 0,00 € 0,00 €
27| Startgutschrift zum 31.12.2001 in EUR 117,52 € 132,80 €
28|=Maximum aus Mindestrente, Formelbetrag
29 und Mindest-Startgutschrift
30] Startgutschrift zum 31.12.2001 in VP 29,38 33,20
31| gvZ (Jahre) 35,64 35,64
32|{m (Jahre) 10,91 10,91
33|n (Jahre) 23,25 23,25
34
J5|NVS ungekiirzt x GBQ 91,75% 91,75%
= dritte Startgutschrift STG in €
36| (neue Regelung in 2017) 117,592 € 132,80 €
= zweite Startgutschrift STG (mit Zuschlag) in €
37| (alte Regelung vom 30.05.2011) 117,52 € 119,48 €
= erste Startgutschrift STG in € (urspriingliche
38|Regelung zum Systemwechsel 31.12.2001) 117,52 € 119,48 €
3911. absoluter Zuschlag (=Differenz 2. STG minus 1. 8TG) |0,00 € 0,00€
Erhchung STG in %
40 gegeniiber alter STG (LfdNr. 38)0,0% 0,0%
41] 2. absoluter Zuschlag (=Differenz 3. STG minus 1. STG) 0,00 € 13,32 €
Erhhung STG in %
42 gegeniiber alter STG [LfdNr. 38)]0,0% 11,1%
43 relativer Zuschlag (=Differenz 3. STG minus 2. 5TG) |0,00 € 13,132 €
Maximum der Startgutschriften
44| aus Ifd.Nr. 36, 37, 38 117,52 € 132,80 €

Tabelle 3: Ubersicht fiktive Startgutschrift (fiktive StKl. [ und Ill) der Klagerin
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Wichtiger Hinweis bzqgl. der aktuellen Zuschlagsklagen:

Es ware hochst unzuladssig (!), anstelle der fiktiven gesetzlichen N&aherungsrente
(NR) zum 65. LJ+0 Monate ggf. die reale gesetzliche Rente von Versicherten zu
einem friheren DRV — Renteneintritt als dem damaligen Regelalterseintritt (zum 65.
LJ+0 Monate) ansetzen zu wollen, z.B. wegen Erwerbsminderung,
Schwerbehinderung, Altersteilzeit, usw.

Denn:

So darf man nicht rechnen! Es gibt ja verschiedene Bezugszeitpunkte (das 65.
LJ+0 Monate bei der N&herungsrente, das xy. LJ bei realem vorzeitigem
gesetzlichem Renteneintritt, d.h. dann aber auch xy. LJ < 65. LJ+0 Monate).
(Das ist jedoch eine Apfel-mit-Birnen-Vergleichsrechnung !!).

Zur korrekten Vergleichbarkeit misste man namlich die reale gesetzliche Rente erst
auf das 65. LJ hochrechnen, was mit gewissem Aufwand auch geleistet werden
kénnte.”” Dabei nutzt man die Méglichkeit, die auch die Renteninformation der
gesetzlichen Rentenversicherung bietet, namlich aus den Jahresentgelten fiinf Jahre
vor dem eingetretenen Rentenbeginn eine Hochrechnung der Entgeltpunkte (EP)
zum 65. LJ zu entwickeln.

Die Hochrechnungsaufgabe muss man auch bei Personen mit gebrochenen
Erwerbsbiografien oder einem frihzeitigen gesetzlichen Renteneinstieg
erledigen (um Einwanden zu begegnen, man vergleiche , Apfel-mit-Birnen“, d.h.
hier die <fiktive Naherungsrente zum 65. LJ plus 0 Monate> versus die <reale
gesetzliche Rente zum einem friheren Zeitpunkt 65. LJ minus xy Monate> zu
vergleichen).

Genau dieser schwerwiegende systematische Fehler wird leider in zahlreichen
aktuellen gerichtlichen Verfahren (gegen die Neuregelung zur Zusatzversorgung aus
2017) klagerseitig begangen. Der beklagten Zusatzversorgungskasse VBL fiel es
daher sehr leicht, anhand der ihr vorliegenden Versicherungsdaten,
Startgutschriftbescheide, VBL — Rentenbescheide und DRV - Rentenbescheide
(vorzeitiger Renten-Eintritt mit Erh6éhungen bis zum Regelrenteneintritt usw.)
Behauptungen der Klager unwiderlegbar zu entgegnen.

Die Grinde fur den Denkfehler kann man in den frithen ersten Startgutschriftklagen
finden. Das Landgericht Karlsruhe hatte in vielen Verfahren jeweils nur BfA/DRV —
Rentenauskinfte zum Stand 31.12.2001 (d.h. die Rentenanwartschaft nur zu
diesem Stichtag) erzwungen, statt jeweils eine BfA/DRV-Renteninformation mit
Hochrechnungen zum 65. LJ anzufordern. Dann wurde sogar anfangs von den
Richtern des LG Karlsruhe in mehreren Urteilen (z.B. in LG KA 6 O 114/03; u.v.a) die
gesetzliche Naherungsrente zum 65. LJ (,Birnen) mit der BfA/DRV -
Rentenanwartschaft zum 31.12.2001 (,Apfel) und daraus vermeintliche

%0 2.2.0. Kurzinformation DRV_ZVK_Berechnungen
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.Benachteiligungen® und ,Gleichheitsverstosse* konstruiert, ohne die Behauptungen
jedoch mit eindeutigen Fakten zu belegen. Es kommt in Zivilprozessen namlich
darauf an, die Gerichte mit den klagerischen Argumenten zu iiberzeugen***** und
sich ggf. dazu um hinreichend viel Sachverstand zu bemiihen.**

In zahlreichen aktuellen Klagen gegen die Neuregelung aus 2017 zur
Zusatzversorgung werden jedoch nicht nur viele Falle aus den Jahren 2003 bis 2005
erneut klagerseitig angezogen, die den obigen fatalen Zeitbezugsfehler haben
(néamlich <N&herungsrente zum 65. LJ> versus <gesetzliche Rentenanwartschaft
zum 31.12.2001> bzw. <Renteneintritt vor dem 65. LJ>) und dann als vermeintliche
.Benachteiligung” der Versicherten in klagerischen Schriftséatzen zitiert.

Auch zahlreiche aktuelle Klagefalle aus 2019 weisen diesen Zeitbezugsfehler auf
(vgl. dazu auch Anlage B).

Die VBL hat bereits deutlich in den frihen Gerichtsverfahren der Jahre 2003-2005,
an denen der Autor dieses Berichts haufig als Beobachter teilgenommen hat, auf
diesen vermeidbaren Fehler der Klager und des Gerichts hingewiesen. Offenbar
wurden/werden aber leider immer noch die seit Jahren bekannten eindeutigen
Hinweise in der einschlagigen Literatur zur korrekten Anwendung des Verfahrens zur
Bestimmung der gesetzlichen Naherungsrente zum 65. LJ klagerseitig nicht befolgt.*®

Den ,Fehlinterpretationen” kann dann leicht mit Fakten entgegnet werden, was die
Zusatzversorgungskasse VBL auch getan hat (vgl. dazu auch Anlage B).

4.2. Fragen zur ErschlieBung der Berechnung der Startgutschrift

Kann man von der Naherungsrente auf die Hohe des gvE schliel3en?
Wo geht in der Startgutschrift die fiktive Steuerklasse 111/0 ein?

Welche Rickschlisse sind aus dem erhdhten Anteilssatz p.a. moglich?
Warum gibt es im Fall der Klagerin einen Zuschlag?

Wie schétzt man die Mindestrente nach 8§ 18 Abs.2 Nr. 4 BetrAVG ab?
Lasst sich die Zuschlagsproblematik der Klagerin einordnen?

4 http://www.startgutschriften-arge.de/11/Tipps_zum_Zivilprozess.pdf

42 http://www.startgutschriften-arge.de/3/SP_Klagen_oder nicht.pdf

*® https://www.racn.deffiles/naundorf/publics/Zivilprozess-WOS. pdf

** Nur mit breiter Faktenkenntnis und stringenter Logik kann eine Ungleichbehandlung im rechtlichen Sinne vor
allen Gerichten nachgewiesen werden. Uberdeutlich hat es einmal das Bundesverfassungsgericht in einem Urteil
(1 BvR 1065/03) vom 08.05.2012 in einem Leitsatz und in der dortigen Tz 49 niedergelegt:

Richtet sich eine Verfassungsbeschwerde gegen komplexe Regelungen zur Leistungsberechnung,
genugt es nicht, nachteilige Ungleichbehandlungen durch einzelne Faktoren zu behaupten;
vielmehr bedarf es auch einer Auseinandersetzung mit ihrem Zusammenwirken und dessen
Ergebnis. Im Einzelfall kann es zumutbar sein, dabei unterstlitzende Beratung in Anspruch zu
nehmen, um einen VerfassungsverstoR substantiiert riigen zu kénnen.

4 »Wer einen Fehler gemacht hat und ihn nicht korrigiert, begeht einen zweiten.* Konfuzius (551-479 v. Chr.)


http://www.startgutschriften-arge.de/11/Tipps_zum_Zivilprozess.pdf
http://www.startgutschriften-arge.de/3/SP_Klagen_oder_nicht.pdf
https://www.racn.de/files/naundorf/publics/Zivilprozess-WOS.pdf
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4.2.1. Von der Naherungsrente auf die Hohe des gvE schlie3en?

Bis zu einem gesamtversorgungsfahigen monatlichen Entgelt (gvE) in 2001 von
4448,24 € (der Beitragsbemessungsgrenze (BBG) fur 2001 in der gesetzlichen
Rentenversicherung) ist eine direkte Beziehung zwischen dem gvE und der fiktiven
gesetzlichen Naherungsrente (NR) herstellbar.*® Fiir gesamtversorgungsfahige
monatliche Entgelte (QvE) in 2001, die Uber der BBG von 4448,24 € liegen, bleibt als
Hochstwert der anrechenbaren fiktiven gesetzlichen Rente (NR) der Betrag von
1.600,50 € bestehen. Hoherverdiener profitieren also von dieser Begrenzung.

Beispiel - Ermittlung Quotient von Niherungsrente zu gvE
Lfd. Mr. Beispiel fiir die gesetzliche Rente im Naherungsverfahren (Teil A)

1 mafdgebliches gv Entgelt pro Monat 444824 €

2 Ermittlung des Steigerungssatzes ST: Monatsentgelt begrenzt auf 8700 DM (BBG)= 4448 24 € BBG

3

4 Verhaltnis (malgebliches jahrl Engelt/jahrl. BBG) maximal 100 %: 100,00

5 Steigerungsfaktor (bei Bezlgen unter 70 % des BBG) mindestens: 1,09
6 Falls gvE = 70 % BBG: Prozentuale Differenz zu 70 % des BBG: 30

7 Falls guE = 70 % BBGVerminderungsfaktor je ein Prozent Differenz zu 70 % des BBG: 0.007 0.21
8 werbleibt der Steigerungsfaktor: 0,88
9
10 V= Versicherungsjahre (45 Jahre fiir Durchschnittsrentner) 45
11 8T= Steigerungssatz (angepasst nach obiger Vorschrift) 0,88
12 BEZ= Mafgebliche Beziige (ggf. begrenzt durch BBG) 444824 €
13 ZF= Zugangsfaktor (1 bei Altersrente) 1
14 KF= Korrekturfaktor 0.9086
156 NR= gesetzliche Rente im Naherungsverfahren 1.600,50 €
16
17 gvE=NR/(45*ST*0,9086*ZF) NR= gvE*{45*ST*0,9086"ZF) Verhiltnis NR / gvE = 0,359805

Tabelle 4: Die Berechnung von NR bei einem gvE in H6he des BBG aus 2001

Um herauszufinden, in welchem Entgeltbereich das gvE der Klagerin liegt, das zu
einer fiktiven gesetzlichen Naherungsrente (NR) von 1.383,45 € gehort, kann man im
obigen Berechnungsverfahren zur N&herungsrente (NR) iterativ in 100 € -
Entgeltschritten schauen, zu welchem gvE jeweils welche Naherungsrente (NR)
gehort und man kann z.B. auch Quotienten bilden: NR/gvE bzw. NR/BEZ. Es fallt
auf, dass zwischen monatlichen Entgelten von 800 € — 3.100 € das Verhéltnis NR /
gVvE in etwa gleich bleibt, ndmlich bei etwa 0,446, und dann von 3.200 — 4.448,24 €
kontinuierlich absinkt auf 0,3598 (vgl. Tabelle 5).

Der Blick in die Tabelle 5 (erste und vorletzte Spalte) zeigt, dass bei einer fiktiven
Naherungsrente (NR) der Klagerin in H6he von 1.383,45 € deren monatliches
gesamtversorgungsfahiges Entgelt (QvE) nahe bei 3.100 € liegen muss. Es ist nun
leicht, die gvE — Zahlen zwischen 3.100 € und 3.200 € derart variieren zu lassen, bis
man genau die Naherungsrente (NR) von 1.382,45 € erhélt (vgl. Tabelle 6).

Das Durchschnittsentgelt (DE) fur 2001 in der gesetzlichen Rentenversicherung
betrug 2.352,62 €, d.h. die Klagerin liegt 2001 mit ihrem speziellen monatlichen gvE
von 3.101,99 € dber dem damaligen Durchschnittsentgelt in der gesetzlichen
Rentenversicherung.

46 http://www.startgutschriften-arge.de/3/Strukturanalysen_Startgutschrift.pdf (dort Kapitel 2.2.2)



http://www.startgutschriften-arge.de/3/Strukturanalysen_Startgutschrift.pdf
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Ermittlung Quotient von Naherungsrente zu gvE{ab 800€ in 100 € Schritten)

gvE BBG| gvE/BBG| Differenz Redfak ST BEZ ZF KF NR NR/BEZ,
fidNr.1| Ifd.Nr.2| Ifd.Nr.3| [Ifd.Nr.6| |Ifd.Nr.7] Ifd.Nr.8| Ifd. Nr. 12| Ifd. Nr. 13| Ifd. Nr. 14| Ifd. Nr. 15

444824 444824 100,00 30,00 0.1 0.88 444824 10,9088 1600,50]  0,359805
800 444824 17.98 0,00 0,00 1,09 800 1| 0.9086 356,53] 0445663
900 444824 20.23 0,00 0,00 1,09 900 1| 0.9086 401,10]  0.445667)
1000 444824 2248 0,00 0,00 1,09 1000 1| 0.9086 445 67) 0445670
1100 444824 2473 0,00 0,00 1,09 1100 1| 0.9086 450,24) 0445673
1200 444824 26.98 0,00 0,00 1,09 1200 1| 0.9086 534,80] 0445667
1300 444824 29.23 0,00 0,00 1,09 1300 1| 0.9086 579,37] 0445669
1400 444824 347 0,00 0,00 1,09 1400 1| 0.9086 623,94] 0445671
1500 444824 33,72 0,00 0,00 1,09 1500 1| 0.9086 668,50] 0445667
1600 444824 38,97 0.00 0.00 1,09 1600 1 0.9086 713,07] 0445669
1700 444824 38,22 0.00 0.00 1,09 1700 1 0.9086 757,64]  0.4456T1
1800 444824 4047 0.00 0.00 1,09 1800 1 0.9086 802,20] 0445667
1900 444824 421 0.00 0.00 1,09 1900 1 0.90886 846,77| 0445668
2000 444824 44,96 0.00 0.00 1,09 2000 1 0.90886 891,34] 0445670
2100 444824 4721 0.00 0.00 1,09 2100 1 0.90886 935,90] 0445667
2200 444824 49.46 0.00 0.00 1,09 2200 1 0.90886 980.47] 0445668
2300 4445.24 51,1 0.00 0.00 1,09 2300 1| 0.9086 1025.04] 0445670
2400 4445.24 53,95 0.00 0.00 1,09 2400 1| 0.9086 1069.60)  0.445667)
2500 4445.24 56,20 0.00 0.00 1,09 2500 1| 0.9086 1114.17] 0445668
2600 4445.24 58,45 0.00 0.00 1,09 2600 1| 0.9086 1158.74]  0.445669
2700 4445.24 60,70 0.00 0.00 1,09 2700 1| 0.9086 1203.30]  0.445667)
2800 4445.24 62,95 0.00 0.00 1,09 2800 1| 0.9086 1247.67) 0445668
2900 4445.24 65,19 0.00 0.00 1,09 2900 1| 0.9086 1292.44]  0.445669
3000 4445.24 67,44 0,00 0,00 1,09 3000 1| 0.9086 1337.00)  0.445667)
3100 4445.24 69,69 0,00 0,00 1,09 3100 1| 0.9086 1361.57]  0,445668
3200 4445.24 71,94 2,00 0.0 1,08 3200 1| 0.9086 1407.82) 0439944
3300 4445.24 74,19 5,00 0.04 1,06 3300 10,9086 1423.48) 0431358
3400 4445.24 76,43 7,00 0.05 1,04 3400 10,9086 1447.15] 0425632
3500 4445.24 74,68 9.00 0.06 1,03 3500 10,9086 1469.68)  0,419909
3600 4445.24 80,93 11.00 0,08 1.01 3600 10,9086 1491.07]  0.414146
3700 4445.24 83,18 14.00 0,10 0,99 3700 1| 0.9086 1500.72]  0,405600
3400 4445.24 85,43 16.00 0.1 0,98 3800 1| 0.9086 1519.,52]  0,399674
3900 4445.24 87,68 16.00 0,13 0,96 3900 1| 0.9086 1537.19]  0,394151
4000 4445.24 89,92 20.00 0,14 0,95 4000 1| 0.9086 1853,71]  0,368429
4100 4445.24 217 23.00 0,16 0,93 4100 1| 0.9086 1557.34]  0,379839
4200 4445.24 94,42 25,00 0,18 0,92 4200 1| 0.9086 1571.29)  0.374117
4300 4445.24 96,67 27.00 0,19 0,90 4300 1| 0.9086 1564,09]  0,368393
4400 4448.24 98,92 29,00 0.20 0.89 4400 10,9086 1595,74|  0,362668
4500 4448.24 100,00 30,00 0.2 0.8 4448.24 10,9086 1600,50] 0359805
4600 4448.24 100,00 30,00 0.2 0.8 4448.24 10,9086 1600,50] 0359805
4700 4448.24 100,00 30,00 0.2 0.8 4448.24 10,9086 1600,50] 0359805
4800 4448.24 100,00 30,00 0.2 0.8 4448.24 10,9086 1600,50] 0359805
4300 4448.24 100,00 30,00 0.2 0.8 4448.24 10,9086 1600,50] 0359805
5000 4448.24 100,00 30,00 0.2 0.8 4448.24 10,9086 1600,50] 0359805
5100 4448.24 100,00 30,00 0.2 0.88 4448.24 11 09086 1600,50] 0359805
5200 4448.24 100,00 30,00 0.2 0.88 4448.24 11 09086 1600,50] 0359805
5300 4448.24 100,00 30,00 0.2 0.88 4448.24 11 09086 1600,50] 0359805
5400 4448.24 100,00 30,00 0.2 0.88 4448.24 11 09086 1600,50] 0359805
5500 4448.24 100,00 30,00 0.2 0.88 4448.24 11 09086 1600,50]  0,359805
5600 4448.24 100,00 30,00 0.2 0.88 4448.24 11 09086 1600,50]  0,359805
5700 4448.24 100,00 30,00 0.2 0.88 4448.24 11 09086 1600,50]  0,359805
5800 4448.24 100,00 30,00 0.21 0.8 4448.24 10,9086 1600,50] 0359805
5300 4448.24 100,00 30,00 0.21 0.8 4448.24 10,9086 1600,50] 0359805
6000 4448.24 100,00 30,00 0.21 0.8 4448.24 10,9086 1600,50] 0359805
6100 4448.24 100,00 30,00 0.21 0.8 4448.24 10,9086 1600,50] 0359805
6200 4448 24 100,00 30,00 0.1 0,88 4448 24 11 0,9086 1600,50]  0,359805
6300 4448 24 100,00 30,00 0.1 0,88 4448 24 11 0,9086 1600,50]  0,359805
6400 4448 24 100,00 30,00 0.1 0,88 4448 24 11 0,9086 1600,50]  0,359805
6500 444824 100,00 30,00 0.1 0.88 444824 10,9088 1600,50]  0,359805
6600 444824 100,00 30,00 0.1 0.88 444824 10,9088 1600,50]  0,359805
6700 444824 100,00 30,00 0.1 0.88 444824 10,9088 1600,50]  0,359805
6300 444824 100,00 30,00 0.1 0.88 444824 10,9088 1600,50]  0,359805
6300 444824 100,00 30,00 0.1 0.88 4448.24 1| 0.9086 1600.50]  0,359805
7000 4448 24 100,00 30,00 0.2 0,88 444824 10,9086 1600,50]  0,359805

Tabelle 5: Zusammenhang von NR und (gvE von 800 € - 7.000 €)
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gesetzliche Rente im Nidherungsverfahren
Frau N.N. Startgutschrift
rentenfern
Fiktive Arbeitsentgelte und Versorgungssatze
Lfd. Nr. I III/0

1|malgebliches Vollzeit gv Bruttoarbeitsentgelt pro Monat: 310199 €] 3.101,99€

2|maitgebliches Vollzeit  Mettoarbeitsentgelt pro Monat: 1.713,79€] 203726€

3| persdnlicher Brutto-Versorgungssatz = GBQ x 75,00 % : 75,00% 75,00%

4|persénlicher Netto-Versorgungssatz = GBQ x 91,75 % : 91,756% 91,75%

5|fikt. Vollzeitnetto x _persénlicher Nettoversorgungssatz: 167240 €] 1.869,19 €|Nettogesamtversorgung (NGV)

6|fikt. Vollzeitbrutto x persénlicher Bruttoversorgungssatz: 232649 €| 2.326,49 €|Bruttogesamtversorgung (BGV)

7

8

9|Gesetzliche Rente im Naherungsverfahren

10 | | | | I

11|Formel: NR = (VJ x ST x BEZ x ZF x KF)/[100

12 | | |

13|Ermittlung des Steigerungssatzes ST:  |Monatsentgelt begrenzt auf 8700 DM (BBG)= 4.448.24 €|BBG

14 | | | | |

15]Verhiltnis (maBgebliches Vollzeitbruttoentgelt!GBQ)/BBG jedoch maximal 100 %: 69,74

16| Steigerungsfaktor (bei Bezigen unter 70 % des BBG) mindestens: 1.09 1.09
17|Falls gvE = 70 % BBG:Prozentuale Differenz zu 70 % des BBG: 0

18|Falls gvE = 70 % BBG:Verminderungsfaktor je ein Prozent Differenz zu 70 % des BBG: 0,007 0
19]verbleibt der Steigerungsfaktor: 1,0900
20 |
21|\Vl= Versicherungsjahre (45 Jahre fiir Durchschnittsrentner) 45
22|5T= Steigerungssatz (angepasst nach obiger Vorschrift) 1.0900
23|BEZ= MaRgebliche Beziige aus Blatt "Eingabe” (ifd.Nr. 18) (ggf. begrenzt durch BEG) 3.101,99 €
24]|ZF= Zugangsfaktor (1 bei Altersrente) 1,0
25|KF= Korrekturfaktor 0.9086
26|NR= gesetzliche Rente im Naherungsverfahren 1.382,45€

Tabelle 6: Die Berechnung von NR bei einem gvE von 3.101,99 €

Ergebnis:

Zur gesetzlichen Naherungsrente (NR) von 1.382,45 € gehort das monatliche gvE
von 3.101,99 €.

Zwei Bestimmungssticke des Berechnungssystems der rentenfernen alten
Startgutschrift scheinen nun nach der Tabelle 5 und Tabelle 6 festzustehen,
namlich

o die fiktive gesetzliche Naherungsrente (NR) zum 65. LJ
e das gesamtversorgungsfahige Entgelt (QVE)

Aus dem gesamtversorgungsfahigen Entgelt (gvE) lassen sich entsprechend den
Vorschriften der Zusatzversorgungssatzung die fiktiven Nettoentgelte fur die StKl. I/0
und 111/0 ermitteln.
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Frau N.N.
Ermittlung des fiktiven Nettoarbeitsentgelts in (DM bzw. EURO)
Stichtag: 31.12.2001 D D Euro Euro
Lfd. Nr.|Zusammensetzung der Abziige aus gv Entgelt StKl. 110 StKl. 11170} StKl. 110 StKl. 11170}
1|Beitragsbemessungsgrenze Rente: 8700 DM 8700,00 8700,00 4448,24 4448.24
2|Pflichtversicherungsgrenze KV: 6525 DM 6525,00 6525.00 3336,18 333618
3|gv Entgelt in DM bzw. EURO 6066,97 6066,97 3101,99 3101,99
A|Lohnsteuer in DM/EURD 1287,50 687,83 658,29 351,68
Umlagesatz AG fiir ZVK in Prozent von gv Entgelt in DM 0,0645
Umlagesatz AN fir VBL in Prozent von gv Entgelt in DM 0.0125
5|Umlagebetrag AG fiir ZVK 391,32 391.32 200,08 200,08
6|Umlagebetrag AN fir ZVK 75,84 75,84 38,78 38,78
T|Pauschalsteuer Umlage AG: 175 DM/EURD 175,00 175,00 89,48 69,48
8| StAnteil Zukunftsich_: 20% von (Umlagesatz AG -175 DM) 43,26 43,26 22,12 22,12
9| Solidaritaetszuschlag (max. 5.5% von Lohnsteuer) in DM / € 70,81 37,83 36,21 19,35
10| AN-Beitrag RV:  9.556% aus maximal 8700 DM 579,40 579,40 296,25 296,25
11| AN-Beitrag KV:  6.75% aus maximal 6525 DM 409,52 409,52 209,39 209,39
12| AN-Beitrag:PV: 0.85% aus maximal 6525 DM 51,57 51,57 26,37 26,37
13|1ll. Sozialgesetzbuch: 3.25% aus max 8700 DM 197,18 197,18 100,82 100,82
14| Summe der fiktiven Abzuege in DM/EURO 271508 208243 1388.,20 106472
15|fiktives Nettoarbeitsentgelt in DM/€ bei StKl. 170 bzw. 111/ 3351,89 3984,54 1713,79 2037,26

Tabelle 7: Die Berechnung der fiktiven Nettoentgelte zum gvE der Klagerin

Die fiktiven Abziige*’ erfolgen nach § 41 Abs. 2c Satz 1 VBLS a.F. (41.S.A) (vgl.
Anlage C)

4.2.2. Weitere Ruckschlisse aus der urspringlichen Startgutschrift

Aus der Sachkenntnis der Berechnungsmechanismen zur rentenfernen alten
Startgutschrift lassen sich Schritt fur Schritt die einzelnen Bestimmungssticke der
rentenfernen alten Startgutschrift erschlieRen, wenn man die Definitionen /
Begrifflichkeiten / Abklrzungen zum System der alten rentenfernen Startgutschrift
aus Kapitel 3.2 nutzt. Es lassen sich sogar schon Folgerungen fur die neue
rentenferne Startgutschrift nach den Tarifregelungen aus 2017 ableiten.

Familienstand zum 31.12.2001:

Es steht die Entscheidung aus, ob die Klagerin zum Umstellungszeitraum 31.12.2001
verheiratet war oder nicht.

Das ist jedoch erst nach ein paar Zwischenrechnungen eindeutig tiber den ,Umweg*
der tatsachlich in der Startgutschrift erzielten Versorgungspunkte (VP) erschlie3bar.

Die Anwartschaft aus Versorgungspunkten (VP) basiert entweder auf der
Mindestrente nach Beitragen (M-Rente), der Mindeststartgutschrift (M-STG)
oder dem Formelbetrag (F-STG).

7 \V/BLinfo 1/ 2000
https://www.vbl.de/documents/20142/106537/Informationen+1 2000.pdf
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M-Rente und M-STG sind unabhangig von einer fiktiven Steuerklasse. Es kommt

also nur auf den Formelbetrag (F-STG) an, um die fiktive Steuerklasse zu
bestimmen, die der Startgutschrift der Klagerin zugrunde gelegen hat.

Versorgungspunkte in der alten Startgutschrift:

Das Landgericht Karlsruhe schreibt in seinem vorinstanzlichen Urteil (LG KA 6 O
184/19, Rn. 12-17; juris), die Anzahl der Versorgungspunkte (VP) der Klagerin habe
sich zum 31.12.2001 erhdht von 29,87 VP (= 119,48 €) auf 33,20 VP (= 132,80 €)
durch die Zuschlagsregelung der Tarifparteien vom 08.06.2017.

Die urspringliche alte Startgutschrift hatte also den Wert von 29,87 VP = 119,48 €.
Man weil inzwischen:

Die rentenferne Startgutschrift (Regelung 2001 und auch 2017) ist das Maximum
der folgenden drei Grél3en:

e Mindestrente nach Beitragen (M-Rente) (einfache Versicherungsrente) nach 8
18 Abs. 2 Nr. 4 BetrAVG

e Mindeststartgutschrift (M-STG) nach 8 9 Abs. 3 ATV (bzw. 8§ 37 Abs. 3 VBLS
n.F. ,soziale Komponente"), wenn am 31.12.2001 mindestens 20 volle
Pflichtversicherungsjahre (m) erreicht wurden

e Formelbetrag (F-STG) nach 8§ 18 Abs. 2 Nr. 1 und 2 BetrAVG eines jahrlichen
Anteilssatzes zwischen 2,25 % (Regelung 2001) und maximal 2,5 % (Regelung
2017); alter/neuer pVS multipliziert mit der Voll-Leistung

Welche der drei Gro3en hat denn nun die alte Startgutschrift der Klagerin bestimmt?

Der Formelbetrag (F-STG), also die ,Anwartschaft nach Betriebsrentengesetz®, ist
ein Produkt.

F-Betrag (F-STG) =
[Voll-Leistung (VL) x pVS] =

[Nettogesamtversorgung(NGV) minus  Naherungsrente(NR)] x  personlicher
Versorgungssatz (pVS)), wobei

pVS =m x 2,25 % nach alter STG - Regelung.
Man kennt im vorliegenden Fall inzwischen nach Tabelle 7 die Grof3en

NGV(]) =91,75% x 1.713,79 €
NGV(IIl) = 91,75 % x 2.037,26 €

1.572,40 € bei der fiktiven Steuerklasse 1/0
1.869,19 € bei der fiktiven Steuerklasse 111/0

und
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NR =1.382,45 €
Es gibt also zwei Mdglichkeiten fir den Formelbetrag (F-Betrag)

F-STG(IlI) = [NGV(II) = NR] X pVS = [NGV(Ill) = NR] X m X 2,25%
F-STG(l) =[NGV(I)=NR] xpVS =[NGV()-NR] X m X 2,25%

Man setzt nun in diese beiden Formeln bei F-STG testweise die Anwartschaft nach
Betriebsrentengesetz in Euro ein, also F-STG = 29,87 VP x 4 € = 119,48 € und |0st
die Formeln nach (m) auf.

Nach Angaben der Gerichte fand der VBL-Eintritt statt zwischen dem 01. Januar
1991 und dem 31. Dezember 1991. Fur die Zeitspanne bis zum 31.12.2001 bedeutet
das, dass hochstens zwischen m=121 und m=132 mit Umlagen belegte
Pflichtversicherungsmonate (m) in der VBL erbracht worden sein kdnnen.

Daraus folgt, dass m zwischen 10,08 = 121/12 Jahren und 11 = 132/12 Jahren
liegen muss.

m = [F-STG(IIl) / (NGV(llIl) - NR)] / 2,25% =
= [119,48 € /(1.869,19 € - 1.382,45 €)]/0,0225 =[119,48 / (486,74)] /10,0225
= bei der Annahme der fiktiven Steuerklasse 111/0 *°
(rein rechnerisch aus der o.a. Formel entwickelt (ggf. mit Excel — Rundungen),
da die exakte GroR3e (m) aus dem Startgutschriftbescheid ja nicht vorliegt.

Der personlich erdiente Versorgungssatz (pVS) zum 31.12.2001 betragt dann
pvVS=m x2,25% =10,91 x 2,25 % = 24,55 % nach alter STG - Regelung

Das Vorliegen der fiktiven Steuerklasse 1/0 ist auszuschlieen durch indirekten
Beweis:

Was wirde gelten unter der Annahme der fiktiven Steuerklasse 1/0:, wenn man
annahme, dass dennoch (wie im LG — Urteil 6 O 184/19 angegeben) die
Anwartschaft nach Betriebsrentengesetz 29,87 VP x 4 € = 119,48 € ware:

m = [(F-STG(l) / (NGV(l) -=NR)] / 2,25% =
=119,48 € /(1.572,40 € -1.382,45 €)] /0,0225 =[119,48 / (189,96)] / 0,0225
= 27,95 Jahre bei der Annahme der fiktiven Steuerklasse 1/0

Da (m) aber kleiner oder gleich 11 Jahre sein muss, ist das Vorliegen der fiktiven
Steuerklasse 1/0 auszuschliel3en.

48 (m)=10,91 Jahre ist die einzige Mdglichkeit, die Pflichtversicherungsjahre(m) bis zum 31.12.2001 aus
den Daten der Gerichte und der Formel F-STG(111) = (NGV(I11) — NR) x (m x 2,25%0) rein rechnerisch zu
ermitteln, ohne den Startgutschriftbescheid vorliegen zu haben!
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Zum Zeitpunkt der Umstellung war die Klagerin also verheiratet.

Eintrittsdatum in die VBL bzw. Geburtsdatum der Kldgerin:

Das Landgericht Karlsruhe schreibt in seinem vorinstanzlichen Urteil (LG KA 6 O
184/19, Rn. 12-17; juris bzw. OLG KA 12 U 106/20), dass die Klagerin 1991 in den
offentlichen Dienst eingetreten sei. Es gibt also héchstens zwischen m=121 und
m=132 mit Umlagen belegte Pflichtversicherungsmonate (m), die in der VBL erbracht
worden sein kdnnen (siehe oben). Ferner: Die gesetzliche Naherungsrente zum 65.
LJ+0 Monate betragt 1.382,45 € (= 2.703,84 DM). Den vorinstanzlichen Urteilen und
der Ankindigung zum BGH Termin am 20.09.2023 ist zudem zu entnehmen, dass
die gesetzliche Rente zum 65. LJ in Hohe von 1.707,78 € brutto ab 01.08.2014
gewahrt wird.

D.h. It. Terminhinweis zum Verfahren BGH IV ZR 120/22 am 20.09.2023 (bzw. der
Vorinstanz OLG KA 12 U 106/20) ist die Klagerin wohl ab 01.08.2014 zum 65. LJ
plus 3 Monate in den Ruhestand gegangen.

Alter Beginnder | theor. reale
Eintritt in |fiir STG gilt:| Regel- Monate | Monate m
Fiktives |Jahren())+| Startder |Altersrente| zwischen | zwischen n n
Fiktives |VBL-Eintritts-| Monaten | Rente mit | 85J+y M |Eintritt und |Eintritt und 100/n
Lfd.Nr. |Geb.Datum datum (M) 651+0M (neu) 31.12.2001 | 31.12.2001 |Monate|Jahre
1 15.12.1948 01.01.1991 4210M| 01.01.2014| 01.03.2014 132,00 130,92| 276,00| 23,00| 4,35
2 15.01.1949 01.01.1991| 41J11M| 01.02.2014| 01.05.2014 132,00 130,92 277,00| 23,08| 4,33
3 15.02.1949 01.01.1991| 41J10M| 01.03.2014| 01.06.2014 132,00 130,92 278,00| 23,17| 4,32
4 15.03.1949 01.01.1991 41J195M| 01.04.2014| 01.07.2014 132,00 130,92 279,00| 23,25| 4,30
5 15.04.1949| 01.01.1991| 41)8 M|01.05.2014|01.08.2014 132,00 130,92 280,00(23,33| 4,29
] 15.05.1949 01.01.1991 4117 M| 01.06.2014| 01.09.2014 132,00 130,92 281,00 23,42| 4,27
7 15.06.1949 01.01.1991 41J6M| 01.07.2014| 01.10.2014 132,00 130,92 282,00| 23,50| 4,26
8 15.07.1949 01.01.1991 4115M| 01.08.2014| 01.11.2014 132,00 130,92 283,00 23,58| 4,24
9 15.12.1948 01.02.1991 4211M| 01.01.2014| 01.03.2014 131,00 130,92 274,90| 22,91| 4,37
10 15.01.1949 01.02.1991 4210M| 01.02.2014| 01.05.2014 131,00 130,92 275,90| 22,99| 4,35
11 15.02.1949 01.02.1991| 41J11M| 01.03.2014| 01.06.2014 131,00 130,92 276,90| 23,08| 4,33
12 15.03.1949 01.02.1991| 41J10M| 01.04.2014| 01.07.2014 131,00 130,92 277,90| 23,16| 4,32
13 15.04.1949| 01.02.1991| 41)9M|01.05.2014|01.08.2014 131,00 130,92 278,90(23,24| 4,30
14 15.05.1949 01.02.1991 4118 M| 01.06.2014| 01.09.2014 131,00 130,92 279,90| 23,33| 4,29
15 15.06.1949 01.02.1991 4117M| 01.07.2014| 01.10.2014 131,00 130,92 280,90| 23,41 4,27
16 15.07.1949 01.02.1991 41J6M| 01.08.2014| 01.11.2014 131,00 130,92 281,90| 23,49| 4,26
17 01.03.1991 130,00 130,02
Der neue Anteilssatz ist Min [ (100% /n) bzw. 2,5%]1, wenn n < 40 Jahre;
d.h. also hier (BGH IV ZR 120/22 bzw. LG KA 6 O 184/19) fiir ALLE Fille 2,5 % p.a.

Tabelle 8: Datenabgleich fur VBL—Eintritt und fur das Geburtsdatum

d.h. die Klagerin muss vor dem 01.03.1991 in die VBL eingetreten sein (vgl. die Ifd.
Nr. 17 der vorigen Tabelle, aber nur bei unterbrechungsfreiem Versicherungsverlauf)
und aus dem Jahrgang 1949 (vgl. die Ifd. Nr. 1 der vorigen Tabelle) stammen. Fir
den Geburtsjahrgang 1949 hat sich der Regelaltersrentenbeginn von 65. LJ+0
Monate erhoht auf 65. LJ+3 Monate. Geht man von dem neuen
Regelaltersrentenbeginn (und realem Renteneintritt) der Klagerin zum 01.08.2014
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aus, so ware sie nach alter Regelung (65. LJ+0 Monate) zum 01.05.2014 regulér in
Rente gegangen. Daraus wuirde ein Geburtsdatum im April 1949 folgen.

In diesem Standpunkt wird der Geburtstag fiktiv auf den 15. April 1949 festgelegt.

Um die einfache Mindestrente nach Beitragen (M-Rente) (8 18 Abs. 2 Nr. 4
BetrAVG) abschatzen zu konnen, braucht man Angaben Uber die erreichten
Pflichtversicherungsjahre (m), die bis zum 31.12.2001 erreicht wurden, das gvE und
einen sog. ,Mindestrentenfaktor* gemaf der Regel:

[ (m x Mindestrentenfaktor)/100] x gvE =

(11 x 0,3444)/200 x 3.101,99€ = 117,52€ (vgl. Kapitel 4.2.4)

Um die Mindeststartgutschrift (M-STG) nach § 9 Abs. 3 ATV ermitteln zu kdnnen,
bendtigt man die vollen Pflichtversicherungsjahre (m) >= 20 gemal3 der Vorschrift:

(volle Jahre m) x 1,84 VP x 4€ =0,00 €, da m=10,91 < 20 volle Jahre

Schlussfolgerungen:

Es wurden m = 10,91 Jahre (rechnerisch, ggf. mit Excel-Rundungen) mit
Umlagen belegte Pflichtversicherungszeit bis zum 31.12.2001 erreicht.

e Der personlich erdiente personliche alte Versorgungssatz (pVS) betrug zum
31.12.2001 gemal alter Startgutschriftregelung 24,55 % = 10,91 x 2,25 %.

¢ Die alte Anwartschaft nach Betriebsrentengesetz betragt VL x pVS = 486,74 €
X 24,55 % =119,48 €. Das entspricht 119,48 € /4 = 29,87 VP.

e Der Gesamtbeschéaftigungsquotient (GBQ) muss 1,0 gewesen sein, denn
andernfalls, hatte das verringernde Auswirkungen auf die Voll-Leistung (VL) und
damit auf die Hohe des Formelbetrags (F-STG) der rentenfernen Startgutschrift
der Klagerin gehabt.

e Da die Gro3e (m) inzwischen eindeutig zu (m) = 10,91 (rechnerisch ermittelt und
ggf. mit Excel-Rundungen) bestimmt ist, ergibt sich aus dem Eintrittsalter von
41,75 Jahren die Anzahl (n) der zu bis zum 01.05.2014 (65.LJ + O Monate)
theoretisch moglichen Pflichtversicherungsjahre, namlich n = 23,25 Jahre.

¢ Man bildet einen Quotienten: 100 % / n = 100/ 23,25 = 4,30 %, d.h. bereits hier
lasst sich der variable Anteilssatz p.a. gemaR der Tarifeinigung vom 08.06.2017
ermitteln. Der Klagerin wird der hochstmdgliche Anteilssatz 2,50 % p.a.
zugesprochen, denn es wird gebildet Min [100/n in % ; 2,50 %], da n < 40.

e Der personlich erdiente personliche neue Versorgungssatz (pVS) betragt zum
31.12.2001 gemal} neuer Startgutschriftregelung 27,28 %.
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e Die neue Anwartschaft nach Betriebsrentengesetz (aufgrund der Tarifeinigung
vom 08.06.2017) betragt jetzt 33,20 VP. Die Startgutschrift ist also durch den
<Formelbetrag nach 8§ 18 Abs. BetrAVG n.F.> bestimmt und nicht durch die
<Mindestrente nach Beitragen>.

Exkurs zum Verstandnis bzgl. des Zuschlags zur urspringlichen Start-
qutschrift

Dazu macht man fur das weitere Verstandnis bzgl. des Zuschlags zur urspringlichen
Startgutschrift einen Ruckgriff auf das Kapitel 2.3.3 dieses Berichts.

Es gibt die einfache Beziehung

[ 65 minus Eintrittsalter(EA) ] = theoretisch erreichbare Pflichtversicherungsjahre (n),
d.h.
65-EA=n bzw. EA=65-n

Dann kann man die obigen drei Fallunterscheidungen auch anstelle der erreichbaren
Pflichtversicherungsjahre (n) als Fallunterscheidungen bzgl. des Eintrittsalters (EA) in
die ZVK ausdricken:

e 1. Fall: oberer Grenzwert von 2,5 % pro Jahr NACH vollendetem 25. Lebensjahr
fur Arbeitnehmer mit langeren Ausbildungszeiten (Hochstwert), denn n <= 40,
also EA = 65 - n >= 25 (25. LJ vollendet!)

e 2. Fall: Zwischenwerte von 2,26 bis 2,49 % bei einem Eintrittsalter zwischen
20,56 Jahren VOR Vollendung des 25. Lebensjahres fur Arbeitnehmer mit
langeren Ausbildungszeiten nach der Berechnungsformel
Anteilssatz = 100 % / (65 - EA), denn dann ist 20,56 < EA < 25

e 3. Fall: unterer Grenzwert von 2,25 % pro Jahr wie bisher fur EA <= 20,56 = 65 -
44,4444, d.h bei 44,44 erreichbaren Pflichtversicherungsjahren (n) und mehr bis
zum vollendeten 65. Lebensjahr fir alle Arbeitnehmer (Mindestwert).

Das Oberlandesgericht Karlsruhe schreibt in seinem Urteil (OLG KA 12 U 106/20),
die Anzahl der Versorgungspunkte (VP) der Klagerin habe sich zum 31.12.2001
erhoht von 29,87 VP auf 33,20 VP durch die Zuschlagsregelung der Tarifparteien
vom 08.06.2017.

Also:

Erhohter Anteilssatz p.a. der Klagerin (gemald dem o.a. 1. Fall)

=[100 /(65- EA)]=[100 / (65-41,75)] = (100/23,25) = 4,30 %

= Neuer Anteilssatz Min [ 100/n in % ; 2,50 %] = 2,50 % p.a., dan <40
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4.2.3. Anndherung an die alte/neue Startgutschrift der Klagerin

Nun liegen samtliche Bestimmungsstiicke der Pflichtversicherungszeit der Klagerin
bis zum 31.12.2001 vor. Zur Verifizierung der Startgutschriftergebnisse der Klagerin

ist nun die Eingabemaske eines unabhangigen Excel — Nachrechnungsprogramms

49

zu fullen, wenn man noch Angaben zum gesamtversorgungsfahigen Entgelt (gvE),

namlich 3.101,99 €,

und eine geschatzte Mindestrente nach historischen

Beitrdgen gemal} § 18 Abs. 2 Nr.4 BetrAVG n.F. in Hohe von 117,52 € einfiigt.

Eingabemaske fiir eine rentenferne Startgutschrift (altes Verfahren und neues Verfahren mit Zuschlag)
Frau N.N.

Hinweis: Individuelle Daten s3ind nor in die granen Felder der Datenspalten C und D zu schreiben.
Alle anderen Zellen und Blitter sind geschiitzt, um das Uberschreiben von Formeln und Zellbeziigen zu
A B C D
geschatzt/rickgerechnet

aus Daten im Urteil OLG KA 12 U 106/20

Lfd. Nr. |fiktive Berechnung zum Fall BGH IV ZR 120/22 FPran N.N.
1|Geburtsdatum: 15.04.1949 geschatet aus OLG-Urteil
2|Stichtag: 31.12.2001
4|Rentenbeginn (mit 65 J + O M !!))am 01.05.2014: 01.05.2014 geschatzt aus OLG-Urteil
5|ZVE-Pflicht ab: 01.02.1991 geschatzrt aus OLG-Urteil
6lm = erreichte ZVE-Monate bis Stichtag: 130,52 131,00
Tln = erreichbare ZVE-Monate bis 01.05.2014: 279,00
8|lg = ZVE-Monate 01.01.2002 bis 01.05.2014: 148,00
Sm in Jahren: 10,91
10|n in Jahren: 23,25 daraus: 4,3011=100/n
11|g in Janren: 12,33 | |
12|Eintrittsalter in ZVK in Jdahren(J) , Monaten (M) : 41 J 9 M
13|Gesamtbeschaftigungsguotient (GBQ): 1,00
14|Umlagesatz ZVE Arbeitgeberanteil (AG) : 6,45%
15|Umlagesatz ZVK Arbeitnehmeranteil (AN): 1,25%
16|Falls Hochrechnung der Startgutachrift auf &5+0 LJ

gewiinacht, wird das zv Jahresentgelt won 2002 bendtigt.
17|Ansonsten wird hier 0,00 € eingesetzt.

Cesamtversorgungsfihiges Entgelt (gvE) eingeben: errechnet aus fiktiver
18| (gekiirztes gvE eingeben, wenn GBQ < 1 111!) 6.066,97 DM| 3.101,99 €|NRentevon 1.382.45 €
19|gvE mass unter 19.813,39 DM = 10.130,68 € liegen

geschatzt:
20|Mindestrente nach § 18 Bbs. 2 Nr. 4 BetrlAVG 229,84 DM 117,52 £]= (11 x 0.3444100) x gvE

Mindeststartgutschrift § % Abks. 3 ATV

= falls m»=20; wolle Jahre bis zum Stichtag x 1,84 VP
21| xGBQ x4 € 0,00 €/=0Jx184VPx4€

Hinweis  Lfd. Nr. 5 und 6: Eingabe Beginn der ZVK-Pflicht bzw. des makgeblichen Zeitraums m (in Monaten) manuell aus der Startgutschrift.
Hinweis  Lfd. Mr. 13 Eingabe des mafgeblichen Gesamtbeschaftigungsquotienten (GBQY) manuell aus der Startgutschrift.
Hinweis  Lfd. Mr. 18 und 20: Eingabe des makgeblichen Entgelts in DM manuell aus der Startguts chrift.

Tabelle 9: Eingabemaske fur die Nachrechnung der Startgutschrift der Klagerin

4.2.4. Abschatzung der Mindestrente nach § 18 Abs. 2 Nr. 4 BetrAVG

Die Mindestrente nach historischen Beitrdgen gemalR § 18 Abs. 2 Nr. 4 BetrAVG wird
in jeder rentenfernen Startgutschrift ausgewiesen. Im Urteil OLG KA 12 U 106/20
steht dieser Mindestwert jedoch nicht, da er fir die Hohe der Startgutschrift der
Klagerin nicht ausschlaggebend war, sondern es wurde im Urteil nur der
.startgutschriftprdgende” <Formelbetrag> ( = Voll-Leistung x pers. Versorgungs-
satz) als Maximum der drei Grol3en: <Formelbetrag>; <Mindestrente nach
historischen Beitrdgen>; <Mindeststartgutschrift, wenn m>=20 volle Jahre
erreicht> zitiert.

49 http://www.startgutschriften-arge.de/7/Fischer STGN.zip (rentenferne Startgutschrift nebst Zuschlagen)


http://www.startgutschriften-arge.de/7/Fischer_STGN.zip
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Die Berechnung der exakten Mindestrente nach 8 18 Abs. 2 Nr. 4 setzt voraus,
dass auch samtliche in der Pflichtversicherungszeit bis Ende 2001 erzielten Entgelte
des rentenfernen Pflichtversicherten genau bekannt sind. Dazu miussten die
originalen  Versicherungszeiten und -entgelte z.B. aus dem alten
Startgutschriftbescheid vorliegen, was jedoch nicht aus dem Urteil erschliel3bar war.

Man kann sich jedoch auch anders behelfen. Die ndherungsweise Mindestrente
(bzw. Mindestrente p.a.) kann man ermitteln unter der Voraussetzung, dass sich die
Entgelte prozentual genau so entwickelt haben wie die tariflich vereinbarten Entgelte.
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Tabelle 10: Mindestrente in Prozent p.a. Pflichtversicherungszeit

Nach Analyse einer Vielzahl von tatsachlichen Entgelt- und Versicherungsverlaufen
lag die tatséchliche Mindestrente p.a. der rentenfernen Pflichtversicherten in aller
Regel unter der auf diese Weise ermittelten Mindestrente p.a. Dies ist hauptsachlich
durch Entgeltspringe infolge eines beruflichen Aufstiegs bedingt, da langere
Anfangszeiten mit deutlich niedrigeren Entgelten das Niveau der Mindestrente weiter
nach unten driicken. Es gilt die Beziehung:
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Mindestrente = [(Mindestrente in % p.a.) X
(Anzahl m der bis 31.12.2001
erreichten ZVK - Pflichtversicherungsjahre)] x gvE.
Beispiel: m=10,91 also etwa knapp 11;
gvE = 3.101,99 €; Faktor zur Mindestrente p.a. = 0,3444
[(11,00 x 0,3444/100)] x gvE = 117,52 € (= 229,84 DM)

Siehe dazu auf weitere Infos in den Materialien *° und °*.

4.2.5. Alte und neue Startgutschrift der Klagerin im Vergleich

Ermittlung der Startgutschrift (alt)
Startgutschrift
Frau N.N. rentenfern
(alt)
Lfd. Mr. Fiktive Arbeitsentgelte und Versorgungssitze
StKI. StKl.

1 | /0

2|malgebliches Vollzeit gv Bruttoarbeitsentgelt pro Monat: 3101,99€| 3101.99€

3| maltgebliches Vollzeit Nettoarbeitsentgelt pro Monat: 1.713,79€| 203726€

4| persanlicher Brutto-Versorgungssatz = GBQ » 75,00 % - 75,00% 75,00%

8] persdnlicher Netto-Versorgungssatz = GBQ x 91,75 % : 91,75% 91,75%

6|fikt. Vollzeitnetto x persénlicher Mettoversorgungssatz: 157240€| 186918 € Nettogesamtversorgung (NGV)

Tlfikt. Vollzeitbrutto x persénlicher Bruttoversorgungssatz: 232649 €] 232649 €|Bruttogesamtversorgung (BGV)

8

9| Ermittlung der Startgutschrift

10 I III/0 I III/0

11| maligebliche Gesamtversorgung =Min(NGV BGV) 1.67240€| 1.86916€

12]abziglich Rente nach Naherungsverfahren: 1.38245€| 1.38245€

13|Unterschiedsbetrag (Woll-Leistung nach § 18 Abs.2 Nr_ 1 BetrAVG): 189,95 € 486,73 €

14

15| Versorgungssatz: | 10,91[Jahre Pflichtversicherung x 2,25 % 24 55% 24 55%

16| Anwartschaft nach § 18 Abs. 2 Nr_ 1 und 2 = Voll-Leistung x Versorgungssatz 46,62 € 119,48 €

17|

18| nun wird verglichen: Betrag in % des gvE p.a.
19|Formelbetrag § 18 Abs.2 Nr. 1 und 2 BetrAVG 46,62 € 119.48 € 0.14% 0.35%
20|Mindestrente nach § 18 Abs. 2 Nr. 4 BetrAVG 1T 52 € 17,52 € 0,35% 0,35%
21|falls m == 20 Jahre: Mindeststartgutschrift § 9 Abs. 3 ATV 0,00€ 0,00 € 0,00% 0,00%
22
23| Startgutschrift zum 31.12.2001:
24| Startgutschrift = Maximum der Anteile aus Ifd. Nr. 19, 20 und 21 117,52 € 119,48 € 0,35% 0,35%
25| Startgutschrift zum 31.12.2001 in Versorgungspunkten (VF): 29,38 29,87

Tabelle 11: Rentenferne Startgutschrift der Klagerin (Regelung von 2001)

Da die Klagerin zum 31.12.2001 die fiktive Steuerklasse 111/0 hatte, ist aus Tabelle 11
und Tabelle 12 unmittelbar ersichtlich, dass die ,startgutschriftpragende” Grof3e in
ihrem Klagefall sowohl bei der alten wie auch bei der neuen Startgutschrift der
Formelbetrag (F-STG) war (und nicht die <Mindestrente nach Beitragen (M-
Rente)> oder die <Mindeststartgutschrift (M-STG)>).

%0 http://www.startgutschriften-arge.de/6/Systemfehler Langfassung.pdf (Seite 48)

> http://www.startgutschriften-arge.de/3/SP_Keine Zuschlaege bei_Alleinstehenden.pdf (Seite 20ff, dort
Abbildung 5 und Tabelle 7)



http://www.startgutschriften-arge.de/6/Systemfehler_Langfassung.pdf
http://www.startgutschriften-arge.de/3/SP_Keine_Zuschlaege_bei_Alleinstehenden.pdf

60

Vom erhohten personlichen Anteilssatz von 2,50 % p.a., der sich — wie man weil} -
nur auf den <Formelbetrag> auswirkt, profitiert die Klagerin von der Neuregelung der
Zusatzversorgung vom 08.06.2017.

Lfd. Nr.

Ermittlung der Startgutschrift

(Regelung 2017)

Frau N.N.

Fiktive Arbeitsentgelte und Versorgungssitze

Startgutschrift
rentenfern
(Regelung 2017)

= e = B S I R SV (. ey

10
1"
12
13

14
15
16
17
18

19
20
21
22
23
24
25

StKI. StKI.
1 1110
maldgebliches Vollzeit gv Bruttoarbeitsentgelt pro Monat: 3.101.99€] 3101.99€
malgebliches Vollzeit Nettoarbeitsentgelt pro Monat: 1.713,79€| 203726€
persdnlicher Brutto-Versorgungssatz = GBQ x 75,00 % - 75,00% 75,00%
persdnlicher Netto-Versorgungssatz = GBQ x 91,75 % 91,75% 91,75%
fikt. Vollzeitnetto x persénlicher Nettoversorgungssatz: 1567241€| 1.869,19 €|Nettogesamtversorgung (NGV)
fikt. Vollzeitbrutte x persénlicher Bruttoversorgungssatz: 2.326,50 € 2.326,50 £|Bruttogesamtversorgung (BGV)
Ermittlung der Startgutschrift
I III/0 I III/0
maltgebliche Gesamtversorgung =Min(NGV.BGV) 157241€| 1.86919€
abziiglich Rente nach Naherungsverfahren: 138245€) 138245 €
Unterschiedsbetrag (Voll-Leistung nach § 18 Abs.2 Nr_ 1 BetrAVG): 189,96 € 486,74 €
variabler Versorgungssatz (VS): Wenn 40 < n <= 100/2.25, dann: 100/n;
sonst 2,5 ; falls n» 44 4444 dann VS =225 % 2,5000% 2.5000%
VSatz 31.12.01: | 10.91[Versorgungssatz(VS):= PFLJ x 2.5 % 27.,28% 27.28%
Anwartschaft nach § 18 Abs. 2 Nr_ 1 und 2 = Voll-Leistung x Versorgungssatz| 5183 € 132,80 €
nun wird verglichen: Betrag in % des gvE p.a.
Formelbetrag § 18 Abs 2 Nr_ 1 und 2 BetrAVG
bzw. i.d.F.der 10. S.A. ATV vom 08.06.2017 51,83 € 132,80 € 0.15% 0.39%
Mindestrente nach § 18 Abs. 2 Nr. 4 BetrAVG 117,52 € 117,52 €§ 0.35% 0.35%
falls m >= 20 Jahre: Mindeststartgutschrift § 9 Abs. 3 ATV 0,00 € 0,00 € 0.00% 0.00%
Startgutschrift zum 31.12.2001:
Startgutschrift = Maximum der Anteile aus Ifd. Nr. 19, 20 und 21 117,52 € 132,80 € 0,35% 0,39%
Startgutschrift zum 31.12.2001 in Versorgungspunkten (VP): 29,38 33,20

Tabelle 12: Rentenferne Startgutschrift der Klagerin (Regelung von 2017)

4.2.6. Lasst sich die Zuschlagsproblematik der Klagerin einordnen?

Hier bieten sich nach einer vergleichenden Studie® verschiedene Mdglichkeiten zur
Einordnung der vorliegenden rentenfernen Startgutschrift an.

e Welcher Wert der drei Gré3en <Formelbetrag (F-STG), Mindestrente (M-Rente)
nach Beitragen, Mindeststartgutschrift (M-STG)> dominiert die beiden anderen
GrolRen in Abhangigkeit von Familienstand, Hohe des gvE, Anzahl der
Pflichtversicherungsjahre (m) bis zum 31.12.2001

e Einordnung der Startgutschrift durch Zuschlagsquoten bzw. Verlustquoten (fiktive
Steuerklasse 1/0 versus 111/0)

e Einordnung der Startgutschrift durch die per annum (p.a.) Sichtweise

52 http://www.startgutschriften-arge.de/6/Studie FDB ZOED 2017.pdf



http://www.startgutschriften-arge.de/6/Studie_FDB_ZOED_2017.pdf
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Welcher Wert aus F-STG, M-Rente und M-STG dominiert wen?

Wahrend bei unteren bis mittleren Gehaltern (gesamtversorgungsfahigen Entgelte
(gvE) von 1.000 € bis 4.000 €) bei der Startgutschrift fur am 31.12.2001
Alleinstehende zuné&chst vorwiegend fur verschiedene Eintrittsalter (EA) bzw. Anzahl
von Pflichtversicherungsjahren (m) bis zum 31.12.2001 die Mindest-Startgutschrift
und die Mindestrente dominieren, ist es fur hohere Gehélter (gvE von 5.000 €, 6.000
€) nur noch der Formelbetrag.

Fur von dem Formelbetrag dominierte Startgutschriften betrdgt der neue Zuschlag
maximal 11,11 % ( = [(2,5 % - 2,25 %) / 2,25 %] x 100 ) auf die alte Startgutschrift
aus 2001.

Der Fall der verheirateten Klagerin aus dem Verfahren BGH IV ZR 120/22 (bzw. OLG
KA 12 U 106/20) lasst sich entsprechend Tabelle 13 und Tabelle 14 systematisch
einordnen:

Fiar ein gvE zwischen 3.000 € wund 4.000 € dominiert bei m=11
Pflichtversicherungsjahren bis 31.12.2001

e flr Verheirate der Formelbetrag (F-STG)

e fUr Alleinstehende die Mindeststartgutschrift (M-STG) oder die
Mindestrente nach Beitrdgen (M-Rente). Fir kein einziges (m), (wobei m=4
bis m=38), dominiert fir diesen Gehaltsbereich bei Alleinstehenden der
Formelbetrag (F-STG), sondern die Mindestrente bzw. die
Mindeststartgutschrift.

Fur einen verheirateten Personenkreis haben aus systematischen Grinden die
Zuschlagsberechnungen durchweg (d.h. von m=4 bis m=38) positive Auswirkungen
auf deren rentenferne Startgutschrift.

Fur einen alleinstehenden Personenkreis haben aus systematischen Grinden die
Zuschlagsberechnungen leider keine positiven Auswirkungen auf deren rentenferne
Startgutschrift.




62

1.000 £

1.000 £

1.000 £

1.000 £

2.000 £

2.000 £

2.000 £

2.000 £

3.000 £

3.000 £

3.000 £ | 3.000 £

m

S5TG
alt AL

STG
neu AL

STG
alt VH

STG
neu VH

STG
alt AL

STG
neu AL

STG
alt VH

STG
neu VH

5TG
alt AL

STG
neu AL

STG STG
alt VH | neu VH

38

279,68 £

279,68 £

279,68 £

279,68 £

279,68 £

279,68 £

409,09 £

409,09 £

279,68 £

279,68 £

418,63 £/ 418,63 €

37

212,32 ¢

212,32 %

272,32 %

21232 %

212,32 %

212,32 %

398,33 £

398,33 £

212,32 %

21232 ¢

407,61 £/ 407,61 €

Jb

264,96 £

264,96 £

264,96 £

264,96 £

264,96 £

264,96 £

387,56 £

387,56 £

264,96 £

264,96 £

396,59 £/ 396,99 €

35

257,60 £

257,60 £

257,60 £

257,60 £

257,60 £

257,60 £

376,79 £

376,19 £

257,60 £

257,60 £

385,58 £/385,58 €

34

250,24 £

250,24 £

250,24 £

250,24 £

250,24 £

250,24 £

366,03 £

366,03 £

250,24 £

230,24 £

374,56 £)374,56 €

33

242,88 £

242,88 £

242,88 £

242,88 £

242,88 £

242,88 £

355,26 £

358,85 £

242,88 £

242,88 £

363,55 €| 367,21 €

32

235,52 £

233,52 £

235,52 £

23552 %

233,52 £

235,52 £

34450 £

396,07 £

235,52 £

233,52 £

352,53 £|364,37 £

31

228,16 £

228,16 £

228,16 £

228,16 £

228,16 £

228,16 £

333,73 €

353,15 €

228,16 £

228,16 £

341,51 €£/361,38 €

30

220,80 £

220,80 £

220,80 £

220,80 £

220,80 £

220,80 £

322,97 £

330,09 £

220,80 £

220,80 £

330,50 €| 358,26 €

29

213,44 £

213,44 £

213,44 £

21344 £

213,44 £

213,44 £

312,20 £

346,89 £

217,79 £

217,79 €

319,48 €/354,97 €

28

206,08 £

206,08 £

206,08 £

206,08 £

206,08 £

206,08 £

301,44 £

33493 €

214,76 £

214,76 £

308,46 £)342,714 €

&

198,72 £

198,72 €

198.72 £

198,72 £

198,72 €

198.72 £

290,67 £

322,97 £

211.41%

211,41 €

297,45 £/330,30 €

2B

191,36 £

191,36 €

191,36 £

191,36 £

191,36 €

191,36 £

279,90 £

311,00 £

207,74 £

207,714 £

286,43 £/318,26 €

28

184,00 £

184,00 €

184,00 £

184,00 £

184,00 €

184,00 £

269,14 £

299,04 £

204,00 £

204,00 £

275,41 £/ 306,01 €

24

176,64 £

176,64 €

176.64 £

176,64 £

176,64 €

176.64 £

258,37 £

287,08 £

199,92 £

199,92 £

264,40 £/ 293,77 £

43

169,28 £

169,28 €

169.28 £

169,28 £

169,28 €

169.28 £

247,61%

215,12 £

195,50 £

195,50 £

253,38 £/ 281,53 €

22

161,92 £

161,92 €

161,92 £

161,92 £

161,92 €

161,92 £

236,84 £

263,16 £

190.74 £

190,74 £

242,36 £)269,29 €

21

154,56 £

154,56 €

154,56 £

154,56 £

154,36 €

154,596 £

226,08 £

231,20 £

185,22 £

185,22 £

231,35 £/ 257,05 €

20

147,20 £

147,20 €

147.20 £

147,20 £

147,20 €

147.20 £

215,31¢

239,23 £

179.40 £

179,40 £

220,33 € 244,81 €

15

107,65 £

119,61 €

116.79 £

129,77 £

115,65 €

121,66 £

204,55 £

227,27 £

17347 £

17347 £

209,31 €£/232,57 £

18

101,98 £

113,32 €

110,64 £

122,94 £

111,48 €

115.26 £

193,78 £

215,31 ¢

167.22 £

167,22 £

198,30 £ 220,33 £

17

96,32 £

107,02 €

104,50 £

116,11 £

106,99 €

108.86 £

183,01 £

203,35 £

160.48 £

160,48 £

187,28 €]208,09 £

16

90,65 £

100,73 €

98,35 €

109,28 £

102,29 €

10245 £

172,25 £

191,39 £

15344 £

153,44 £

176,26 €] 195,85 £

15

84,99 £

M43 €

92.20 £

102,45 £

97,40 €

9740 £

161,48 £

17943 £

146,10 £

146,10 £

165,25 €] 183,61 €

14

7932 ¢

88,13 €

86.06 £

95,62 £

92,31¢€

92.31¢

150,72 £

167 46 £

13846 £

138,46 £

154,23 € 171,37 £

13

73,66 £

81,84 €

79.91%

88,79 £

86,93 €

86,93 £

139,95 £

155,50 £

130,39 £

130,39 £

143,21 £/ 159,13 £

12

67,99 £

75, £

73,76 £

81,96 £

81,52 ¢

81,52 ¢

129,19 £

143,54 £

122,28 £

122,28 £

132,20 €] 146,89 £

11

62,32 £

69,25 €

67.61%

73,13 €

713,75 €

7305 €

118,42 £

131,58 £

11363 £

113,63 £

121,18 €] 134,65 £

10

36,66 £

62,95 €

6147 £

68,30 £

69,73 €

69.73 £

107,66 £

119,62 £

104,60 £

104,60 £

110,17 €] 12241 £

50,99 £

56,66 €

55,32 £

6147 £

6342 €

6342 £

96,89 £

107,66 £

95,13 €

95,13 €

99,15 € 110,17 £

4533 ¢

50,36 €

49.17 £

54,64 £

56,80 €

56.80 £

86,12 £

95,69 £

8520 £

85,20 £

88,13 €| 9792 ¢

39,66 £

44,07 £

4303 €

47.81¢

50,17 €

50,17 £

73,36 £

83,73 ¢

71325 €

713,25 €

77,12 €| 8568 £

3399 ¢

307 €

36.88 £

40,98 £

4332 ¢

4332 ¢

64,59 £

71,77 €

64,98 £

64,98 £

66,10 €| 7344 €

28,33 £

3148 €

3073 €

15

36,37 £

36,37 £

5383 £

59,81 ¢

3455 €

34,95 £

55,08 £ 61.20€

= || T~ | OO

22,66 £

23,18 €

24,59 £

27,32 £

29,36 €

29.36 £

43,06 £

47,85 £

1404 €

1404 €

44,07 €| 48,96 £

M-STG hzw F-STG

M-5TG

F-STG

M-STG ; M-Rente

F-STG

Tabelle 13: Wer (M-Rente, M-STG, F-STG) bestimmt die STG? Teil 1

m = Anzahl der bis zum 31.12.2001 erreichten Pflichtversicherungsjahre

STG alt AL = bisherige Startgutschrift fur am 31.12.2001 alleinstehende Rentenferne (die blau
hintergrund-geféarbten Betrage als Mindeststartgutschrift, die Ubrigen als Mindestrente grin

hintergrund-gefarbt)

STG alt VH = bisherige Startgutschrift fir am 31.12.2001 verheiratete Rentenferne
(als Formelbetrag orange hintergrund-gefarbt)
STG neu VH = neue Startgutschrift fir verheiratete Rentenferne nach Neuregelung
(als Formelbetrag orange hintergrund-gefarbt)
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4.000 £ ] 4.000 £ | 4.000 £ | 4.000 € || 5.000 € | 5.000 € [ 5.000 € | 5.000€ || 6.000€]6.000€| 6.000€ | 6.000€

STG STG STG STG STG STG STG STG STG STG STG STG
m| altAL | neu AL | altVH | neu VH|| alt AL | neu AL | altVH neu VH || alt AL | neu AL | altVH neu VH

28] 313,11 €] 313,11 £] 638,97 £ 638,97 €]) 599,46 £[599.46 £| 1.057,20 £| 1.057,20 £[] 963,18 €[ 963,18 £]1.534,00 £] 1.534,00 £

37| 311,28 £] 311,28 £| 622,16 £ 622,16 €] 583,68 £[ 583,68 £| 1.029,38 €| 1.029,38 €[] 937,83 £[ 937,83 £]1.493,63 £] 1.493,63 £

36] 309,28 £ 309,28 £| 605,34 £ 605,34 €] 567,91 £[ 567,91 £| 1.001,56 €| 1.001,56 €[] 912,48 €] 912,48 £]1.453,26 €] 1.453,26 £

35| 307,14 €| 307,14 £ 588,53 £ 588,53 €|[552,13 €[352,13 €| 973,74 €] 973,74 €] 887,14 €|887,14 £]1.412,89 £/ 1.412,89 £

34]304,92 €| 304,92 €] 571,71 £] 571,71 £|[ 536,36 €{536,36 €| 945,92 €] 945,92 €]/ 861,79 €| 861,79 £]1.372,52 £/ 1.372,52 £

33| 302,58 €| 302,58 £ 554,90 £] 560,50 £|[520,58 €[525,84 €] 918,10 €] 927,36 €] 836,44 €| 844,89 £)1.332,16 £/ 1.34561 £

32| 300,01 €| 300,01 €] 538,08 £| 556,15 €|| 504,81 €[521,76 €| 890,27 €] 920,18 €] 811,10 €| 838,34 £]1.291,79 £/ 1.335,18 £

31| 297 12 €| 297,12 £] 521,27 £ 5351,60 €])489,03 €[51749 €| 86245 €| 912,64 €[] 783,75 £[831.47 £]1.251.42 £/ 1.324.25 £

0] 293,89 £| 293,89 £| 504,45 €| 546,82 €]| 473,26 £[513,01 €| 834,63 €| 904,75 €[] 760,40 €[ 824,28 £]1.211,05 £/ 1.312,79 £

291 290,39 £| 290,39 £| 487,64 £ 541,81 €] 457,48 £[508,31 €| 806,81 €| 896,45 €[] 735,05 £[816.72 £]1.170,68 £] 1.300,75 £

20] 286,35 €| 286,35 £ 470,82 £523,13 €] 441,71 £[490,79 €| 778,99 €| 865,54 €[] 709,71 £[788,56 £]1.130,31 £] 1.255,90 £

27]281,88 €| 261,88 €)454,01 £]504 45 €|[425,93 €[473,26 €| 751,17 €] 834,63 £]| 684,36 €| 760,40 £)1.089,95 £/ 1.211,05 £

26| 276,99 €| 276,99 £ 437,19 £/485,77 €|[ 410,16 €{455,73 €| 723,35 €] 803,72 €] 659,01 €|732,24 £]1.049,58 £|1.166,20 £

26| 272,00 €| 272,00 €)420,38 £ 467,08 €| 394,38 €{438,20 €| 695,53 €] 772,81 €] 633,67 €|704,08 £)1.009,21 £ 1.121,34 £

24| 266,56 £| 266,56 £| 403,56 £ 448,40 €]) 378,61 £[420,67 £| 667.71€| 741,90 £[| 608,32 £675,91 €] 968,84 €] 1.076.49 £

23] 260,67 £| 260,67 £| 386,75 £429,72 €])362,83 £[403,15 €| 639,88 €| 710,98 £[| 582,97 €[ 647,75 €| 928,47 €] 1.031,64 £

221 254,32 £| 254,32 £] 369,93 £ 411,03 €]) 347,06 £[385,62 €| 612,06 €| 680,07 €[] 557,63 £[619,59 €| 888,10 €] 986,78 £

21] 246,96 £| 246,96 £| 353,12 £)392,35 €]1331,20 £[368,09 €| 584,24 €| 649,16 €[] 532,28 £[59142 €] 847,74 €] M1,93 ¢

201 239,20 €| 239,20 €| 336,30 £| 373,67 €] 315,50 €[ 350,56 €| 556,42 €| 618,25 €]/ 506,93 €|563,26 €| 807,37 €| 897,07 €

19]231,29 £ 231,29 £ 319,49 €/354,98 £]) 299,73 £)333,03 €| 528,60 €| 587,33 €| 481,59 £|535,10 €| 767,00 €| 852,22 £

18] 222,96 £] 222,96 £]302,67 £(336,30 £]) 283,95 €] 315,50 €| 500,78 €| 556,42 €] 456,24 £]506,93 €| 726,63 € 80737 £

17) 213,97 €] 213,97 €] 285,86 €| 317,62 €]| 268,18 €)1 297,98 €| 472,96 €| 525,51 €| 430,89 €| 478,77 €| 686,26 €| 762,51 €

16] 204,59 €] 204,59 £)269,04 £/298,93 £|[ 255,73 €)280.45 €] 445,14 €] 494,60 €] 405,55 €]450,61€) 645,89 € 717,66 €

15] 194,80 £] 194,80 € 252,23 €| 280,25 £|[ 243,50 €|262,92 €] 417,32 €| 463,68 €[ 380,20 €]422,45€) 605,53 € 672,81¢€

14] 184,61 €] 184,61 €)235,41 €| 261,57 £|( 230,77 €)245,39 €] 389,50 €| 432,77 €][ 354,85 €]394,28 €] 565,16 € 627,95 €

13] 173,85 €] 173,85 €| 218,60 €| 242,88 €| 217,32 €)227,86 €] 361,67 € 401,86 €[ 329,51 €]366,12 €| 524,79 € 583,10 €

12] 163,04 £] 163,04 £201,78 €(224,20 £])1 203,80 €)1 210,34 £| 333,85 €| 370,95 €] 304,16 €]337,96 €| 48442 € 538,24 £

11] 151,51 £ 151,51 €] 184,97 €(205,52 £]] 189,38 €] 192,81 €| 306,03 €| 340,04 €[) 278,81 €]309,79 €| 444,05 € 49339 ¢

10] 139,47 £] 139,47 €| 168,15 €[ 186,83 €]| 174,33 €|/ 175,28 €| 278,21 €| 309,12 €|| 253 47 £|281,63 €| 403,68 € 44854 ¢€

91126,84 £) 126,84 £] 151,34 £] 168,15 £]| 158,55 €| 158,55 €| 250,39 €| 278,21 €| 228,12 €|253 47 £| 363,32 €| 103,68 £

113,60 €] 113,60 €] 134,52 €| 149,47 £|[ 142,00 €] 142,00 €] 222,57 €| 247,30 €]( 202,77 €]225,30 €] 322,95 €| 358,83 €

100,33 £ 100,33 € 117,71 € 130,78 £| (12542 €]125,42 €] 194,75 €| 216,39 €[ 17743 €]197,14 €] 282,58 € 313,98 €

T2,73€ 72,73%€ 84,08€) 9342 €|]] 90,92 €| 90,92 €| 139,11 €] 154,56 €] 126,73 €| 140,82 €] 201,84 €| 22427 €

d
7
G| 86,64 €| 86,64 £|100,89 €] 112,10 €|| 108,30 £[ 108,30 €| 166,93 €| 18547 £]] 152,08 €| 168,98 €| 242,21 %€| 269,12 £
]
3

38,72 € 58,72 €| 67,26 €] 74,73 €|] 73 40€| T340€| 111,28 € 123,65 €] 101,39 €[ 112,65 €] 161,47 €| 17941¢

M-Rente F-STG M-Rente F-STG F-STG

Tabelle 14: Wer (M-Rente, M-STG, F-STG) bestimmt die STG? Teil 2

m = Anzahl der bis zum 31.12.2001 erreichten Pflichtversicherungsjahre

STG alt AL = bisherige Startgutschrift fur am 31.12.2001 alleinstehende Rentenferne (die blau
hintergrund-geféarbten Betrage als Mindeststartgutschrift, die Ubrigen als Mindestrente grin
hintergrund-gefarbt)

STG alt VH = bisherige Startgutschrift fir am 31.12.2001 verheiratete Rentenferne
(als Formelbetrag orange hintergrund-gefarbt)

STG neu VH = neue Startgutschrift fir verheiratete Rentenferne nach Neuregelung
(als Formelbetrag orange hintergrund-gefarbt)
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Einordnung der Startgutschrift durch Zuschlagsquoten bzw. Verlustquoten
(fiktive Steuerklasse I/0 versus [11/0)

Sicherlich waren nahezu alle Vertreter der Tarifparteien der Ansicht, dass die
finanziellen Verluste der Alleinstehenden gegenuber den Verheirateten auch nach
einer Neuregelung auf gleichem Niveau bleiben.

Dies hatte folgendes bedeutet: Erhalt der Verheiratete keinen Zuschlag, geht auch
der Alleinstehende ,ceteris paribus®, also unter sonst gleichbleibenden Umstanden
(gleiches gesamtversorgungspflichtiges Entgelt, gleiches Geburtsjahr, gleiches
Eintrittsjahr), und umgekehrt, leer aus.

Und weiter meinte man: Bekommt der Verheiratete einen Zuschlag von
beispielsweise 10 % seiner bisherigen Startgutschrift, stiinde diese Zuschlagsquote
auch dem Alleinstehenden zu. Die Zuschlagsquote (ZQ) (definiert als Zuschlag in
Prozent der bisherigen Startgutschrift) ware also gleich, obwohl der Alleinstehende
wegen der niedrigeren Ausgangsstartgutschrift absolut einen geringeren Zuschlag
bekdme. Relativ wéare aber Uber die konstante Zuschlagsquote das bestehende
,ungleichgewicht* wieder gewahrt.

Leider hat sich diese stillschweigende Annahme einer konstanten Zuschlagsquote fir
Alleinstehende i.A. nicht bewahrheitet.

Die unterschiedlich hohen Zuschlagsquoten (ZQ) (im vorliegenden Fall 11,1 %
bei Verheirateten) lassen fatalerweise die Verluste der Startgutschriften bei den
Alleinstehenden stark anschwellen. Die Verlustquote (VQ) (definiert als Verlust des
Alleinstehenden in Prozent der Startgutschrift des Verheirateten) steigt nach der
Neuregelung aus 2017 sogar nicht unerheblich an.

Bei |Alleinstehenden| gibt es fiir ein gvE von 1.000 € bis 4.000 € kaum einen
Zuschlag:

Bei |Alleinstehenden| bis zu einem gvE von 4.000 € ist die Zuschlagsquote (ZQ)
vorwiegend durch die Dominanz von Mindeststartgutschrift und Mindestrente
bestimmt:

Bei Alleinstehenden| ab einem gvE von 5.000 € ist die Zuschlagsquote (ZQ)
vorwiegend durch die Dominanz von Formelbetrag und Mindestrente bestimmt:

Bei Verheirateten| gibt es fiir ein gvE von 1.000 € bis 6.000 € fast immer einen
Zuschlag wegen der Dominanz des Formelbetrags:

Alleinstehende von einem gvE von 1.000 € bis 4.000 € bleiben von ganz
wenigen Ausnahmen abgesehen (hier: m=19 bis m=4 mit gvE von 1.000 €)
von einem Zuschlag ausgeschlossen!
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Auch hier ordnet sich der Klagefall BGH IV ZR 120/22 (bzw. OLG KA 12 U 106/20)
systematisch) ein bzgl. der die Zuschlagsquoteniberlegungen. Anstelle von m= 29
im Klagefall OLG KA 12 U 112/20 sind im Fall BGH IV ZR 120/22 nur knapp m=11
Jahre mit Umlagen belegte Zeiten bis zum 31.12.2001 zu berlcksichtigen.

1.000¢ | 12,000 €| 3.000 ¢ f14.000 €} 5.000 € J{6.000 € [ 1.000 € ] 2.000 €] 3.000 € | 4.000 €] 5.000 £ | 6.000 €
0 || 20 || 70 | Z0 || 70 Jf 70 Z0 | Z0 | Zzo | Zzo | Zzo | Za

m|AL in %] |AL in %] [AL in %] |AL in %|[AL in % JJAL in % m VH in %|VH in % VH in %|VH in %|VH in %|VH in %
38 0,00%[] 0,00%]|[ 0,00%([ 0,00%] 0,00%] 0,00% =3 o00% o00% 000% 000% 0,00% 0,00%
3O0,00%([ 0,00% [ 000%) 0,00%|| 0,00%)] 0,00% 3| o00%) o00% o0.00%] 000%] 0004 0,00%
36 0,00%(] 0,00%]|[ 0,00%[ 0,00%] 0,00%] 0,00% ] o00% o00% o000% 000% 0004 0,00%
35 0,00%(] 0,00%]|[ 0,00%|[ 0,00%] 0,00%] 0,00% | o00% o00% o000%) 000% 0004 000%
3 0,00%[ 0,00%| 0,00%|[ 0,00%(] 0,00%]| 0,00% 34| o.00% o00% o0,00% 000% 000% 000%
33 0,00%([ 0,00% 000%) 000%| 1,01%)] 1,01% 33 000%] 1,01%] 1.01%] 1,01%) 1,01% 1,01%
321 0,00%( 0,00% [ 000%) 0,00%|| 3,36%] 3,36% 32| o000%] 336% 336%| 3.36%| 3,36%| 3.36%
3 0,00%[] 0,00%]|[ 0,00%|[ 0,00%) 582%|]| 3.82% 31| o00%| 582%| 582% 582%) 5.82% 5.82%
30 0,00%( 0,00% | 000%) 000%| 840%| 840% 30| o00%| 840w sa0%| sdon| 840%| 840%
290 000% | 0,00% ] 0,00% [ 0,00%f 11,11%{ 11.11% 20] 000%] 11,00%] 1, 00%] 100 101 11,11%
28] 0.00% | 0.00% ] 000% | 0,00%f 11,11%| 11.11% 28] 0.00%] 11,00%] 100%] 1,00%] 1,01%] 11,11%
27 0,00%| 0,00%|] 0,00%] 0,00% [ 11,11%| 11,11% 27| 0.00%] 1, 00%] 1% 1 00%]) 1,01%] 11,11%
26 0,00%| 0,00%]] 0,00% 0,00% ) 11,11%| 11,11% 261 0,00%] 11,01%] 11,01%] 11,11%] 11,11%] 11,11%
25 0.00%)[ 000% ) 0,00%) 0,00%) 11,11%) 11,11% 28] 000%] 101 1] 1% 1% 11,11%
240 0,00%[ 0,00%| 0,00%]] 0,00%|] 11,11%(| 11,11% 28] 0,00%] 11,11%] 1,01%] 1,11%] 1 01%] 11,11%
23 0,00%(] 0,00%|] 0,00%| 0,00%( 11,11%| 11,11% 23 o00%| 11,01%| 11,01%] 11,01%] 11,41%] 11,11%
220 000%|) 0.00%( 000% 000%) 11.11%) 11.11% 22| 000%] 1,00%0 1005 1 0%] 1,11%] 11,11%
2[ 000%]] 0.00% [ 0,00% | 0,00%]) 11,11%) 11,11% 2] 000%] 10,00% 1, 00%] 1, 10%] 11,11%] 11,11%
200 0,00%[| 000% | 0,00%] 0,00%| 19,11%| 11,11% 200 0,00%] 11,01% 11,01%] 11,11%] 11,11%] 11,11%
19 1,011%] | 5,20%] ) 0,00%| 0,00%(| 11,11%|] 11,11% 19 1 %] 1] 1115 1] 11,11%] 11,11%
18] 1,11%] | 3,38%) | 0,00%(] 0,00%)| 11,11%|] 11,11% 18] 1] 1] 1% 1% 11.01%] 11.11%
7] 1, 0%] ) 1.75%] | 0,00%|) 0,00%)) 11,11%)) 11,11% 7] 100%]) 1 01%] 1 00%] 1, 00%] 11,110%] 11,11%
16) 1,11%] [ 0,16%]) 0,00%|| 0,00%)] 9,66%|[ 11,11% 160 10,11%] 10L,11%) 11,11%] 11,11%] 11,11%] 11,11%
15 1,11%] [ 0,00%]) 0,00%]] 0,00%)] 7,98%|[ 11,11% 180 11,11%]) 11,11%] 11,11%] 11,11%] 11,11%] 11,11%
14 1,01%] [ 0,00%]) 0,00%]] 0,00%) ] 6,34%)|[ 11,11% 140 11,11%] 11,11%] 11,11%] 11,11%] 11,11%] 11,11%
13 1,01%] [ 0,00%]) 0,00%|| 0,00%)] 4,85%|[ 11,11% 130 1, 11%] 1, 11%]) 11,11%] 11,11%] 11,11%] 11,11%
120 1,01%] [ 0,00%]) 0,00%]] 0,00%)] 3.21%|[ 11,11% 120 1 1%] 1 10%] 1,11%]) 11,11%] 11,11%] 11,11%
1) 1,01%] [ 0,00%]] 0,00%|| 0,00%)|] 1,81%| 11,11% 1 1,11%) 1,10%) 11,11%] 11,11%] 11,11%] 11,11%
100 1,01%] [ 0,00%]| 0,00%]| 0,00%) ] 0,54%|[ 11,11% o 1,11%) 1,11%]) 11,11%] 11,11%] 11,11%] 11,11%
9 1, 11%] [ 0,00%]) 0,00%]) 0,00% [ 0,00%|( 11,11% 9] 11,11%]) 11,11%)] 11,11%] 11,11% 11,11% 11,11%
Bl 1,1%] [ 0,00%]) 0,00%]) 0,00% 0,00%| 11,11% B) 11,11% ) 11,11%)] 11,11% 11,11% 11,11% 11,11%
Tl M%] [ 0,00%]) 0,00%]) 0,00%) 0,00%| 11,11% 7] 10 1% ] 11.11%)]) 11.11%] 11.11%] 11.11%] 11,11%
Bl 1L, 11%] [ 0,00%]) 0,00%]) 0,00%[ 0,00%|f 11,11% Bl 11.11%] 11,11%)]) 11,11%] 11,11%] 11,11%] 11,11%
A 1,1%] [ 0,00%]) 0,00%]) 0,00%) 0,00%| 11,11% A 1 1% ] 11,11%)]) 11,11% ] 11,11%] 11,11%] 11,11%
A 1,1%] [ 0,00%]) 0,00%]] 0,00%] 0,00%|f 11,11% A 1 A1% ] 11,11%)]) 11,11% ] 1,11% ] 11,11%] 11,11%
Max| 1,11%] [ 5,20%(] 0,00%|] 0,00%|] 11,11%]] 11,11% Max| 11,10%] 1L10%] 1,11% ] 1L,11% ) 1,11%] 11,11%
Min [ 0,00%|[ 0,00% [ 0,00%[ 0,00%]] 000%] 0,00% Min| 000% 0,00% 0,00% 0,00% 0,00% 0,00%

Tabelle 15: Zuschlagsquoten (AL, VH) bei gvE (1.000 € bis 6.000 €)

m = Anzahl der bis zum 31.12.2001 erreichten Pflichtversicherungsjahre

bisherige/neue Startgutschrift fiir am 31.12.2001 verheiratete Rentenferne
(als Formelbetrag orange hintergrund-gefarbt)

Zuschlag VH in € = Zuschlag fir verheiratete Rentenferne in Euro
(neue Startgutschrift minus bisherige Startgutschrift fir verheiratete Rentenferne)
ZQ VH in % = Zuschlagsquote (Zuschlag fur Verheiratete in % der bisherigen Startgutschrift)

VQ alt in % = alte Verlustquote (Verlust fur Alleinstehende gegeniiber Verheirateten in % der
bisherigen Startgutschrift flir Verheiratete)

VQ neu in % = neue Verlustquote (Verlust fur Alleinstehende gegeniiber Verheirateten in % der
neuen Startgutschrift flr Verheiratete)
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Die Verlustquoten (VQ) (definiert als Verluste der Alleinstehenden in Prozent
der <STG alt bzw. neu (VH)>) sind besonders hoch fur langdienende Normal-
bis Hoherverdiener. Die Verlustquoten schwanken zwischen 31,8 % und 51,0
%!

1.000 €] 2.000 £] 3.000 €] 4.000 £ 5.000 €] 6.000 £ 1.000 € || 2.000 € || 3.000 € || 4.000 € || 5.000 € || 6.000 €
VaQ va VQ Va VO Va Vo Va va Va va vQ
m]altin %]altin %] altin %]altin %] alt in %|altin % m|neu in %] | newin % | [neu in %] new in %||neu in % ||neu in %
38| 0.00%] 31.63%] 33.19%] 51.00%] 43.30%) 37.21%] 38|  0.00% 51,00%]) 43.30%|) 37.21%
37] 0.00%] 31.63%] 33.19%] 49.97%] 43.30%) 37.21%) 37| 0.00% 49.97%| | 43.30%| 37.21%
36] 0.00%] 31, 33.19%] 48,91%] 43,30%] 37.21%) 3B 0.00% 48.91%| | 43.30%|| 37.21%
35] 0.00%] 31.63% 9% 47.81%] 43.30%] 37.21%) 35 0,00% A7.81%| | 43.30%| 37.21%

34 0.00%| 31, JA9%| 46,66%| 43,30%) 37.21%) 34 0,00% 46,66%| | 43.30%|| 37.21%
33| 0.00%) 31, 9% 45,47%] 43.30%] 37.21%) 331 0.00% 46,02%)| 43.30%|| 37.21%
321 0.,00%) 31.63% JA9%| 44,24%) 43,30%) 37.21%) 321 0.00% 46,06%]| 43.30%| 37.21%
3] 0.,00%] 31.63° 9%) 43,00%) 43,30%) 37.21%) 31| 0.00% 46,13%| | 43.30%[| 37.21%

0] 0.00%
29] 0,00%] 31.63%
28] 0.00%

V9% 41,74%] 43,30%] 37.21%) 30  0.00%
31,83%| 40,45%| 43,30%] 37.21%) 291  0,00%
30,38%| 39.,18%| 43.30%| 37.21%) 28] o0.00%
27 0.,00%] 31, 28,92%) 37.91%] 43.30%) 37.21%) 271 0.00%
26] 0.00%| 31.63%| 27 47%| 36,64%| 43,30%) 37.21%) 26| 0.00%
28] 0.00%] 31.63%] 25,93%] 35.30%)] 43.30%) 37.21%) 28]  0.00%
24]  0,00% 24,39%] 33.95%| 43.30%| 37.21%) 24] o0,00%
23] 0.00%) 31.63%] 22,84%] 32,60%] 43.30%) 37.21%) 23]  0.00%
22| 0.,00° 21,30%)] 31.25%] 43.30%) 37.21%) 221  0.00%
21]  0.00%) 31, 19,94%] 30,06%| 43.30%] 37.21%) 21| o.00%
200 0.00%] 31.63%] 18,58%] 28.87%] 43.30%) 37.21%) 201 0.00%
191 7.83%] 43.,46%] 17,12%] 27,60%] 43,30%] 37.21%) 19  7.83%
18] 7.83%| 42,47%| 15,67%] 26,34%| 43.30%] 37.21%) 18] 7.83%
17]  7.83%] 41,54%] 14,31%] 25,15%] 43,30%] 37.21%) 17 7.83%
16| 7.83%] 40,61%| 12,95%] 23,96%| 42,55%] 37.21%) 16| 7.83%
18] 7.83%| 39,68%| 11,99%] 22,77%| 41,65%] 37.21%) 15 7.83%
14] 7.83%] 38,76%| 10,23%] 21,58%| 40,75%] 37.21%) 14 7.83%
13| 7.83%| 37,89%| 8,93%| 20,47%| 39.91%]| 37.21%) 13| 7.83%
12| 7.83%) 36,90%] 7.,50%] 19,20%) 38,96%| 37.21%) 12| 7.83%
11]  7.83%] 36,03%] 6,23%] 18,09%] 38,12%] 37.21%) 11| 7.83%
10 7.83%] 35,23%] 9,09%] 17,06%| 37,34%] 37.21%) 101 7.83%
9] 7.83%] 34.54%] 4,05%] 16.19%] 36,68%] 37.21% 9] 7.83%

46,25%|| 43.30%| 37.21%
46,40%| | 43.30%|| 37.21%
45,26%| | 43.30%) 37.21%
A4.12%| | 43.30%[ 37.21%
42,98%| | 43.30%[ 37.21%
M, 7T7%| | 43.30%[ 37.21%
40,55%| | 43.30%| 37.21%
39,34%| | 43.30%] 37.21%
38,13%| [ 43.30%] 37.21%
I7,06%| | 43.30%) 37.21%
35,99%|| 43.30%]| 37.21%
34.84%] | 43.30%] 37.21%
33,70%| | 43.30%) 37.21%
32,63%|| 43.30%] 37.21%
31,56%| | 43.30%)| 37.21%
30,49%| | 43.30%) 37.21%
2942%| | 43.30%[ 37.21%
2842%||  43.30%) 37.21%
27,28%|| 43.30%[ 37.21%
26,28%| | 43.30%) 37.21%
25,35%| | 43.30%|| 37.21%
24.597%| | 43.01%|| 37.21%

8] 7.83%] 34.05%] 3.,33%] 15.55%| 36,20%| 37.21% 8] 7.83% 24,00%| | 42,58%| 37.21%
7| 7.83%] 33.43%]  2,42%| 14.76%)] 35,60%] 37.21% 7l 1.83% 23,28%||  42.04%) 37.21%
Bl 7.83%] 32.93%] 1.69%] 14.12%] 35,12%| 37.21% 6] 7.83% 22,71%| | 41,61%|| 37.21%
2] 7.83%] 32.44%] 0,97%] 13.49%] 34,64%] 37.21% 5] 7.83% 22,14%| | 41.18%)|  37.21%
4] 7.83%) 31.82%] 0.06%] 12.70%] 34.04%] 37.21% 4] 7.83% 2143%]| 40,64%) 37.21%

Max| 7.83%] 43.46%] 33,19%] 51.00%] 43,30%] 37.21% Max| 7.83%
Min | 0.00%] 31.63%] 0.06%] 12.70%] 34.04%] 37.21%f Min|  0.00%

3,00%| [ 43.30%][ 37.21%
2143%][ 40.64%]] 37.21%

Tabelle 16: Verlustquoten (alt, neu) bei gvE (1.000 € bis 6.000 €)

Im ,Verheirateten® - Klagefall BGH 1V ZR 120/22 (bzw. OLG KA 12 U 106/20) ergibt
sich fur ein gvE von 3.101,99 € bei m=11 eine Verlustquote (VQ neu) von 11,51 %
[ (STG(llI) — STG(I))] x 100 / STG() = (132,80 — 117,52)*100 / 132,80) eines
Alleinstehenden gegenuber dem Familienstatus <verheiratet> zum Stichtag
31.12.2001, wenn man die neue Zuschlagsregelung vom 08.06.2017 der
Tarifparteien bertcksichtigt.

Hinweis:

Samtliche Berechnungen zu den ,Quoten® - Tabellen wurden mit dem erwédhnten frei
im Internet verfugbaren Startgutschrift — Zuschlagsrechner vorgenommen.
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Als Musterbeispiel wurde dort ein rentenferner Versicherter (geb. 31.12.1947), mit
Eintritt in die ZVK jeweils zum 01.01. eines Jahres, angenommen. Dabei wird durch
iterative Anwendung des Startgutschriftrechners das Eintrittsalter (EA) (Verschiebung
des Eintrittsalter um jeweils ein Jahr) variiert, was sich auf die Anzahl der bis zum
31.12.2001 erreichten ZVK - Pflichtversicherungsjahre (m) auswirkt, wobei m = 4 bis
m = 38 Jahre.

Die per annum (p.a.) Betrachtungsweise

Gegenuber den Regelungen im ,alten” Gesamtversorgungssystem, 0,4% pro ZVK -
Pflichtversicherungsjahr (d.h. p.a.) (bezogen auf das gvE — Brutto-Endgehalt) als
Rentenanwartschaft in der Zusatzversorgung zu gewahren, scheinen Gruppen von
rentenfernen ZVK-Pflichtversicherten durch die Anderungen der Zusatzversorgung
ab 2002 benachteiligt zu sein, da es nun eine gualifizierte Versicherungsrente von
0,4 % p.a. (bezogen auf das Brutto-Endgehalt) nicht mehr gibt

Zwei Hauptursachen sind fur die zum Teil hohen Verluste bei der Berechnung der
rentenfernen Startgutschriften verantwortlich — (wie bereits erwahnt) der Wegfall
der ,alten" garantierten Mindestversorgungsrente und die stark differierenden p.a. -
Satze fur die Startgutschrift.

Formelbetrag p.a. (bezogen auf das gvE) d.h.
[ Formelbetrag fir m Jahre ZVK Zeit bis 31.12.2001/ m] / gvE

[ Individuelle-personliche Voll-Leistung®®
(d.h. Voll-Leistung x 0,0225 x m) /m ] / gvE

Mindestrente p.a. (bezogen auf das gvE) d.h.
[ Mindestrente fur m Jahre ZVK Zeit bis 31.12.2001/ m] / gvE

[ Individuelle-personliche Mindestrente / m] / gvE

Mindeststartgutschrift p.a. (bezogen auf das gvE), falls m>= 20) d.h.
[ Mindeststartgutschrift fur m Jahre ZVK Zeit bis 31.12.2001/ m] / gvE

[ Individuelle-personliche Mindeststartgutschrift / m] / gvE

Die Startgutschriften lassen sich in Prozent per annum (p.a.) Pflichtversicherungszeit
(bezogen auf das gvE) einordnen und an der ,Mellatte” der friheren sog.

) entsprechend der urspringlichen Startgutschrift zum 31.12.2001
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qualifizierten Versicherungsrente bewerten. Der Einfluss der Anzahl der ZVK -

Versicherungsjahre und auch des gvE werden bei dieser Betrachtungsweise
eliminiert und damit die Gréf3en tUberhaupt erst vergleichbar gemacht auch in Bezug
auf die 0,4 % p.a. des gvE im "alten Gesamtversorgungssystem".

Damit sind auch zwei wichtige Kriterien gefunden, um die verschiedensten
rentenfernen Startgutschriften Gberhaupt erst miteinander vergleichbar zu machen:

e durch die Normierung der Startgutschrift in Euro auf eine per annum (p.a.)
Sichtweise, d.h. wie viel Startgutschrift in Euro erhalt ein Versicherter pro
Pflichtversicherungsjahr (m), die er bis zum 31.12.2001 in der ZVK verbracht hat;

e durch die Normierung z.B. der des jahrlichen Anteils der Startgutschrift in Euro
auf das zugrunde liegende gesamtversorgungsfahige Entgelt (gvE) in Euro, d.h.
der jahrliche erworbene Anteil der Startgutschrift wird prozentual auf das gvE
bezogen; damit hat man eine von Euro-Zahlen unabhangige prozentuale Grof3e
STG p.a.

Es kommt also bei einer Vergleichbarkeitsiberlegung nicht unbedingt auf die
zahlenmélige HoOhe einer Startgutschrift oder die zugehdrigen spateren
Zuschlage In Euro an, denn diese sind ja abh&ngig von den in die ZVK
insgesamt eingezahlten Summen bis 31.12.2001. Wer weniger eingezahlt hat,
bekommt auch weniger Startgutschrift.

Wenn man jedoch an die bereits einige Zeilen vorher erwdhnte ,Messlatte* der
friheren sog. gualifizierten Versicherungsrente denkt (d.h. 0,4 % p.a. (bezogen auf
das gvE im "alten Gesamtversorgungssystem"), wird sehr schnell deutlich, ob die alte
"Messlatte" mit der Startgutschriftregelung tber- oder unterschritten wird.

Diese p.a. - Denkweise kann man auch auf andere Gro3en anwenden wie z.B. die
Mindestrente oder die Mindeststartgutschrift.

Beispiel fiir eine p.a. Einordnung der Startgutschrift bezogen auf das gvE:

Annahmen: Die  Pflichtversicherte im  Klagefall ist rentenfern. Ihr
gesamtversorgungsfahiges monatliches Entgelt betragt 2001: 3.101,99 €. Sie hat
2001 10,91 zZVK - Versicherungsjahre in der Pflichtversicherung verbracht. Die
rentenferne Startgutschrift wird jeweils als das Maximum aus drei Grof3en ermittelt:
Mindeststartgutschrift, Mindestrente, Formelbetrag

Der Formelbetrag StKIl. 111/0 (bzw. 1/0) p.a. betragt 0,39 % (0,15 %) pro Jahr

Die Mindestrente p.a. betragt 0,35 % pro Jahr.
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Der Formelbetrag von 132,80 (51,53) Euro macht 4,28 (bzw. 1,66) Prozent des
gesamtversorgungspflichtigen  Entgelts von 3.101,99 Euro bei 10,91
Pflichtversicherungsjahren bzw. 0,39 Prozent (bzw. 0,15 Prozent) pro Jahr aus, das

ist abhangig von der am 31.12.2001 zufallig zugrunde gelegten Steuerklasse I11/0
bzw. 1/0.

Ermittlung der Mindeststartgutschrift p.a.

gesamtversorgungspflichtiges Entgelt in 2001 3.101,99 €
Mindeststartgutschrift (da m<20) 0,00 €
Mindeststartgutschrift p.a. bei 10,91 Pflichtversicherungsjahren 0,00 €
Mindeststartgutschrift p.a. in % des gesamtversorgungs-

pflichtigen Entgelts: 0,0 x 100/3.101,99 = 0,00 %

Ermittlung der Mindestrente p.a.

gesamtversorgungspflichtiges Entgelt in 2001 3.101,99 €
Mindestrente nach ,historischen® Entgelten 117,52 €
Mindestrente p.a. bei 10,91 Pflichtversicherungsjahren 10,77 €
Mindestrente p.a. in % des gesamtversorgungs-

pflichtigen Entgelts: 10,77 x 100/3.101,99 = 0,35 %

Ermittlung der Formelrente p.a.

gesamtversorgungspflichtiges Entgelt in 2001 3.101,99 €
Formelrente (StKI 11l bzw. 1/0) 132,80 € bzw. 51,83 €
Formelrente p.a. bei 10,91 Pflichtversicherungsjahren 12,17 € bzw. 4,75 €

Formelrente p.a. in % des gesamtversorgungs-
pflichtigen Entgelts: 12,17 (bzw. 4,75) x 100/3.101,99 = 0,39 % bzw. 0,15%

Tabelle 17: Berechnungsweg von p.a. Betragen fur M-STG, M-Rente, F-STG

Im Klagefall BGH IV ZR 120/22 (bzw. OLG KA 12 U 106/20) ist die neue
Startgutschrift von 132,80 Euro oder 0,39 Prozent p.a. fur die Steuerklasse 111/0
durch den Formelbetrag bestimmt.

Beispiel (Klagefall) StKI. | StKI. 111/0
Mindeststartgutschrift (soziale Komponenten) nach § 9 | 0,00 € 0,00 €
Abs. 3 ATV

Mindestrente nach Entgelten gemal 818 Abs.2 Nr. 4 | 117,52 € 117,52 €
BetrAVG

Formelbetrag nach § 18 Abs. 2 Nr. 1 BetrAVG n.F. 51,83 € 132,80 €

Tabelle 18: Vergleichswerte fur die neue Startgutschrift (rentenfern) (Klagefall)
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Anlage A: Terminhinweis zu BGH IV ZR 120/22

Terminhinweis:

Verhandlungstermin am 20. September 2023 10.00 Uhr,

in der Sache IV ZR 120/22

(Zusatzversorgung der Angestellten und Arbeiter im 6ffentlichen Dienst:
Startgutschriftenregelung der Versorgungs-anstalt des Bundes und der Lander fur
rentenferne Versicherte erneut auf dem Prifstand)

Erscheinungsdatum 24.07.2023
Nr. 123/2023

Der unter anderem fir Versicherungsvertragsrecht zustdndige V. Zivilsenat des
Bundesgerichtshofs wird am 20. September 2023 (ber die Wirksamkeit der im Mé&rz 2018
erneut  gednderten  Startgutschriftenregelung  fur  rentenferne  Versicherte  der
Versorgungsanstalt des Bundes und der Lander (VBL) verhandeln.

Hintergrund:

Die VBL hat die Aufgabe, Angestellten und Arbeitern der an ihr beteiligten Arbeitgeber des
offentlichen Dienstes im Wege privatrechtlicher Versicherung eine zusétzliche Alters-,
Erwerbsminderungs- und Hinterbliebenenversorgung zu gewahren. Mit Neufassung ihrer
Satzung (VBLS) vom 22. November 2002 stellte die VBL ihr Zusatzversorgungssystem
rickwirkend zum 31. Dezember 2001 (Umstellungsstichtag) von einem an der
Beamtenversorgung orientierten Gesamtversorgungssystem auf ein auf dem Punktemodell
beruhendes, beitragsorientiertes Betriebsrentensystem um.

Die neugefasste Satzung enthdlt - auf der Grundlage entsprechender tarifvertraglicher
Vereinbarungen - Ubergangsregelungen zum Erhalt von bis zur Systemumstellung
erworbenen Rentenanwartschaften. Diese werden als so genannte Startgutschriften den
Versorgungskonten der Versicherten gutgeschrieben. Dabei werden Versicherte, deren
Versorgungsfall zum Umstellungsstichtag noch nicht eingetreten war, in rentennahe und
rentenferne Versicherte unterschieden. Grundsétzlich ist rentenfern, wer am 1. Januar 2002
das 55. Lebensjahr noch nicht vollendet hatte. Das betraf zum Umstellungsstichtag ca. 1,7
Mio. Versicherte.

Rentenfernen Versicherten wurden als Startgutschrift zundchst - vereinfacht dargestellt - fur
jedes Jahr ihrer Pflichtversicherung in der Zusatzversorgung des 6ffentlichen Dienstes 2,25 %
(sog. Anteilssatz) einer fiktiven, maximal bei der VBL erzielbaren Versorgungsrente
gutgeschrieben. Diese Ubergangsregelung erklarte der 1V. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs
mit Urteil vom 14. November 2007 (IV ZR 74/06) wegen eines VerstoRes gegen den
allgemeinen Gleichheitssatz aus Art. 3 Abs. 1 GG flr unverbindlich und beanstandete
insbesondere eine gleichheitswidrige Benachteiligung von Versicherten mit langen
Ausbildungszeiten  (dazu  Pressemitteilung  173/2007). Daraufhin  ergénzten die
Tarifvertragsparteien und ihnen folgend die VBL die Startgutschriftenregelung um eine
Vergleichsberechnung, die unter naher geregelten Voraussetzungen zu einer Erhéhung der
bisherigen Startgutschriften rentenferner Versicherte filhren konnte. Mit Urteil vom 9. Mérz
2016 (IV ZR 9/15) entschied der IV. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs, dass die solcherart
geanderte Ubergangsregelung weiterhin zu einer gegen Art. 3 Abs. 1 GG verstoRenden
Ungleichbehandlung fiihre und deshalb ebenfalls unverbindlich sei (dazu Pressemitteilung
53/2016).
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Mit Anderungstarifvertrag von Juni 2017 einigten sich die Tarifvertragsparteien darauf, im
Rahmen der Ermittlung der Startgutschrift den bisherigen Anteilssatz von 2,25
Prozentpunkten durch einen variablen Anteilssatz zu ersetzen. Dieser betrégt, in Abhéngigkeit
von den Pflichtversicherungszeiten, die der jeweilige Versicherte bis zum Eintritt des 65.
Lebensjahrs erreichen kann, zwischen 2,25 und 2,5 Prozentpunkten. Die VVBL tbernahm diese
Neuregelung im Mdrz 2018 in § 79 Abs. 1 Satz 3 bis 8 ihrer Satzung.

Die Wirksamkeit dieser nochmals geanderten Ubergangsregelung ist weiterhin umstritten und
Gegenstand zahlreicher gegen die VBL erhobener Klagen.

Sachverhalt und bisheriger Prozessverlauf:

Die hiesige Kl&gerin ist rentenferne Versicherte bei der beklagten VBL und bezieht von dieser
seit August 2014 eine Versorgungsrente. Sie halt auch die nochmals geénderte
Ubergangsregelung fiir unwirksam und erstrebt eine nach dem vor der Systemumstellung
geltenden Satzungsrecht ermittelte Rente, hilfsweise eine abweichende Berechnung ihrer
Startgutschrift unter Berlcksichtigung verschiedener ihr gunstiger Berechnungsgrundlagen
und dulerst hilfsweise die Feststellung der Unverbindlichkeit der ermittelten Startgutschrift.
Ihre Klage ist in beiden Vorinstanzen erfolglos geblieben. Das Berufungsgericht hat die
nunmehrige Ubergangsregelung fiir wirksam gehalten und insbesondere einen VerstoR der
Startgutschriftenregelung gegen Art. 3 Abs. 1 GG sowie eine Diskriminierung rentenferner
Versicherter wegen ihres Lebensalters und ihres Geschlechts verneint.

Vorinstanzen:

Landgericht Karlsruhe Urteil vom 29. Mai 2020 - 6 O 184/19
Oberlandesgericht Karlsruhe Urteil vom 17. Méarz 2022 - 12 U 106/20

Die mal3geblichen VVorschriften lauten:
8§79 VBLS:

(1) 1Die Anwartschaften der am 31. Dezember 2001 schon und am 1. Januar 2002 noch
Pflichtversicherten berechnen sich nach 8§ 18 Abs. 2 BetrAVG, soweit sich aus Absatz 2
nichts anderes ergibt. ... 3Bei Anwendung von Satz 1 ist an Stelle des Faktors von 2,25 v. H.
nach § 18 Abs. 2 Nr. 1 Satz 1 BetrAVG der Faktor zu beriicksichtigen, der sich ergibt, indem
100 v. H. durch die Zeit in Jahren vom erstmaligen Beginn der Pflichtversicherung bis zum
Ende des Monats, in dem das 65. Lebensjahr vollendet wird, geteilt werden. 4Die Zeit in
Jahren wird aus der Summe der (Teil-)Monate berechnet. 5Ein Teilmonat wird ermittelt,
indem die Pflichtversicherungszeit unabhdngig von der tatsachlichen Anzahl der Tage des
betreffenden Monats durch 30 dividiert wird. 6Die sich nach Satz 4 und 5 ergebenden Werte
werden jeweils auf zwei Nachkommastellen gemeiniblich gerundet. 7Der sich nach Satz 3
durch die Division mit der Zeit in Jahren ergebende Faktor wird auf vier Nachkommastellen
gemeinublich gerundet. 8Der Faktor betrdgt jedoch mindestens 2,25 v. H. und hdchstens 2,5
V.H.

8 18 Betriebsrentengesetz (BetrAVG)

(2) Bei Eintritt des Versorgungsfalles vor dem 2. Januar 2002 erhalten die in Absatz 1
Nummer 1 und 2 bezeichneten Personen, deren Anwartschaft nach 8 1b fortbesteht und deren
Arbeitsverhdltnis  vor  Eintritt des Versorgungsfalles geendet hat, von der
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Zusatzversorgungseinrichtung aus der Pflichtversicherung eine Zusatzrente nach folgenden
Mal3gaben:
1. 'Der monatliche Betrag der Zusatzrente betragt fiir jedes Jahr der aufgrund des
Arbeitsverhaltnisses bestehenden Pflichtversicherung bei einer Zusatzversorgungseinrichtung
2,25 vom Hundert, hochstens jedoch 100 vom Hundert der Leistung, die bei dem
héchstmoglichen Versorgungssatz zugestanden hatte (Voll-Leistung).

URL:
https://www.bundesgerichtshof.de/SharedDocs/Termine/DE/Termine/I\VZR120-22.html



https://www.bundesgerichtshof.de/SharedDocs/Termine/DE/Termine/IVZR120-22.html
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Anlage B: Missverstandnisse um die Naherungsrente

Bereits seit den ersten friihen Klageverfahren um die alte Startgutschriftberechnung
gibt es die Auseinandersetzung dariiber, ob bei der Ermittlung der persdnlichen
Nettogesamtversorgung die Pauschalmethode der fiktiven gesetzlichen Naherungs-
rente oder aber die Individualmethode der Hochrechnung der gesetzlichen Renten
anhand von Rentenauskunften/-informationen der gesetzlichen Rentenversicherung
(GRV) erfolgen sollte.

In der Anfangszeit der friihen rentenfernen Startgutschriftklagen ab 2003 mussten
sich die Zivilgerichte erst einmal bemihen, Einblick in die Struktur jeder einzelnen
Klage-Startgutschrift zu bekommen. Da Beklagten- bzw. Klageranwélte
unterschiedliche Auffassungen Uber die Vor- bzw. Nachteile einer pauschal
berechneten gesetzlichen N&herungsrente haben/hatten, entschloss sich das
Landgericht Karlsruhe dazu, Rentenauskiinfte der gesetzlichen Rentenversicherung
(BfA/DRV) zum Bewertungszeitpunkt 31.12.2001 anzufordern. Das Gericht unterliel3
es jedoch, die eigentlich unbedingt notwendigen Renteninformationen der
gesetzlichen  Rentenversicherung (BfA/DRV) mit einer Prognose zum
Regelaltersrenteneintritt (damals zum 65. LJ + 0 Monate) anzufordern. Denn nur mit
einer Renteninformationen der gesetzlichen Rentenversicherung (BfA/DRV) wéare
ein Vergleich mit der fiktiven gesetzlichen Naherungsrente angezeigt gewesen, da
die Naherungsrente eine pauschale GroRRe zur Anndherung an die gesetzliche
Regelaltersrente nach 45 Jahren darstellt.

Vielen Klagern, deren Anwélten und auch Richtern ist der schwerwiegende
Denkfehler wegen der Vorlage der Rentenauskunft der BfA/DRV zum 31.12.2001
unterlaufen, indem einerseits fir die N&herungsrente und andererseits fur die
Anwartschaft zum 31.12.2001 zur gesetzlichen Rente nicht Ubereinstimmende
zeitliche Bezugspunkte (<Eintritt Regelaltersgrenze zum 65. LJ> versus <Stichtag
31.12.2001>) gewahlt wurden.

Durch den unzulassigen "Apfel-mit-Birnen" - Vergleich kamen wundersam hohe
"Verluste" bei der rentenfernen Startgutschrift zustande, weil "vermeintlich” zu viel
Naherungsrente pauschal abgezogen wurde, statt "glnstigere" reale gesetzliche
Rentenbetrage einzusetzen.

Die Kritik bzw. die Zweifel an der Richtigkeit/Angemessenheit der fiktiven
Néaherungsrente fur die Berechnung der rentenfernen Startgutschrift waren damit
geboren und ebben auch heute noch nicht ganz ab.

Es gibt nicht nur die Irritation hinsichtlich der Verwendung von einer BfA/DRV -
Rentenauskunft zum 31.12.2001 oder einer BfA/DRV - Hochrechnung zum 65. LJ+0
Monate aus DRV-Werten, die bis 31.12.2001 erreicht wurden, sondern auch
Unklarheiten dariiber, ob eine vorzeitige gesetzliche Rente VOR dem 65. LJ in den
Vergleich zur gesetzlichen N&herungsrente gebracht werden darf, um zu bewerten,
also ob die Naherungsrente eine Benachteiligung des Versicherten bedeutet oder
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nicht. Auch Gesamtbeschaftigungsquotienten kleiner als 1 verandern (verringern) die
gesetzliche Naherungsrente.

Die Irritation laRt sich auflosen:

e Eine vorzeitige gesetzliche Rente VOR dem 65. LJ+0 Monate muss zwingend
zum 65. LJ + 0 Monate hochgerechnet werden, um eine systematische
Vergleichbarkeit zur fiktiven gesetzlichen Naherungsrente zu haben. Ansonsten
gabe es unzuldssig unterschiedliche Bezugszeitpunkte (einmal der reale
Renteneintrittszeitpunkt, das andere Mal der Eintritt in die Rente zum 65. LJ+0
Monate). Das ware dann ein Apfel-mit-Birnen-Vergleich.

e Man muss sich also bemiuhen, anhand der vorhandenen Rentenauskunft bzw.
des vorgezogenen BfA/DRV Rentenbescheids eine DRV-gemal3e Hochrechnung
zum 65. LJ+0 Monate zu bekommen. Das kann mittels Software geleistet werden.
Es gibt aber auch andere Abschatzungsmdglichkeiten, um eine vermeintliche
Benachteiligung des Versicherten durch die fiktive gesetzliche Naherungsrente zu
belegen bzw. zu widerlegen.

e Ist in der rentenfernen Startgutschrift ein Gesamtbeschéaftigungsquotient (GBQ)
kleiner als 1 vorhanden, so wird auch die fiktive Naherungsrente entsprechend
reduziert.

Frage:

An welcher Stelle im Berechnungsmechanismus der rentenfernen Startgutschrift
hatte das Einsetzen einer Rentenanwartschaft aus der Rentenauskunft /
Renteninformation der BfA/DRV statt der pauschal ermittelten fiktiven gesetzlichen
Néaherungsrente Auswirkungen auf die Startgutschrift?

Antwort:

Bei der Ermittlung der Voll-Leistung nach § 18 Abs.2 Nr. 1 BetrAVG geht die fiktive
Naherungsrente ein:

Voll-Leistung (VL) =
[(GBQ x Nettogesamtversorgung (NGV)) minus Naherungsrente (NR)],
wobei GBQ = Gesamtbeschaftigungsquotient

Formelbetrag =
Anwartschaft nach 8 18 Abs. 2 Nr. 1 und 2 BetrAVG =
Voll-Leistung (VL) x personlicher Versorgungssatz (pVS)

Fazit:

Es ware in Bezug auf die Berechnungsmechanismen der Startgutschrift einzig
und allein systematisch korrekt,

e mit gleichen (identischen) Bezugszeitpunkten fur die gesetzliche Rente und
die fiktive N&aherungsrente zu arbeiten
e gesetzliche Rentenbetrage VOR Abschléagen in Ansatz zu bringen




75

Warum das aus systematischen Grinden so ist, kann man Kapitel 6.4 einer aktuellen
Studie®* entnehmen.

Bemerkung:

Je aktueller eine Rentenauskunft / -information der gesetzlichen Rentenversicherung
(GRV) ist und je n&her diese Informationen zum Eintrittszeitpunkt in die
Regelaltersrente liegen, desto praziser konnen die Aussagen bezuglich der
gesetzlichen Rentenerwartung werden. Erschwert werden konnen die Aussagen
jedoch  durch Kirzungen der GRV-Rente nach Altersteilzeit, wegen
Schwerbehinderung usw.

Versicherte, deren Anwélte und auch Richter der Zivilgerichte haben z.T.
Schwierigkeiten, ggf. vorliegende Rentenauskunfte / - informationen der GRV zu
einem beliebigen Zeitpunkt nach 2001 bis zum Regelaltersbeginn zum 65. LJ auf
den Rechtsstand 31.12.2001 ,runter“zurechnen oder aber umgekehrt auf der Basis
einer Rentenauskunft der GRV eine Renten-,Hoch“rechnung zum 65. LJ (z.B.) auf
der Basis der bis 31.12.2001 geleisteten GRV-Entgelte zu entwickeln. Zur
Nachprifung / Stichtags-Ruckrechnungen bzw. Hochrechnungen zum 65. LJ von
Anwartschaften der gesetzlichen Rentenversicherung bendétigt man wenige
elementare Rechenschritte oder benutzt eine professionelle Software <RV-Win>
(siehe ein Standpunkt™ vom Januar 2017).

Das Verfahren OLG KA 12 U 102/04 wird z.B. in Schriftsatzen zu den aktuellen
Zuschlagsklagen klagerseitig (friihzeitiger Rentenbeginn zum 60. LJ) herangezogen
um zu belegen, dass der Ansatz der Naherungsrente die dortige Klagerin
.benachteilige” (da anstelle von 1.105 € zum 31.12.2001 die héhere Naherungsrente
von 1.588 € angesetzt wirde. Aus den Rentendaten des Falls ergibt sich aber, dass
die zum 65. LJ gewdahrte gesetzliche Rente 1.619,21 € betrégt, d.h. der Ansatz der
niedrigen N&herungsrente fur die Startgutschriftberechnung beglnstigt sogar die
Versicherte des Falls durch eine hohere Voll-Leistung (VL), da von der
Nettogesamtversorgung (NGV) weniger gesetzliche Rente - namlich nur die
Néaherungsrente (NR) — abgezogen wird,

d.h.:
die Voll-Leistung (VL) = < (NGV) minus (NR)>
ist groler als < (NGV) minus <reale ges. Rente>

Voll-Leistung (VL) x personlicher Versorgungssatz (pVS) ergeben dann den
Formelbetrag nach § 18 Abs. 2 Nr. 1 BetrAVG n.F. Das ware dann noch mit den
beiden anderen Werten <Mindestrente nach historischen Beitragen> und
<Mindeststartgutschrift> zu vergleichen.

* 2.2.0. Studie FDB_ZOED 2017
% 2.2.0. Kurzinformation DRV_ZVK_Berechnungen
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Details zu dokumentierten OLG KA Urteilen

(*) bei bei bei bei
fiktiver StKl. 1fo| fiktiver StKl. o] fiktiver StKl. 1f0| fiktiver StKl. 1f0
OLG KA OLG KA OLG KA OLG KA OLG KA
12 U 10204 12 U 260/04 12 U 260/04 12 U 505/05) 12 U 505/05)
bzw. bzw. bzw. bzw. bzw.
LG KA 60 220/03| LG KA6 0 114/03| LG KA6 0 114/03| LG KA 6 0 545/03| LG KA 6 0 545/03
Geburtsjahr| 23.02.1950 07.01.1947 07.01.1947| 27.04.1949 27.04.1949
Alter am 31.12.2001 51 Jahre 54 Jahre 54 Jahre 52 Jahre 52 Jahre
ges. Ndherungs-
rente {(NR) 1.588 € 1.600,50 € 1.600,50 € 1.585,20 € 1.585,20€
ges. Renten-Anwart-
schaft 31.12.2001 1.105 € 1.353,21€ 1.353,21 € 1.177,26 € 1.177,26 €
reale ges. Rente
zum 01.03.2010
(60. J) 1.539,51 €
reale Rente 1619,21 € 1991,56 £ 1991,56 £ 1987,80 € 1987,86 €
zum 01.03.2015 um Ium Ium um um
(65. L+ x Monate) 01.03.2015 01.03.2012 01.03.2013 01.08.2014 01.08.2015
Zusatzversorgung
Startgutschrift
5TG 513,64 € 373,22 € 692,00 € 320,14 € 638,84 €
1. Fiktivberechnung
VELS a.F. zum 31.12.01 933,24 € 596,69 € 1.036,01 € 626,47 € 1.053,61€
2. Fiktivberechnung
STG (rentennah)
VELS n.F.
um 31.12.01 514,23 € 477,03 € 778,37 € 529,51 € 529,51 €
3. Fiktivberechnung
VBLS a.F. zum 65. U 743,10 € 653,08 £ 826,01 € 730,17 € 730,17 €
4. Fiktivberechnung
VBLS n.F. zum 65. L 733,12 € 545,78 € 865,16 £ 523,10 € 841,80 £
reale STG nach
Meuregelung aus 2017 570,68 € 414,68 £ 769,54 € 320,14 € 638,84 €

{*) entnommen aus LG KA 6 0 114/03 (Seite 26) bzw. LG Berlin (Schriftsitze)

Tabelle 19: Details zu dokumentierten OLG - Urteilen

Das Verfahren OLG KA 12 U 102/04 (bzw. die Vorinstanz LG KA 6 O 220/03) enthélt
sogar zur Einordnung noch Fiktivberechnungen der VBL, die damals das LG KA flr
jeden der frihen Klagefélle angefordert hatte.

Vollig unabhéngig von Sichtweisen der Anwélte der Klager bzw. der Beklagten kann
man wohldokumentierte Falle zur Demonstration der ,Denkfalle N&herungsrente*
heranziehen. Der Autor des vorliegenden Berichts ist namlich zu Beginn seiner
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Klagen selbst in seinen Schriftsatzen (zu LG KA 6 O 114/03) auf die damals noch
nicht verstandene gesetzliche Naherungsrente (NR) ,hereingefallen®. Das Gleiche
gilt fur den Fall LG KA 6 U 545/03. Die Klager beider Falle haben eine ganz Reihe
von Gerichtsstationen durchlaufen. Die jeweilige Faktenlage zu diesen Fallen liegt
vollstandig vor.

Der Instanzenweg in beiden wohldokumentierten Féallen:

LG KA 6 O 114/03, OLG KA 12 U 260/04, BGH IV ZR 284/05
LG KA 6 O 418/13, OLG KA 12 U 418/14 (erfolgreicher Hartefall)

LG KA 6 O 545/03, OLG KA 12 U 505/05, BGH IV ZR 60/06,
BVerfG 1 BvR 1373/08, EUGHMR 67197/10
LG KA 6 O 398/19, OLG KA 12 U 62/21 (Hartefall nicht anerkannt)

LG KA 6 O 114/03 (Jahrgang 1947)

Man darf eben nicht 1.600,50 € Naherungsrente (NR) vergleichen mit der BfA/DRV
— Anwartschaft in H6he von 1.353,21 € zum 31.12.2001, sondern muss (NR) in
Beziehung setzen zur realen gesetzlichen Rente zum Regelaltersrentenbeginn in
Ho6he von 1.991,56 €. Trotz der realen gesetzlichen Rente von 1.991,56 € werden
nur 1.600,50 € (NR) von der Nettogesamtversorgung (NGV) abgezogen.

LG KA 6 O 545/03 (Jahrgang 1949)

Man darf eben nicht 1.585,20 € Naherungsrente (NR) vergleichen mit der BfA/DRV
— Anwartschaft in Héhe von 1.177,26 € zum 31.12.2001, sondern muss (NR) in
Beziehung setzen zur realen gesetzlichen Rente zum Regelaltersrentenbeginn in
Ho6he von 1.987,86 €. Trotz der realen gesetzlichen Rente von 1.987,86 € werden
nur 1.585,20 € (NR) von der Nettogesamtversorgung (NGV) abgezogen.

Dem Autor dieses Berichts liegen zahlreiche und z.T. vollstandige Schriftsatze zu
aktuellen Zuschlagsklagen vor, fur die - von den Anwalten und der jeweiligen
Zusatzversorgungskasse (hier VBL) unabhéngige - umfangreiche Expertisen,
Nachprifungen und Einordnungen der Zusatzversorgungssituation des/der
Versicherten erstellt wurden. Die jeweils ausgetauschten Schriftsatz-Einlassungen
von Klagern bzw. der VBL enthielten die hier als Tabellen zusammengefassten
Beispiele aus gerichtlichen Verfahren und deren Entgegnungen durch die
Zusatzversorgungskasse.

Aus derartigen ,Benachteiligungs”-Konstruktionen ist aber kein Gleichheitsverstol3 im
Sinne des Grundgesetzes ableitbar (siehe OLG KA 12 U 106/20; OLG KA 12 U
112/20, juris). Zu ausfuhrlichen einordnenden Details zur N&aherungsrente sei
verwiesen auf einen Standpunkt (dort Kapitel 2.4) vom Marz 2022.>°

%6 http://www.startgutschriften-arge.de/3/SP_Lernkurve Zoed.pdf



http://www.startgutschriften-arge.de/3/SP_Lernkurve_Zoed.pdf
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Details zu LG KA Fillen (M3herungsrente) Teil 1
gef.
hochgerech
nete
entnommen aus gesetzl.| BfA/DRV - reale
Schriftsatzen zu| Ndherungs- Anwart-| gesetzliche
Verfahren rente schaft] Rente zum Renten-
des LG Berlin MR| 31.12.2001 65. L eintritt
OLG KA12 U101 /04] 1.415,01€ o0d,02€] 1.880,55€ 01.05.2018
OLG KA 12 U 102/04] 1.58845€] 1.105,00€] 1.619,21€ 01.03.20104
OLG KA 12U 129/04| 1.600,50€] 1.007,16€| 2.446,40€ 01.02.2019
1660,13 €
zum
OLG KA 12 U 203/04] 1.460,18€ 038,43 € 63. 1 01.01.2016
1867,18 €
zum
OLG KA 12 U 258/04] 1.567,00€] 1.048,14€] 62.L42M 01.12.2015
1689,05 €
OLG KA 12U 261 04| 1.484,87 € 750,61 € DRV-Info
OLG KA 12 U 265/04] 1.206,74 € 505,62 € 7 "

Tabelle 20: Beispiele aus Klageverfahren 2004 zur Naherungsrente

Beispiel: OLG KA 12 U 102/04
Behauptung einer Benachteiligung durch die Naherungsrente und deren Entgegnung

Behauptung:

< (NR) minus <BfA/DRV-Rentenanwartschaft zum 31.12.2001 > sei 483,36 € und die
Naherungsrente tberschreite die erzielte gesetzliche Rente um 43,74 % zu Lasten
der Versicherten. Daher sei die Versicherte sehr benachteiligt durch die
Néaherungsrente.

Unterlassen wurde jedoch die Hochrechnung der gesetzlichen Rente auf das 65. LJ.
Denn:

Die gesetzliche Rente zum 65. LJ betrug 1.619,21 €. Sie ist damit grof3er als die
Naherungsrente von 1.588,45 €. Es wird also von der Nettogesamtversorgung (NGV)
weniger abgezogen als beim Ansatz der realen gesetzlichen Rente von 1.619,21 €
zum 65. LJ. Damit erhoht sich die Voll-Leistung (VL) der Versicherten und damit
auch der Formelbetrag nach 8§ 18 Abs. BetrAVG n.F.
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Details zu LG KA Fillen (Ndherungsrente) Teil 2

ges. Rente
bei realem| hochgerech
entnommen aus gesetzl. (aber nete
Schriftsdtzen zu| Ndherungs-| vorzeitigem)| gesetzliche
Verfahren rente Eintritts| Rente zum Renten-
des LG Berlin NR datum 65. L eintritt
DRV-Auskunft
zum 31.12.2010
LG KAGOROf19| 1.572,08€ 1.141,30€] 2.360,72€ um 45. U
LG KAGO124/19| 1.500,28 € 1.211,34€] 1.804,85€ 01.06.2009
LG KAGO126/19| 1.230,40€ 1.036,04€] 1.386,19€ 01.05.2011
LG KAGO129/19| 1.260,92€ 1.036,04€] 1.317,20€ 01.07.2008
LG KAGO136/19| 1.059,33€ 245 45€] 1.18348€ 01.01.2014
01.11.2008
LG KAGO143/19| 1.255,03€ 1.119,07 €] 1.364,72€ rum 60. U
01.02.2010)
LG KAGO144/19] 1.153,47€ Q78,77 €] 1.193,62€ rum 60. U
LG KAGO152/19] 1.336,52€ 1.345,64€] 1.476,32€ 01.yy2013
01.05.2012
LG KA GO 196/19| 1.380,80€ 1.291,32€] 1.406,38€ um 61. U
13 Jahre
LG KA 6 0 197/19 069,02 € 809,42 € 809,42 € DRV-Liicke !!
01.08.2010)
LG KA GO 20319 1.480,19€ 1.272,23 €] 1.655,33€ um 63. U
LGKAGO212{19| 1.519,05€ 078,43 €] 1.826,44€ 01.01.2003
LG KA GO 220/19| 1.566,86 € 1.398,16€] 1.567,44€ 01.08.2010)
zum 65. LI minus
29 Monate
LG KAGO247/19] 1.493,01€ 1.270,75€] 1.519,52€ rum 60. U
LG KAGO277/19| 1.600,50€ 1.476,54€] 1.716,14€ 01.11.2013
01.08.2012
20 Jahre
LG KA 6 O 288/19 037,27 € 1.119,07 € 607,56 € DRV-Liicke !!
01.11.2012
LG KA GO 298/19| 1.201,41€ 046,86 €] 1.264,81€ um 61. U
01.12.2009
LG KA GO 318/19] 1.501,03 € 1.362,95€] 1.527,97€ rum 60. U
01.01.2004
LG KA GO 333/19] 1.573,02€ 1.398,55€] 1.942,32€ um 57. U
01.12.2014
LG KA 6 O 346/19| 1.600,50 € 1.357,70€] 1.622,34€ um 62. U
01.12.2009
LG KA G O 388/19| 1.027,15€ 852,53 ¢ 1.112,23€ rum 60. U

Tabelle 21: Beispiele aus Klageverfahren 2019 zur Naherungsrente
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Anlage C: Auszug aus 8§ 41 BetrAVG a.F.

(1) Gesamtversorgung ist der sich nach Absatz 2 ergebende Vomhundertsatz
des gesamtversorgungsfahigen Entgelts.

(2) 'Der Vomhundertsatz betragt fiir jedes Jahr der gesamtversorgungsféahigen
Zeit 1,875 v. H., insgesamt jedoch hdchstens 75 v. H. (Bruttoversorgungssatz).
’Er ist auf zwei Stellen nach dem Komma gemeiniiblich zu runden. *Der
Bruttoversorgungssatz vermindert sich fur jeden Kalendermonat, fir den der
Zugangsfaktor nach 8 77 SGB VI herabgesetzt ist bzw. in den Féllen des § 39
Abs. 2 herabgesetzt ware, um 0,3 v. H., in den Fallen des 8§ 39 Abs.1 Satz
1 Buchst. e und Abs. 2 Satz 1 Buchst. e hdchstens jedoch um 10,8 v. H. “Der
Bruttoversorgungssatz betragt mindestens 35 v. H. des gesamtversorgungs-
fahigen Entgelts. *Hatte der Pflichtversicherte bei Eintritt des Versicherungsfalles
das 50. Lebensjahr vollendet und ist die nach 8§ 42 Abs. 1
gesamtversorgungsfahige Zeit kirzer als die Zeit von der Vollendung des 50.
Lebensjahres bis zum Eintritt des Versicherungsfalles, betragt der
Bruttoversorgungssatz fir jedes Jahr der gesamtversorgungsfahigen Zeit 1,6 v.
H.; die Satze 2 und 3 sind anzuwenden, die Satze 1 und 4 gelten nicht.

(2a) Die Gesamtversorgung ist auf den sich aus Absatz 2b ergebenden
Vomhundertsatz des nach Absatz 2c zu errechnenden fiktiven
Nettoarbeitsentgelts begrenzt.

(2b) 'Der Vomhundertsatz betragt in den Fallen des Absatzes 2 Satz 1 fiir jedes
Jahr der gesamtversorgungsfahigen Zeit 2,294 v.H., insgesamt jedoch héchstens
91,75 v.H.(Nettoversorgungssatz). “Er ist auf zwei Stellen nach dem Komma
gemeiniblich zu runden. *In den Fallen des Absatzes 2 Satz 3 vermindert sich
auch der Nettoversorgungssatz fir jeden Monat um 0,3 v. H. “‘Der
Nettoversorgungssatz betréagt mindestens 45 v. H. °In den Féllen des Absatzes 2
Satz 5 betragt der Nettoversorgungssatz 1,957 v. H. fiur jedes Jahr der
gesamtversorgungsfahigen Zeit. °Die Sétze 2 und 3 sind anzuwenden, die Satze
1 und 4 gelten nicht.

(2c) 'Das fiktive Nettoarbeitsentgelt ist dadurch zu errechnen, dass von dem
gesamtversorgungsfahigen Entgelt

a) bei einem am Tag des Beginns der Versorgungsrente (8 62) nicht
dauernd getrennt lebenden verheirateten Versorgungsrenten-berechtigten
sowie bei einem Versorgungsrentenberechtigten, der an diesem Tag
Anspruch auf Kindergeld oder eine entsprechende Leistung flr mindestens
ein Kind hat, der Betrag, der an diesem Tag als Lohnsteuer nach
Steuerklasse 111/0 zu zahlen ware,

b) bei allen Ubrigen Versorgungsrentenberechtigten der Betrag, der am
Tag des Beginns der Versorgungsrente als Lohnsteuer nach Steuerklasse 1/0
zu zahlen wére,

sowie

c) die Betrage, die als Arbeitnehmeranteile an den Beitrdgen zur gesetzlichen
Krankenversicherung, zur sozialen Pflegeversicherung, zur gesetzlichen
Rentenversicherung sowie nach dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch nach
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MalRgabe der am Tag des Beginns der Versorgungsrente geltenden
Beitragssatze und Beitragsbemessungsgrenzen zu zahlen waren,
d) der Betrag, der sich auf der Grundlage des gesamtversorgungsfahigen
Entgelts nach 8 8 Abs. 1 Satz 2 Versorgungs-TV als Beitrag des
Pflichtversicherten an der Umlage bei unterstellter Pflichtversicherung im
Tarifgebiet West ergeben wirde,
und
e) 20 v.H. des um 89,48 Euro verminderten Betrages, der sich auf der
Grundlage des gesamtversorgungsfahigen Entgelts als vom Arbeitgeber
getragene Umlage nach § 8 Abs. 1 Satz 2 Versorgungs-TV ergeben wirde,

abgezogen werden.

’Lohnsteuer im Sinne dieser Satzung ist die Lohnsteuer fir Monatsbeziige
(zuzuglich des Solidaritatszuschlags) - ausgenommen die Kirchenlohnsteuer;
zugrunde zu legen ist die allgemeine Lohnsteuertabelle. *Arbeitnehmeranteile im
Sinne des Satzes 1 Buchst. ¢ sind die Betrage, die als Arbeitnehmeranteile zu
zahlen waren, wenn der Versorgungsrentenberechtigte in der Kranken-
versicherung, der sozialen Pflegeversicherung, der Rentenversicherung und
nach dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch versicherungspflichtig und mit dem
gesamtversorgungsfahigen  Entgelt  beitragspflichty  ware.  “Fur  den
Krankenversicherungsbeitrag ist der nach 8 106 Abs. 2 Satze 2 bis 4 SGB VI
jeweils malRgebende Beitragssatz zugrunde zu legen.
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Anlage D: Pressemitteilung zu BGH 1V ZR 120/22

Zusatzversorgung der Angestellten und Arbeiter im o6ffentlichen Dienst:
Bundesgerichtshof bestatigt Wirksamkeit der im Marz 2018 erneut geédnderten
Startgutschriftenregelung der Versorgungsanstalt des Bundes und der Lander
(VBL) fur rentenferne Versicherte

Ausgabejahr 2023
Erscheinungsdatum 20.09.2023

Nr. 161/2023
Urteil vom 20. September 2023 - IV ZR 120/22

Der unter anderem fur das Versicherungsvertragsrecht zustéandige IV. Zivilsenat des
Bundesgerichtshofs hat mit heute verkiundetem Urteil die Wirksamkeit der im Marz 2018
erneut geénderten  Startgutschriftenregelung  fur  rentenferne  Versicherte  der
Versorgungsanstalt des Bundes und der Lander (VBL) bestétigt.

Hintergrund:

Die VBL hat die Aufgabe, Angestellten und Arbeitern der an ihr beteiligten Arbeitgeber des
offentlichen Dienstes im Wege privatrechtlicher Versicherung eine zusatzliche Alters-,
Erwerbsminderungs- und Hinterbliebenenversorgung zu gewahren. Mit Neufassung ihrer
Satzung (VBLS) vom 22. November 2002 stellte die VBL ihr Zusatzversorgungssystem
rickwirkend zum 31. Dezember 2001 (Umstellungsstichtag) von einem an der
Beamtenversorgung orientierten Gesamtversorgungssystem auf ein auf dem Punktemodell
beruhendes, beitragsorientiertes Betriebsrentensystem um.

Die neugefasste Satzung enthalt - auf der Grundlage entsprechender tarifvertraglicher
Vereinbarungen - Ubergangsregelungen zum Erhalt von bis zur Systemumstellung
erworbenen Rentenanwartschaften. Diese werden als so genannte Startgutschriften den
Versorgungskonten der Versicherten gutgeschrieben. Dabei werden Versicherte, deren
Versorgungsfall zum Umstellungsstichtag noch nicht eingetreten war, in rentennahe und
rentenferne Versicherte unterschieden. Grundséatzlich ist rentenfern, wer am 1. Januar 2002
das 55. Lebensjahr noch nicht vollendet hatte. Das betraf zum Umstellungsstichtag ca. 1,7
Mio. Versicherte.

Die Startgutschrift rentenferner Versicherter nach § 79 Abs. 1 VBLS i.V.m. § 18 Abs. 2
BetrAVG wird - vereinfacht dargestellt - in zwei Rechenschritten ermittelt: In einem ersten
Rechenschritt wird die so genannte Voll-Leistung berechnet, die die vom Versicherten bei
der VBL maximal erzielbare, fiktive Vollrente beschreibt. Dazu wird von der dem
Versicherten zum Umstellungsstichtag fiktiv zustehenden Gesamtversorgung, der so
genannten Hochstversorgung, dessen voraussichtliche Grundversorgung, d.h. seine
gesetzliche Rente, in Abzug gebracht. In einem zweiten Schritt wird rentenfernen
Versicherten als Startgutschrift zunéchst fir jedes Jahr ihrer Pflichtversicherung in der
Zusatzversorgung des offentlichen Dienstes anteilig ein Prozentsatz (sog. Anteilssatz) dieser
Voll-Leistung gutgeschrieben.

Der Anteilssatz betrug zunachst 2,25 %. Diese Ubergangsregelung erklarte der IV. Zivilsenat
des Bundesgerichtshofs mit Urteil vom 14. November 2007 (IV ZR 74/06) wegen eines
VerstofRes gegen den allgemeinen Gleichheitssatz aus Art. 3 Abs. 1 GG fir unverbindlich
und beanstandete insbesondere eine gleichheitswidrige Benachteiligung von Versicherten
mit langen Ausbildungszeiten (dazu BGH-Pressemitteilung 173/2007). Daraufhin erganzten
die Tarifvertragsparteien und ihnen folgend die VBL die Startgutschriftenregelung um eine
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Vergleichsberechnung in § 79 Abs. 1a VBLS, die unter naher geregelten Voraussetzungen
zu einer Erhdhung der bisherigen Startgutschriften rentenferner Versicherte fihren konnte.
Mit Urteil vom 9. Marz 2016 (IV ZR 9/15) entschied der [IV. Zivilsenat des
Bundesgerichtshofs, dass die solcherart gednderte Ubergangsregelung weiterhin zu einer
gegen Art. 3 Abs. 1 GG verstoRenden Ungleichbehandlung filhre und deshalb ebenfalls
unverbindlich sei (dazu BGH-Pressemitteilung 53/2016).

Mit Anderungstarifvertrag von Juni 2017 einigten sich die Tarifvertragsparteien darauf, im
Rahmen der Ermittlung der Startgutschrift den bisherigen Anteilssatz von 2,25 % durch einen
variablen Anteilssatz zu ersetzen. Dieser betrdgt, in Abh&ngigkeit von den
Pflichtversicherungszeiten, die der jeweilige Versicherte bis zum Eintritt des 65. Lebensjahrs
erreichen kann, zwischen 2,25 % und 2,5 %. Die VBL Ubernahm diese Neuregelung mit
Wirkung zum Méarz 2018 in § 79 Abs. 1 Satz 3 bis 8 ihrer Satzung.

Sachverhalt und bisheriger Prozessverlauf:

Die hiesige Klagerin ist rentenferne Versicherte bei der beklagten VBL und bezieht von
dieser seit August 2014 eine Versorgungsrente. Sie halt auch die nochmals ge&nderte
Ubergangsregelung fir unwirksam und erstrebt eine nach dem vor der Systemumstellung
geltenden Satzungsrecht ermittelte Rente, hilfsweise eine abweichende Berechnung ihrer
Startgutschrift unter Beriicksichtigung verschiedener ihr gunstiger Berechnungsgrundlagen
und aulRerst hilfsweise die Feststellung der Unverbindlichkeit der ermittelten Startgutschrift.
Ihre Klage ist in beiden Vorinstanzen erfolglos geblieben. Das Berufungsgericht hat die
nunmehrige Ubergangsregelung fur wirksam gehalten und insbesondere einen VerstoR der
Startgutschriftenregelung gegen Art. 3 Abs. 1 GG sowie eine Diskriminierung rentenferner
Versicherter wegen ihres Lebensalters und ihres Geschlechts verneint.

Entscheidung des Bundesgerichtshofs:

Der IV. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat in einer Grundsatzentscheidung vom heutigen
Tag die Revision der Klagerin gegen das Berufungsurteil zuriickgewiesen. Das
Berufungsgericht hat ohne Rechtsfehler angenommen, dass die fur rentenferne Versicherte
getroffene Ubergangsregelung wirksam ist. Die Klagerin hat keinen Anspruch auf eine
anderweitige Berechnung ihrer Startgutschrift.

Es begegnet keinen rechtlichen Bedenken, dass bei der Ermittlung der Startgutschrift fur die
Berechnung der Voll-Leistung die von der Hochstversorgung in Abzug zu bringende
voraussichtliche gesetzliche Rente des Versicherten nicht individualisiert, sondern nach dem
bei der Berechnung von Pensionsriickstellungen allgemein zuldssigen Verfahren (dem so
genannten Naherungsverfahren) zu ermitteln ist.

Die Anwendung des Naherungsverfahrens verstol3t namentlich nicht gegen den allgemeinen
Gleichheitssatz. Zwar kann sich die Anwendung des Naherungsverfahrens im Vergleich zu
einer individualisierten Berechnung der fiktiven gesetzlichen Rente ungtinstig auswirken. Die
mit dieser Ungleichbehandlung im Einzelfall verbundenen Harten und Ungerechtigkeiten sind
aber hinzunehmen. Insbesondere bei der Ordnung von Massenerscheinungen und der
Regelung hochkomplizierter Materien, wie der Zusatzversorgung im offentlichen Dienst,
kénnen typisierende und generalisierende Regelungen zuldssig sein. Ohne Rechtsfehler ist
das Berufungsgericht davon ausgegangen, dass die ausschlieBliche Anwendung des
Néherungsverfahrens die verfassungsmaligen Grenzen einer zulassigen Typisierung und
Standardisierung einhalt.

Die Anwendung des Naherungsverfahrens bewirkt ferner keine unzulassige Benachteiligung
wegen des Geschlechts. Insbesondere liegt keine unzulédssige Benachteiligung weiblicher
rentenferner Versicherter vor. Die Feststellungen des Berufungsgerichts zeigen, dass sich
die Anwendung des Naherungsverfahrens nicht auf einen signifikant hoheren Anteil der
weiblichen Versicherten unginstig auswirkt. Infolge von Licken in der Erwerbsbiografie,
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etwa aufgrund von Kinderbetreuungszeiten, benachteiligte weibliche (und mannliche)
Versicherte werden zudem dadurch beginstigt, dass bei der Berechnung der
Gesamtversorgung zu ihren Gunsten ebenfalls eine liickenlose Erwerbsbiografie unterstellt
wird.

Aus Rechtsgriinden ist ebenfalls nicht zu beanstanden, dass der Startgutschriftenermittiung
nunmehr ein gleitender Anteilssatz von 2,25 % bis 2,5 % fur jedes Jahr der
Pflichtversicherung zugrunde liegt. Durch die Einfihrung des gleitenden Anteilssatzes
kénnen bei einem angenommenen Renteneintritt mit 65 Lebensjahren nunmehr - anders als
noch nach der Vorgéngerregelung - auch Versicherte mit einem Diensteintrittsalter zwischen
20 Jahren und sieben Monaten und 25 Jahren theoretisch eine Startgutschrift von 100 % der
Voll-Leistung und damit die hdchstmogliche Versorgung erreichen. Damit entfallt
insbesondere die bisherige Benachteiligung von Versicherten mit langeren
Ausbildungszeiten, die nach einem Studium oder einer Ausbildung aul3erhalb des
Offentlichen Dienstes Ublicherweise bis zum 25. Lebensjahr in den &ffentlichen Dienst
eintreten.

Es versto3t weder gegen den allgemeinen Gleichheitssatz noch bewirkt es eine unzuldssige
Benachteiligung wegen des Alters, dass Versicherten mit einem Eintrittsalter von mehr als 25
Jahren infolge der Deckelung des Anteilssatzes auf 2,5 % weiterhin die hdchstmdgliche
Versorgung auch theoretisch nicht erreichen kénnen. In Anbetracht eines typischen
Erwerbslebens von mindestens 40 Jahren ist es nicht zu beanstanden, dass Versicherte die
hochstmdgliche Versorgung lediglich unter der Voraussetzung einer erreichbaren
Pflichtversicherungszeit von mindestens 40 Jahren erzielen kdnnen. Dies gilt auch, soweit
diese Versicherten keine Erhdhung der Startgutschrift nach § 79 Abs. 1a VBLS erhalten. Wie
das Berufungsgericht zutreffend ausgefihrt hat, wird die Regelung in § 79 Abs. 1la VBLS
lediglich im Hinblick auf das schitzenswerte Vertrauen derjenigen Versicherten
aufrechterhalten, denen nach der bisherigen Vergleichsberechnung noch ein Zuschlag
zustent.

Der gleitende Anteilssatz bewirkt ferner keine neue unzulassige Ungleichbehandlung wegen
des Alters der vor Vollendung des 25. Lebensjahres in den 6ffentlichen Dienst eingetretenen
Versicherten. Zwar fallt fir diese Versicherten der gleitende Anteilssatz - begrenzt auf
mindestens 2,25 % - desto kleiner aus, je jinger sie in den 6ffentlichen Dienst eingetreten
sind. Das bewirkt jedoch unter Beriicksichtigung des weiten Gestaltungsspielraums der
Tarifvertragsparteien keine unzuldssige Diskriminierung wegen des Alters, sondern wahrt
das der betrieblichen Altersversorgung im offentlichen Dienst zugrundeliegende Prinzip, die
Betriebstreue des Versicherten im 6ffentlichen Dienst zu honorieren.

Die Ubergangsregelung fiir rentenferne Versicherte ist schlieRlich auch unter dem
Gesichtspunkt der Verteilungsgerechtigkeit nicht zu beanstanden. Eine einseitige Belastung
bestimmter Versichertengruppen wie bei der friheren Ubergangsregelung liegt nicht mehr
vor.

Vorinstanzen:

Landgericht Karlsruhe - Urteil vom 29. Mai 2020 - 6 O 184/19

Oberlandesgericht Karlsruhe - Urteil vom 17. Marz 2022 - 12 U 106/20

Die mal3geblichen Vorschriften lauten:

§ 79 VBLS:

(1) 'Die Anwartschaften der am 31. Dezember 2001 schon und am 1. Januar 2002 noch

Pflichtversicherten berechnen sich nach 8§ 18 Abs. 2 BetrAVG, soweit sich aus Absatz 2
nichts anderes ergibt. ... *Bei Anwendung von Satz 1 ist an Stelle des Faktors von 2,25 v. H.
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nach § 18 Abs. 2 Nr. 1 Satz 1 BetrAVG der Faktor zu bertcksichtigen, der sich ergibt, indem
100 v. H. durch die Zeit in Jahren vom erstmaligen Beginn der Pflichtversicherung bis zum
Ende des Monats, in dem das 65. Lebensjahr vollendet wird, geteilt werden. “Die Zeit in
Jahren wird aus der Summe der (Teil-)Monate berechnet. °Ein Teilmonat wird ermittelt,
indem die Pflichtversicherungszeit unabhéngig von der tatsachlichen Anzahl der Tage des
betreffenden Monats durch 30 dividiert wird. °Die sich nach Satz 4 und 5 ergebenden Werte
werden jeweils auf zwei Nachkomma-stellen gemeiniiblich gerundet. "Der sich nach Satz 3
durch die Division mit der Zeit in Jahren ergebende Faktor wird auf vier Nachkommastellen
gemeiniiblich gerundet. ®Der Faktor betragt jedoch mindestens 2,25 v. H. und héchstens 2,5
v. H.

(1a) 'Bei Beschéftigten, deren Anwartschaft nach Absatz 1 (rentenferne Jahrgénge)
berechnet wurde, wird auch ermittelt, welche Anwartschaft sich bei einer Berechnung nach §
18 Abs. 2 BetrAVG unter Bericksichtigung folgender MalRgaben ergeben wirde:

1. 'Anstelle des Vomhundertsatzes nach § 18 Abs. 2 Nr. 1 Satz 1 BetrAVG wird ein
Unverfallbarkeitsfaktor entsprechend § 2 Abs. 1 Satz 1 BetrAVG errechnet. “Dieser wird
ermittelt aus dem Verhaltnis der Pflichtversicherungszeit vom Beginn der Pflichtversicherung
bis zum 31. Dezember 2001 zu der Zeit vom Beginn der Pflichtversicherung bis zum Ablauf
des Monats, in dem das 65. Lebensjahr vollendet wird. *Der sich danach ergebende
Vomhundertsatz wird auf zwei Stellen nach dem Komma gemeinublich gerundet und um 7,5
Prozentpunkte vermindert.

2. YIst der nach Nummer 1 Satz 3 ermittelte Vomhundertsatz héher als der ohne Anwendung
des Absatzes 1 Satz 3 nach § 18 Abs. 2 Nr. 1 Satz 1 BetrAVG berechnete Vomhundertsatz,
wird fur die Voll-Leistung nach § 18 Abs. 2 BetrAVG ein individueller Brutto- und
Nettoversorgungssatz nach 8§ 41 Abs. 2 und 2b d.S.a.F. ermittelt. ...

2Ist die unter Berucksichtigung der MalRgaben nach den Nummern 1 und 2 berechnete
Anwartschaft hoher als die Anwartschaft nach Absatz 1, wird der Unterschiedsbetrag
zwischen diesen beiden Anwartschaften ermittelt und als Zuschlag zur Anwartschaft nach
Absatz 1 bertcksichtigt. ...

§ 18 Betriebsrentengesetz (BetrAVG)

(2) Bei Eintritt des Versorgungsfalles vor dem 2. Januar 2002 erhalten die in Absatz 1
Nummer 1 und 2 bezeichneten Personen, deren Anwartschaft nach § 1b fortbesteht und
deren Arbeitsverhdltnis vor Eintritt des Versorgungsfalles geendet hat, von der
Zusatzversorgungseinrichtung aus der Pflichtversicherung eine Zusatzrente nach folgenden
MalRRgaben:

1. 'Der monatliche Betrag der Zusatzrente betragt fur jedes Jahr der aufgrund des
Arbeitsverhéltnisses bestehenden Pflichtversicherung bei einer Zusatzversorgungs-
einrichtung 2,25 vom Hundert, hdchstens jedoch 100 vom Hundert der Leistung, die bei dem
hdchstmdglichen Versorgungssatz zugestanden hétte (Voll-Leistung). ...

URL:
https://www.bundesqgerichtshof.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2023/2023161.html
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Anlage E: Irritation um die Daten zu BGH IV ZR 120/22

Ratselraten versus Verifikation anhand von Bescheiden

Ein Ratselraten um das korrekte VBL—Eintrittsdatum gemal} der Startgutschrift der
Klagerin und die vermutete Inkompatibilitdtt des entsprechenden Datums im
Begriindungstext des BGH Urteils hatte sich eigentlich vermeiden lassen, wenn der
Bescheid der Startgutschrift vorgelegen hatte. Da das jedoch nicht der Fall war, ist
man leider auf Vermutungen und logische Plausibilitdtsiiberlegungen angewiesen.

Die Angaben aus Kap. 4.1 und 4.2.2 sind anzupassen, wenn man den zwei Angaben
aus dem Begrindungstext des BGH-Urteils folgt:

RdNr. 1:

Die am 16. Juli 1949 geborene Klagerin wendet sich gegen die Berechnung ihrer
Startgutschrift in der Zusatzversorgung des Offentlichen Dienstes...

RdNr. 1:

Die Klagerin trat am 8. April 1991 in den 6ffentlichen Dienst ein.

Es ist anzunehmen, dass das Geburtsdatum der Klagerin richtig ist. Aus dem
zitierten obigen VBL — Eintrittsdatum im BGH-Urteil folgt jedoch unwiderlegbar eine
Abweichung von den in den Vorinstanzen angegebenen Startgutschriftdaten.

Beweis:

In Kap. 4.2.1 ist zunachst nachweislich zur fiktiven Naherungsrente (NR) das
zugehdrige fiktive gesamtversorgungsfahige Entgelt (QvE) bestimmt worden. Daraus
lassen sich — voéllig unabhéngig von Diskussionen um das VBL-Eintrittsdatum -
anhand von 8§ 41 VBLS a.F. das fiktive Nettoentgelt, die fiktive
Nettogesamtversorgung (NGV) und schlie3lich die Voll-Leistung (VL) fur die fiktiven
Steuerklassen 1/0 bzw. 111/0 ermitteln.

I III/O
maligebliche Gesamtversorgung =Min(NGV BGV) 1.67240€] 1.86919 €
abziiglich Rente nach Maherungsverfahren: 138245€] 138245€
Unterschiedsbetrag (Voll-Leistung nach § 18 Abs 2 Nr. 1 BetrAVG): 189,95 € 486,74 €

Tabelle 22: Voll-Leistung (VL) im Klagefall
Nach Kap 4.2.2 qilt:
Die Anwartschaft aus Versorgungspunkten (VP) basiert entweder auf der

Mindestrente nach Beitragen (M-Rente), der Mindeststartgutschrift (M-STG)
oder dem Formelbetrag (F-STG).
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M-Rente und M-STG sind unabhangig von einer fiktiven Steuerklasse. Es kommt
also nur auf den Formelbetrag (F-STG) an, um die fiktive Steuerklasse zu
bestimmen, die der Startgutschrift der Klagerin zugrunde gelegen hat.

Der Formelbetrag (F-STG), also die ,Anwartschaft nach Betriebsrentengesetz®, ist
ein Produkt.

F-Betrag (F-STG) = [Voll-Leistung (VL) x pVS] =

= [Nettogesamtversorgung(NGV) minus Naherungsrente(NR)] x personlicher
Versorgungssatz (pVS)), wobei

pVS =m x 2,25 % nach alter STG - Regelung.

Man kennt im vorliegenden Fall inzwischen nach Tabelle 7 die GrofR3en

NGV(]) =91,75% x 1.713,79 €
NGV(IIl) = 91,75 % x 2.037,26 €

1.572,40 € bei der fiktiven Steuerklasse 1/0
1.869,19 € bei der fiktiven Steuerklasse 111/0

bei Annahme eines Gesamtbeschaftigungsquotienten (GBQ) = 1,0 und
NR =1.382,45 €
Es gibt also zwei Mdglichkeiten fir den Formelbetrag (F-Betrag)

F-STG(II) = [NGV(II) = NR] X pVS = [NGV(Ill) = NR] X m X 2,25%
F-STG(l) =[NGV(I)=NR] xpVS =[NGV()-NR] x m X 2,25%

Man setzt nun in diese beiden Formeln bei F-STG testweise die Anwartschaft nach
Betriebsrentengesetz in Euro ein, also z.B. F-STG(lll) = 29,87 VP x 4 € = 119,48 €
und l6st die Formeln nach (m) auf.

Nach Angaben der Gerichte fand der VBL-Eintritt statt zwischen dem 01. Januar
1991 und dem 31. Dezember 1991. Fur die Zeitspanne bis zum 31.12.2001 bedeutet
das, dass hochstens zwischen m=121 und m=132 mit Umlagen belegte
Pflichtversicherungsmonate (m) in der VBL erbracht worden sein kdnnen.

Daraus folgt, dass m zwischen 10,08 = 121/12 Jahren und 11 = 132/12 Jahren
liegen muss. Nach Tabelle 22 gilt also

m = [F-STG(IIl) / (NGV(IIl) = NR)] / 2,25% =
= [119,48 € /(1.869,19 € - 1.382,45 €)] /0,0225 = [119,48 / (486,74)] /0,0225

=[10,91 Jahrel bei der Annahme der fiktiven Steuerklasse 111/0 °’

> (m)=10,91 Jahre ist die einzige Mdglichkeit, die Pflichtversicherungsjahre(m) bis zum 31.12.2001 aus
den Daten der Gerichte und der Formel F-STG(111) = (NGV(I11) — NR) x (m x 2,25%0) rein rechnerisch zu
ermitteln, ohne den Startgutschriftbescheid vorliegen zu haben!
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(rein rechnerisch aus der o.a. Formel entwickelt (ggf. mit Excel — Rundungen),
da die exakte GroR3e (m) aus dem Startgutschriftbescheid ja nicht vorliegt.

Der personlich erdiente Versorgungssatz (pVS) zum 31.12.2001 betragt dann nach
alter STG - Regelung

pvVS=m x2,25% =10,91 x 2,25 % = 24,5475 %, also rund 24,55 %

Berechnung von alter und neuer Startqutschrift mit Eintrittsdatum 08.04.1991:

Gibt man das VBL-Eintrittsdatum 08.04.1991 gemafl BGH - Urteil fur die
urspringliche Startgutschrift ein, so ergibt sich:

Eingabemaske fiir eine rentenferne Startgutschrift (altes Verfahren und neues Verfahren mit Zuschlag)
Frau N.N.
Hinweis: Individuelle Daten s3ind nor in die granen Felder der Datenspalten C und D zu schreiben.
Alle anderen Zellen und Blitter sind geschiitzt, um das Uberschreiben von Formeln und Zellbeziigen zu
A B C D

geschatzt/rickgerechnet

aus Daten im Urteil OLG KA 12 U 106/20

Lfd. NWr. |fiktive Berechnung zum Fall BGH IV ZR 120/22 Fran N.N.
1|Geburtsdatum: 16.07.15459 aus BGH Infos
2|Stichtag: 31.12.2001
4|Rentenbeginn (mit 65 J + O M !!))am 01.08.2014: 01.08.2014 aus BGH Infos
5|ZVE-Pflicht ab: 08.04.1991 aus BGH-Urteil
6lm = erreichte ZVE-Monate bis Stichtag: 128,77 125,00
T7ln = erreichbare ZVE-Monate bis 01.08.2014: 279,717
8|lg = ZVE-Monate 01.01.2002 bis 01.08.2014: 151,00
Sm in Jahren: i0,73
10|n in Jahren: 23,31 daraus: 4,2900=100/n
11|qg in Jahren: 12,58
12|Eintrittsalter in ZVK in Jdahren(J) , Monaten (M) : 41 J 8 M
13|Gesamtbeschaftigungsguotient (GBQ): 1,00
14|Umlagesatz ZVE Arbeitgeberanteil (AG) : 6,45%
15|Umlagesatz ZVK Arbeitnehmeranteil (AN): 1,25%
16|Falls Hochrechnung der Startgutachrift auf &5+0 LJ
gewiinacht, wird das zv Jahresentgelt won 2002 bendtigt.
17|Ansonsten wird hier 0,00 € eingesetzt.

Cesamtversorgungsfihiges Entgelt (gvE) eingeben: errechnet aus fiktiver
18| (gekiirztes gvE eingeben, wenn GBQ < 1 !111) 6.066,97 DM| 3.101,99 €|NRentevon 1.38245 €
19|gvE muss unter 19.213,35 DM = 10.130,68 £ lisgen | [
geschatzt:
20|Mindestrente nach § 18 Bbs. 2 Nr. 4 BetrlAVG 229,84 DM 117,52 £]= (11 x 0.3444100) x gvE
Mindeststartgutschrift § % Abks. 3 ATV
= falls m»=20; wolle Jahre bis zum Stichtag x 1,84 VP
21| xGBQ x4 € 0,00 €/=0Jx184VPx4€
Hinweis  Lfd. Nr. 5 und &: Eingabe Beginn der ZVK-Fflicht bzw. des malkgeblichen Zeitraums m (in Monaten) manuell aus der Startgutschrift.
Hinweis  Lfd. Nr. 13 Eingabe des makgeblichen Gesamtbeschaftigungsquetienten (GBQ) manuell aus der Startgutschrift.

Hinweis  Lfd. Nr. 18 und 20: Eingabe des mafkgeblichen Entgelts in DM manuell aus der Startgutschrift.

Tabelle 23: Eingabemaske fur STG bei VBL-Eintritt am 08.04.1991 nach BGH

Unwiderlegbar liegen jedoch zwischen dem 08.04.1991 und dem 31.12.2001
hochstens 129 Monate (=10,75 Jahre) und die Versicherte ist am 08.04.1991 41
Jahre und 8 Monate alt. Da die Versicherte erst am 08.04.1991 beginnt sind es
sogar nur 128,77 Pflichtversicherungsmonate (= 10,73 Jahre) bis zum 31.12.2001.
Dann wiurde fur den personlichen Versorgungssatz (pVS) gelten:

pvVS=m x2,25% =10,73 x 2,25 % = 24,1425 %, also rund 24,14 %
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Mit diesem personlichen Versorgungssatz ergibt sich die Rentenanwartschaft aus
der urspringlichen Startgutschrift zu 117,52 € ( = 29,38 VP) statt der Anwartschaft
aus dem vorinstanzlichen Urteil LG KA 6 O 184/19 (RdNr. 13) in H6he von 119,48 €
(=29,87 VP) (siehe auch Anfang von Kap. 4.1 dieses Standpunkts).

Ermittlung der Startgutschrift (alt)
Startgutschrift
Frau N.N. rentenfern
(alt)
Lfd. Mr. Fiktive Arbeitsentgelte und Versorgungssitze
StKl. StKI.
1 1 /o
2|maRgebliches Vollzeit gv Bruttoarbeitsentgelt pro Monat: 310199 €[ 3101,99€
3|malgebliches Vollzeit  Mettoarbeitsentgelt pro Monat: 1.713,79€| 203726 €
4|persdnlicher Brutto-Versorgungssatz = GBQ x 75,00 % - 75,00% 75,00%
5| persanlicher Netto-Versorgungssatz = GBQ x 91.75 % : 91,75% 91,75%
6|fikt. Vollzeitnetto x persdnlicher Nettoversorgungssatz: 1.572,40 €] 1.869,19 £|Nettog ersorgung (NGV)
T|fikt. Vollzeitbrutto x persanlicher Bruttoversorgungssatz: 2.326.49 €| 232649 €|Bruttogesamtversorgung (BGVY)
8
9|Ermittlung der Startgutschrift
StEl. StEl. StKl. StKl.
10 I II1/0 I III/0
11|malgebliche Gesamtversorgung =Min{NGV BGV) 157240€] 186919 €
12|abziiglich Rente nach Maherungsverfahren: 138245€] 138245 €
13|Unterschiedsbetrag (Voll-Leistung nach § 18 Abs.2 Nr. 1 BetrAVG): 189,95 € 486,74 €
14
15| Versorg tz: | 10.73[Jahre Pflichtversicherung x 2.25 % 24 14% 24 14%
16| Anwartschaft nach § 18 Abs. 2 Nr_ 1 und 2 = Voll-Leistung x Versorg tz 4586 € 117,52 €
17
18| nun wird verglichen- Betrag in % des gvE p.a.
19| Formelbetrag § 18 Abs.2 Nr. 1 und 2 BetrAVG 45,86 € 117.62 € 0.14% 0,35%
20|Mindestrente nach § 18 Abs. 2 Nr. 4 BetrAVG 117.62 € 117.62 € 0.35% 0.35%
21|falls m >= 20 Jahre: Mindeststartgutschrift § 9 Abs. 3 ATV 0,00 € 0,00€ 0,00% 0,00%
22
23| Startgutschrift zum 31.12.2001:
24| Startgutschrift = Maximum der Anteile aus Ifd. Nr. 19, 20 und 21 117,52 € 117,52 € 0,35% 0,35%
25| Startgutschrift zum 31.12.2001 in Versorgungspunkten (VP): 29,38 29,38

Tabelle 24: STG(alt) mit Anteilssatz 2,25 % p.a. bei VBL — Eintritt 08.04.1991

Ermittlung der Startgutschrift
(Regelung 2017)
Startgutschrift
rentenfern
Frau N.N. (Regelung 2017)
Lfd. Nr. Fiktive Arbeitsentgelte und Versorgungssitze
StKI. StKI.

1 1 /0

2|malgebliches Vollzeit gv Bruttoarbeitsentgelt pro Monat: 310199 €] 310199€

3|maligebliches Vollzeit  Nettoarbeitsentgelt pro Monat: 1713,79€] 203726€

A persdnlicher Brutto-Versorgungssatz = GBQ % 75,00 % : 75,00% 75,00%

5| persinlicher Netto-Versorgungssatz = GBQ x 91,75 % - 91.75% 91.75%

6|fikt. Vollzeitnetto x persanlicher Mettoversorgungssatz: 1.57241€| 1.869.19 €|Nettog ersorgung (NGV)

T|fikt. Vollzeitbrutto x persénlicher Bruttoversorgungssatz: 2.326.50 €] 2.326,50 €|Bruttogesamtversorgung (BGV)

8

9|Ermittlung der Startgutschrift

10 I IIT/0 I III/0

11 maltgebliche Gesamtversorgung =Min(NGV.BGV) 1.57241€) 1.869.19 €

12|abziglich Rente nach Naherungsverfahren: 1.38245€) 1.38245€

13|Unterschiedsbetrag (Voll-Leistung nach § 18 Abs 2 Nr_ 1 BetrAVG): 189,96 € 486.74 €

variabler Versorgungssatz (VS): Wenn 40 < n <= 100/2,25, dann: 100/n;

14|sonst 2.5 ; falls n> 44 4444 dann VS =2.25 % 2,5000% 2,5000%

15|VSatz 31.12.01: | 10.73[Versorgungssatz(VS)= PFLI x 2.5 % 26,83% 26,83%

16| Anwartschaft nach § 18 Abs. 2 Nr. 1 und 2 = Voll-Leistung x Versorgungssatz| 5097 € 130,61 €]

17

18| nun wird verglichen: Betrag in % des gvE p.a.

Formelbetrag § 18 Abs.2 Nr. 1 und 2 BetrAVG

19|bzw. i.d.F.der 10. S.A ATV vom 08.06.2017 50,97 € 130,61 €] 0,15% 0.39%
20|Mindestrente nach § 18 Abs. 2 Nr. 4 BetrAVG 17,52 € 117,52 €] 0,35% 0.35%
21|falls m >= 20 Jahre: Mindeststartgutschrift § 9 Abs. 3 ATV 0.00€ 0,00 € 0,00% 0,00%
22

23| Startgutschrift zum 31.12.2001:

24| Startgutschrift = Maximum der Anteile aus Ifd. Nr. 19, 20 und 21 117,52 € 130,61 € 0,35% 0.39%
25] Startgutschrift zum 31.12.2001 in Versorgungspunkten (VP): 29,38 32,66

Tabelle 25: STG(neu) mit Anteilssatz 2,50 % p.a. bei VBL — Eintritt 08.04.1991
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Auch nach der Neuberechnung der Startgutschrift STG(neu) gemald der Regelung

von 2017 ergeben sich Abweichungen in der neuen Rentenwartschaft in H6he von
130,61 € ( = 32,66 VP) zu dem vorinstanzlichen Urteil LG KA 6 O 184/19 (RdNr. 15)
in Hohe von 132,80 € ( = 33,20 VP) (siehe auch Anfang von Kap. 4.1 dieses
Standpunkts).

Schlussfolgerungen:

Mit einem VBL — Eintritt am 08.04.1991 (BGH) kommt man unwiderlegbar auf
hochstens 10,75 (im Versicherungsfall auf 10,73 Pfl.Jahre bis zum 31.12.2001).
Damit wirden die alte und die neue Startgutschrift unter den von den Vorinstanzen
ermittelten Werten liegen. Die Werte aus den beiden Vorinstanzen und den Daten
- Angaben im BGH — Urteil missen jedoch kompatibel sein!

Der Dreh — und Angelpunkt (Fixpunkt) zur Berechnung der alten und neuen
Startgutschrift waren die Versicherungsdaten aus dem LG — Urteil, dem OLG —
Urteil, dem BGH — Urteil.

Rein rechnerisch ermittelt ergibt sich fir die Pflichtversicherungszeit bis zum
31.12.2001 ein Zeitraum von 10,91 Jahren ( = 130,92 Monate).

m = [F-STG(II) / (NGV(IIl) = NR)] / 2,25% =

[119,48 € / (1.869,19 € - 1.382,45 €)] /0,0225 = [119,48 / (486,74)] /10,0225

10,91 Jahre]  bei der Annahme der fiktiven Steuerklasse 111/0 °®

Berechnung von alter und neuer Startqutschrift mit Eintrittsdatum 01.02.1991:

Logisch ruckschlieRend erkennt man, dass der VBL — Eintritt zu einem friheren
Zeitpunkt als zum April 1991 gewesen sein muss. Um alte und neue Startgutschrift
kompatibel zu machen zu den Daten im LG-Urteil bzw. OLG-Urteil, verdndert man
also lediglich das Eintrittsdatum zu einem friheren Datum hin und schaut, was
passiert.

Vollig unverandert (fix) bleiben dabei die fiktiven gesetzliche Naherungsrente (NR),
das gesamtversorgungsfahige Entgelt (QvE), die Nettogesamtversorgung (NGV), die
Voll-Leistung (VL).

Man kann sich eines Daten-Abgleichs bedienen unter der Annahme des vom BGH
zitierten Geburtsdatums 16.07.1949 und verschiedener fiktiver VBL-Eintrittsdaten.

%8 (m)=10,91 Jahre ist die einzige Mdglichkeit, die Pflichtversicherungsjahre(m) bis zum 31.12.2001 aus
den Daten der Gerichte und der Formel F-STG(111) = (NGV(I11) — NR) x (m x 2,25%0) rein rechnerisch zu
ermitteln, ohne den Startgutschriftbescheid vorliegen zu haben!
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Alter theor. reale
Eintritt in |flir STG gilt:| Monate | Monate m
Fiktives [Jahren{))+| Startder | zwischen | zwischen m n n
Fiktives |VBL-Eintritts-| Monaten | Rente mit |Eintritt und | Eintritt und in 100/n
Lfd.Nr. | Geb.Datum datum (M) 65J+0M |31.12.2001 | 31.12.2001 | Jahren |Monate|lahre
1 16.01.1949 08.04.1991 4212 M| 01.02.2014 129,00 128,77 10,73 273,77| 22,81| 4,38
2 16.02.1949 08.04.1991 42J1M| 01.03.2014 129,00 128,77 10,73| 274,77| 22,90 4,37
3 16.03.1949 08.04.1991 42J0M| 01.04.2014 129,00 128,77 10,73| 275,77| 22,98| 4,35
4 16.04.1949 08.04.1951| 41111M| 01.05.2014 120,00 128,77 10,73| 276,77| 23,06| 4,34
5 16.05.1949 08.04.1991| 41110M| 01.06.2014 129,00 128,77 10,73| 277,90| 23,16| 4,32
1] 16.06.1949 08.04.1991 41J9M| 01.07.2014 129,00 128,77 10,73| 278,77| 23,23 4,30
7 16.07.1549| 08.04.1991| 4118 M|01.08.2014 129,00 128,77 10,73 279,77(23,32| 4,29
8 16.08.1949 08.04.1991 41J7M| 01.09.2014 120,00 128,77 10,73| 280,77| 23,40 4,27
9 16.09.1949 08.04.1991 41J6M| 01.10.2014 129,00 128,77 10,73| 281,77| 23,48| 4,26
10 16.10.1949 08.04.1991 41J5M| 01.11.2014 129,00 128,77 10,73| 282,77| 23,56| 4,24
11 16.11.1949 08.04.1991 41J4M| 01.12.2014 129,00 128,77 10,73| 283,77| 23,65| 4,23
12
13 16.01.1949 01.02.1991 42 J0M| 01.02.2014 131,00 130,92 10,91| 275,92| 22,99| 4,35
14 16.02.1949 01.02.1951| 41111M| 01.03.2014 131,00 130,92 10,91| 276,92| 23,08 4,33
15 16.03.1949 01.02.1991| 41110M| 01.04.2014 131,00 130,92 10,91| 277,92| 23,16| 4,32
16 16.04.1949 01.02.1991 4119 M| 01.05.2014 131,00 130,92 10,91| 278,92| 23,24| 4,30
17 16.05.1949 01.02.1991 41J8M| 01.06.2014 131,00 130,92 10,91| 279,92| 23,33| 4,29
18 16.06.1949 01.02.1991 4117M| 01.07.2014 131,00 130,92 10,91| 280,92| 23,41| 4,27
19 16.07.1949| 01.02.1991| 41J)6 M|01.08.2014 131,00 130,92 10,91 281,92(23,50| 4,26
20 16.08.1949 01.02.1991 41J15M| 01.09.2014 131,00 130,92 10,91| 282,92| 23,58| 4,24
21 16.09.1949 01.02.1991 41J4 M| 01.10.2014 131,00 130,92 10,91| 283,92| 23,66| 4,23
22 16.10.1949 01.02.1991 4113 M| 01.11.2014 131,00 130,92 10,91| 284,92| 23,74| 4,21
23 16.11.1949 01.02.1991 4112 M| 01.12.2014 131,00 130,92 10,91 285,92| 23,83 4,20
Der neue Anteilssatz ist Min [ (100% /n) bzw. 2,5%], wenn n <40 lahre;
d.h. also hier (BGH IV ZR 120/22 bzw. LG KA 6 O 184/19) fiir ALLE Fille 2,5 % p.a.

Tabelle 26: Datenabgleich fir den VBL-Eintritt und das Geburtsdatum

Ware die Versicherte am 01.02.1991 statt am 08.04.1991 in die VBL -
Pflichtversicherung eingetreten, ware Sie zum Eintrittszeitpunkt 41 Jahre und 6
Monate alt gewesen.

Rein rechnerisch ermittelt (siehe oben aus der Rickrechnung) ergab sich fur die
Pflichtversicherungszeit bis zum 31.12.2001 ein Zeitraum von 10,91 Jahren ( =
130,92 Monate statt der theoretisch maximal méglichen 131 Monate).

Mit den Angaben zum Geburtsdatum (16.07.1949) und einem modifizierten VBL —
Eintrittsdatum (01.02.1991) wird die Nachprifung der rentenfernen Startgutschrift der
Klagerin kompatibel zu den Angaben aus den Vorinstanzen des BGH — Verfahrens.

Die geanderte Eingabemaske fir das Berechnungsprogramm fir die rentenferne
Startgutschrift der Klagerin lautet:
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Eingabemaske fiir eine rentenferne Startgutschrift (altes Verfahren und neues Verfahren mit Zuschlag)

Frau N.N.
Hinweis: Individuelle Daten s3ind nor in die granen Felder der Datenspalten C und D zu schreiben.
Alle anderen Zellen und Blitter sind geschiitzt, um das Uberschreiben von Formeln und Zellbeziigen zu
A B C D
geschatzt/rickgerechnet

aus Daten im Urteil OLG KA 12 U 106/20

Lfd. Nr. |fiktive Berechnung zum Fall BGH IV ZR 120/22 Fran N.N
1|Geburtsdatum: 16.07.15459 aus BGH Infos
2|Stichtag: 31.12.2001
4|Rentenbeginn (mit 65 J + O M !!))am 01.08.2014: 01.08.2014 aus BGH Infos
5|EZVE-Pflicht ab: 01.02.1991 geschatzrt aus OLG-Urteil
6lm = erreichte ZVE-Monate bis Stichtag: 130,52 131,00
T7ln = erreichbare ZVE-Monate bis 01.08.2014: 281,92
8|g = ZVE-Monate 01.01.2002 Dbis 01.08.2014: 151,00
olm in Janrenm: 10,91 [
10|n in Jahren: 23,49 daraus: 4.26=100/n
11|g in Janren: 12,58 | |
12|Eintrittsalter in ZVEK in Jahren(J), Monaten (M) : 41 J 6 M
13|Gesamtbeschaftigungsguotient (GBQ): 1,00
14|Umlagesatz ZVE Arbeitgeberanteil (AG) : 6,45%
15|Umlagesatz ZVE Arbeitnehmeranteil (AN): 1, 25%
16|Falls Hochrechnung der Startgutachrift auf &5+0 LJ

gewiinacht, wird das zv Jahresentgelt won 2002 bendtigt.
17|Ansonsten wird hier 0,00 € eingesetzt.

Cesamtversorgungsfihiges Entgelt (gvE) eingeben: errechnet aus fiktiver
18| (gekiirztes gvE eingeben, wenn GBQ < 1 111!) 6.066,97 DM| 3.101,99 €|NRentevon 1.382.45 €
19|gvE muss unter 19.213,35 DM = 10.130,68 £ lisgen | [

geschatzt:
20|Mindestrente nach § 18 Bbs. 2 Nr. 4 BetrlAVG 229,84 DM 117,52 £]= (11 x 0.3444100) x gvE

Mindeststartgutschrift § % Abks. 3 ATV

= falls m»=20; wolle Jahre bis zum Stichtag x 1,84 VP
21| xGBOx 4 € 0,00 €]=0Jx184VP x4€

Hinweis  Lfd. Nr. 5 und &: Eingabe Beginn der ZVK-Fflicht bzw. des maigeblichen Zeitraums m (in Monaten) manuell aus der Startgutschrift.
Hinweis  Lfd. Nr. 13 Eingabe des makgeblichen Gesamibeschaftigungsquotienten (GBQ) manuell aus der Startgutschrift.
Hinweis  Lfd. Nr. 18 und 20: Eingabe des malkgeblichen Entgelts in DM manuell aus der Startgutschrift.
Tabelle 27: Eingabemaske fur STG bei VBL-Eintritt am 01.02.1991
Ermittlung der Startgutschrift (alt)
Startgutschrift
Frau N.N. rentenfern
(alt)
Lfd. Mr. Fiktive Arbeitsentgelte und Versorgungssiatze
StKI. StKl.
1 | /0
2|malgebliches Vollzeit gv Bruttoarbeitsentgelt pro Monat: 3101,99€| 3101.99€
3| maltgebliches Vallzeit Nettoarbeitsentgelt pro Monat: 1.713,79€| 2.037,26€
4| persanlicher Brutto-Versorgungssatz = GBQ » 75,00 % - 75,00% 75,00%
5] persénlicher Netto-Versorgungssatz = GBQ x 91,75 % : 91.75% 91.75%
6|fikt. Vollzeitnetto x persénlicher Mettoversorgungssatz: 157240€| 186919 € Nettogesamtversorgung (NGV)
Tlfikt. Vollzeitbrutto x persénlicher Bruttoversorgungssatz: 2.32649€) 232649 £€|Bruttogesamtversorgung (BGV)
8
9|Ermittlung der Startgutschrift
10 I II1I/0 I III/0
11| maligebliche Gesamtversorgung =Min(NGV BGV) 1.67240€| 1.86919€
12| abziglich Rente nach Naherungsverfahren: 138245€| 138245€
13|Unterschiedsbetrag (Woll-Leistung nach § 18 Abs 2 Nr._ 1 BetrAVG): 189,95 € 486,74 €
14
15| Versorgungssatz: | 10,91[Jahre Pflichtversicherung x 2,25 % 24 55% 24.55%
16| Anwartschaft nach § 18 Abs. 2 Nr_ 1 und 2 = Voll-Leistung x Versorgungssatz 46,63 € 119,48 €
17|
18| nun wird verglichen: Betrag in % des gvE p.a.
19|Formelbetrag § 18 Abs.2 Nr. 1 und 2 BetrAVG 46,63 € 119.48 € 0.14% 0.35%
20| Mindestrente nach § 18 Abs. 2 Nr_ 4 BetrAVG 1M762€ 117,62 € 0,35% 0,35%
21|falls m == 20 Jahre: Mindeststartgutschrift § 9 Abs. 3 ATV 0.00€ 0,00 € 0.00% 0.00%
22
23| Startgutschrift zum 31.12.2001:
24| Startgutschrift = Maximum der Anteile aus Ifd. Nr. 19, 20 und 21 117,52 € 119,48 € 0,35% 0,35%
25| Startgutschrift zum 31.12.2001 in Versorgungspunkten (VF): 29,38 29,87

Tabelle 28: STG(alt) mit Anteilssatz 2,25 % p.a. bei VBL — Eintritt 01.02.1991
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Ermittlung der Startgutschrift

(Regelung 2017)

Frau N.N.

Startgutschrift
rentenfern
(Regelung 2017)

Lfd. Mr. Fiktive Arbeitsentgelte und Versorgungssitze
StKI. StKI.

1 1 1110

2|maltgebliches Wollzeit gv Bruttoarbeitsentgelt pro Monat: 3.101.99€] 3101.99€

3|maligebliches Vollzeit Nettoarbeitsentgelt pro Monat: 1.713,79€| 203726€

4]persidnlicher Brutto-Versorgungssatz = GBQ x 75,00 % : 75,00% 75,00%

5|persanlicher Netto-Versorgungssatz = GBQ x 91,75 % : 91,75% 91,75%

B|fikt. Vollzeitnetto x persénlicher Nettoversorgungssatz: 1567241€| 1.869,19 €|Nettogesamtversorgung (NGV)

T|fikt. Vollzeitbrutte x persdnlicher Bruttoversorgungssatz: 2.326,50 € 2.326,50 £|Bruttogesamtversorgung (BGV)

8

9|Ermittlung der Startgutschrift

10 I III/0 I III/0
11|maltgebliche Gesamtversorgung =Min(NGV,BGV) 157241€| 1.86919€

12|abziiglich Rente nach Naherungsverfahren: 138245€) 138245 €

13|Unterschiedsbetrag (Voll-Leistung nach § 18 Abs.2 Nr_ 1 BetrAVG): 189,96 € 486,74 €

variabler Versorgungssatz (VS): Wenn 40 < n <= 100/2.25, dann: 100/n;

14|sonst 2.5 : falls n= 44,4444, dann VS = 2,25 % 2,5000% 2.5000%

15|VSatz 31.12.01: | 10.91[Versorgungssatz(VS):= PFLJ x 2.5 % 27.,28% 27.28%

16)Anwartschaft nach § 18 Abs. 2 Nr_ 1 und 2 = Voll-Leistung x Versorgungssatz| 5183 € 132,80 €

17

18| nun wird verglichen: Betrag in % des gvE p.a.

Formelbetrag § 18 Abs 2 Nr_ 1 und 2 BetrAVG

19|bzw. i.d.F.der 10. S.A. ATV vom 08.06.2017 51,83 € 132,80 € 0.15% 0.39%
20|Mindestrente nach § 18 Abs. 2 Nr. 4 BetrAVG 117,52 € 117,52 €§ 0.35% 0.35%
21|falls m >= 20 Jahre: Mindeststartgutschrift § 9 Abs. 3 ATV 0,00 € 0,00 € 0.00% 0.00%
22
23| Startgutschrift zum 31.12.2001:
24| Startgutschrift = Maximum der Anteile aus Ifd. Nr. 19, 20 und 21 117,52 € 132,80 € 0,35% 0,39%
25| Startgutschrift zum 31.12.2001 in Versorgungspunkten (VP): 29,38 33,20

Tabelle 29: STG(neu) mit Anteilssatz 2,50 % p.a. bei VBL — Eintritt 01.02.1991




	Vorbemerkungen
	Zusammenfassung
	Abbildungen
	Tabellen
	1. Einstieg
	2. Übergang Gesamtversorgung zur neuen Betriebsrente
	2.1. Beschreibung des neuen Versorgungsrechts
	2.1.1. Rentennahe Anwartschaft auf Betriebsrente
	2.1.2. Rentenferne Anwartschaft auf Betriebsrente

	2.2. Grundzüge der Gesamtversorgung
	2.3. Der Weg der Tarifparteien zur rentenfernen Startgutschrift
	2.3.1. Struktur der alten rentenfernen Startgutschrift vom 31.12.2001
	2.3.2. Struktur der rentenfernen Startgutschrift (Regelung 2011)
	2.3.3. Struktur  der rentenfernen Startgutschrift (Regelung 2017)


	3. Die rentenferne Startgutschrift als System
	3.1. Fokussetzung im rentenfernen STG - System
	3.2. Details zum rentenfernen STG - System

	4. Analyse der VBL – Betriebsrente der Klägerin
	4.1. VBL – Startgutschrift und VBL – Rente (lt. Urteilen)
	4.2. Fragen zur Erschließung der Berechnung der Startgutschrift
	4.2.1. Von der Näherungsrente auf die Höhe des gvE schließen?
	4.2.2. Weitere Rückschlüsse aus der ursprünglichen Startgutschrift
	4.2.3. Annäherung an die alte/neue Startgutschrift der Klägerin
	4.2.4. Abschätzung der Mindestrente nach § 18 Abs. 2 Nr. 4 BetrAVG
	4.2.5. Alte und neue Startgutschrift der Klägerin im Vergleich
	4.2.6. Lässt sich die Zuschlagsproblematik der Klägerin einordnen?


	Anlage A: Terminhinweis zu BGH IV ZR 120/22
	Anlage B: Missverständnisse um die Näherungsrente
	Anlage C: Auszug aus § 41 BetrAVG  a.F.
	Anlage D: Pressemitteilung zu BGH  IV ZR 120/22
	Anlage E: Irritation um die Daten zu BGH IV ZR 120/22

